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VORBEMERKUNG

Anlass fiir die Uberarbeitung der Bewirtschaftungsgrundsétze ist der Beschluss der Gemeinsa-
men Wissenschaftskonferenz (GWK) zum Aufbau des "Neuen Rechnungswesens" der MPG.
Mit der Abkehr von der kameralistischen Einnahmen- und Ausgabenrechnung und Einfiihrung
des handelsrechtlichen Jahresabschlusses wird sowohl fur die MPG als auch die Zuwendungs-
geber eine deutliche Verbesserung der Transparenz angestrebt.

Der Umstellungsprozess begann 2011 und wird mit der Aufstellung des Wirtschaftsplans 2015
sowie dem von einem Wirtschaftsprifer zu bestatigendem Jahresabschluss 2015 einschlie3lich
der hierauf aufbauenden Prifung der OrdnungsmaéaRigkeit der Mittelverwendung (Verwen-
dungsnachweis) abgeschlossen werden.

Der Wirtschaftsplan, der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang und
Lagebericht) sowie der Verwendungshachweis basieren nunmehr auf einem in sich geschlos-
senen System des Rechnungswesens, das die haushaltsrechtlichen Anforderungen und han-
delsrechtliche Regelungen fiur grof3e Kapitalgesellschaften miteinander verbindet.

Diese Neukonzeption gestattet es, Bereiche abzugrenzen, um den jeweiligen Anforderungen
gerecht zu werden: Zum einen die liquiditatsnahe Sphare fiir die Budgetsteuerung und Abrech-
nungen gegeniber den Zuwendungsgebern. Zum anderen die jahresabschlussorientierte Spha-
re, in der erganzend der vollstandige Nachweis der Vermdgensgegenstande und Schulden er-
bracht wird.

Aufgrund der Fortentwicklung des Rechnungswesens der MPG besteht nun eine weitreichende
Einheitlichkeit im Aufbau des Wirtschaftsplans mit der sogenannten GuV-Basis des Jahresab-
schlusses fir groRe Kapitalgesellschaften bis hin zum Verwendungsnachweis nach Nr. 7 AN-
Best-I, so dass die Grundzielsetzung "ein Rechnungswesen ohne Uberleitungen und Briiche zu
schaffen, erreicht wird.
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Nr. 1 BewGr-MPG

Allgemeines

Foérderung und Verfahren

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Férderung der Wissenschaften e. V. (MPG) wird auf
Basis von Art. 91 b Grundgesetz i. V. m. der Ausfihrungsvereinbarung zum GWK-
Abkommen Uber die gemeinsame Férderung (AV-MPG) im Verhaltnis 50:50 von Bund
und Landern finanziert (Grundfinanzierung).

Die MPG erwirtschaftet Ertrdge aus dem "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierten
Vermdégen". Das "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierte Vermogen" der MPG st flr
satzungsgemale Zwecke unter Beachtung besonderer Zweckbindungen zu verwalten
und zu verwenden.

Bei der Verwendung der Ertrage aus dem "Nicht aus offentlichen Mitteln finanzierten
Vermogen" gelten die gesamten Regeln der Grundfinanzierung. Ausnahmen hierzu
sind zulassig und werden in den folgenden Bewirtschaftungsgrundsétzen geregelt.

Daneben konnen Projektmittel von privaten und 6ffentlichen Dritten zur Verfigung
gestellt werden.

Die Forderung des Max-Planck-Instituts flr Plasmaphysik (IPP) richtet sich nach den
Regelungen fir Mitgliedseinrichtungen der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren e.V. und ist nicht Gegenstand dieser Bewirtschaftungs-
grundsatze.

Alle Mittel der MPG diirfen nur fur die satzungsmaRigen Zwecke verwendet werden.
Bund und Lander finanzieren diese aus Haushalts- bzw. Steuermitteln, die gewahrleis-
ten sollen, dass die Aufgaben der MPG mit gro3tmdglicher Autonomie im Sinne wis-
senschaftlicher Freiheit erflillt werden kénnen.

Die nachfolgenden Bewirtschaftungsgrundsatze der MPG (BewGr-MPG) sind ab-
schlieRBend. Sie gelten fir die MPG (Rechtstrager e.V.) und die geférderten rechtlich
selbstandigen Einrichtungen der MPG - MPI fir Eisenforschung GmbH und MPI fir
Kohlenforschung (rechtsfahige Stiftung) - nach 8 1 Abs. 2 AV-MPG (Antragsgemein-
schaft). Bund und Lander legen die Bewirtschaftungsgrundsatze gemafR den VV zu
8§ 44 BHO/LHO als Nebenbestimmungen zu ihren jahrlichen Bewilligungsbescheiden
fest. Zuwendungsempfangerin ist die Antragsgemeinschaft; Adressat der Bescheide
von Bund und Landern ist die Generalverwaltung der MPG.

Werden von Bund und Landern Anderungen beschlossen, so sind diese in die Bewirt-
schaftungsgrundsétze einzuarbeiten. Soweit dies fur das laufende Wirtschaftsjahr oder
nach Drucklegung des Wirtschaftsplanes fur das nachste Jahr nicht moglich ist, kon-
nen Bund und Lander insoweit die Anderung beschlieRen, ohne dass es hierzu einer
Anpassung der Zuwendungsbescheide bedarf. Einer Anpassung der Zuwendungsbe-
scheide bedarf es auch nicht, wenn Bund und Lander mit unmittelbarer Wirkung fur das
Zuwendungsverhdltnis einzelne Sachverhalte entscheiden. Die jeweils aktuellen Be-
wGr-MPG sind nach Wirksamwerden - sowie die einzelnen Fassungen der Vorjahre ab
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2006 - auf der Homepage der GWK - http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=260 - ab-
rufbar.

Die im Hinblick auf die Bewirtschaftung der Mittel gefassten Beschlisse der Zuwen-
dungsgeber sind mit ihrem Wirksamwerden anzuwenden. Ein Beschluss wird wirk-
sam, soweit innerhalb der festgelegten Frist von zwei Wochen nach Absendung des
Ergebnisprotokolls bzw. bei Beschlussfassung aul3erhalb einer Sitzung nach Unterrich-
tung Uber gefasste Beschliisse keine Einwendungen gegen einzelne Beschlisse erho-
ben werden. Sofern gegen einen einzelnen Beschluss Einwendungen erhoben werden,
kommt dieser Beschluss nicht zustande und wird nicht wirksam. Alle Gbrigen Beschlis-
se treten in Kraft und finden Anwendung.

Die BewGr-MPG finden analoge Anwendung, wenn der Bedarf der MPG durch Dritte
(z. B. Public Private Partnership (PPP)) gedeckt werden soll.


http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=260
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Aufteilung/Abrechnung der Grundfinanzierung (Bund-Lander-Abrechnung)

Der Bund tragt 50 vom Hundert der Grundfinanzierung. Der auf die Lander entfallende
Teil des Zuwendungsbetrages (Sitzlandabrechnung) wird in H6he von 50 vom Hun-
dert vom jeweiligen Sitzland der Einrichtungen der MPG (Interessenquote des Sitzlan-
des) und in H6he von 50 vom Hundert von allen Landern gemeinsam aufgebracht. Der
auf die Lander entfallende Teil des Zuwendungsbetrages fur die Generalverwaltung
und fur Einrichtungen im Ausland wird von allen Landern gemeinsam aufgebracht. Da-
zu gehdren auch zentral veranschlagte nicht aufteilbare Mittel.

Bei der Interessenguote des Sitzlandes werden Teile einer Einrichtung in einem ande-
ren Bundesland, insbesondere Teilinstitute, Aul3enstellen und andere auf Dauer ausge-
richtete und nicht nach Nutzungszeiten unter den Max-Planck-Instituten (MPI) verrech-
nete Forschungseinheiten mit einer Laufzeit von mehr als finf Jahren sowie die auf
MPG Forschungsgruppen an Hochschulen entfallenden Teilbedarfe abgesetzt und
dem Sitzland der jeweiligen Standorte zugerechnet.

Zins- und Tilgungsleistungen aus Familienheimdarlehen werden sitzlandneutral ver-
rechnet. Versorgungslasten sind entsprechend der Zuordnung wahrend der aktiven
Dienstzeit zu berlcksichtigen.

Die Aufwendungen fur Zuschisse im Rahmen von Einzelforschungen im In- und
Ausland werden sitzlandneutral abgerechnet, es sei denn, es ist eine Zuordnung zu
einem Standort der betroffenen Einheit méglich.

Der auf alle Lander entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird zu zwei Dritteln
nach dem Verhaltnis der Steuereinnahmen, zu einem Drittel nach dem Verhéltnis der
Bevoilkerungszahl der Lander aufgebracht (Konigsteiner Schlissel gem. § 4 AV-
MPG).

Sonderfinanzierungen/Teilsonderfinanzierungen gemal § 1 Abs. 2 Satz 1 der An-
lage zum GWK-Abkommen und Projektmittel im Sinne des § 3 Abs. 2 AV-MPG blei-
ben bei Ermittlung der Sitzlandquote auf3er Betracht.

Die aus der endgiltigen Verteilungsrechnung der MPG folgenden Erstattungen bzw.
Nachzahlungen der Lander sind grundsatzlich im dritten auf die Abrechnung folgenden
Jahr zu leisten. Vorzeitige Nachzahlungen der Lander sind zugelassen. Treffen Nach-
zahlungsverpflichtungen und Erstattungsanspriiche eines Landes zusammen, ist zwi-
schen MPG und betroffenem Land ein zweckméalRiger Ausgleich herbeizufiihren.



Nr. 3 BewGr-MPG

Il. Finanzierung

3.

1)

)

®3)

(4)

®)
(6)
()

Rahmenbedingungen und Veranschlagung

Die BewGr-MPG haben Vorrang vor den Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zu-
wendungen zur Institutionellen Foérderung des Bundes (ANBest-1). Im Ubrigen gilt
Bundesrecht, soweit nichts anderes durch Bund und Lander bestimmt wird.

Fur Teilsonderfinanzierungen (Finanzierung eines festgelegten Teilbetrages einer
MalRnahme durch den Bund oder ein Land erganzend zur Grundfinanzierung) und
Sonderfinanzierungen (Finanzierung einer MalRnahme ausschliel3lich durch den
Bund oder ein Land ergénzend zur Grundfinanzierung) gelten die BewGr-MPG (siehe
Abs. 1).

Sonderfinanzierungen und Teilsonderfinanzierungen bedurfen unabhéngig von ihrer
Hohe und ihrem Verwendungszweck der vorherigen Zustimmung der Zuwen-
dungsgeber in den Gremien der GWK (8 1 Abs. 2 Nr. 1 der Anlage zum GWK-
Abkommen).

Die Antragstellung erfolgt durch den jeweiligen Zuwendungsgeber, sofern die Maf3-
nahme nicht bereits Gber den Wirtschaftsplan oder im Zusammenhang mit Maf3nah-
men nach Nr. 11 und/oder Nr. 12 BewGr-MPG genehmigt wurde. Die MPG unterstiitzt
den jeweiligen Zuwendungsgeber bei der Antragstellung.

Die Verwendung der Projektmittel (zweckgebundene Zuwendungen oder Auftrage
Dritter) bestimmt sich nach den Bedingungen der jeweiligen Zuwendungs-
/Auftraggeber. Unbeschadet davon gelten fir GroRe Baumaflinahmen die Regelungen
nach Nr. 12 BewGr-MPG.

Nebenbestimmungen und Vereinbarungen sind in der Anlage zu Nr. 3 (4) BewGr-
MPG aufgefinhrt.

Alle Regelwerke werden in der jeweils geltenden Fassung angewendet.
Fur jedes Rechnungsjahr ist ein Wirtschaftsplan zu erstellen.

Der Wirtschaftsplan fur die Antragsgemeinschaft umfasst drei Teilwirtschaftsplane.
Alle zu erwartenden Ertrdge und Aufwendungen sind darzustellen. Ertrdge und Auf-
wendungen werden umsatzsteuerneutral (im Falle der MPG sog. ,Teil-Brutto*!) aus-
gewiesen. Der zu erwartende Vorsteuererstattungsbetrag ist nachrichtlich im Wirt-
schaftsplan zu vermerken.

Bei den in der Bau- und Ausstattungsliste aufgefiihrten MaRnahmen sind die Ansatze
zwecks besserer Vergleichbarkeit auch netto zu ermitteln und darzustellen.

! Aufgrund der eingeschrankten Unternehmereigenschaft der MPG i.S.d. Umsatzsteuerrechts umfasst
das Teil-Brutto die jeweiligen Netto-Betrage, bei den Aufwendungen zuztiglich der nicht-
abzugsfahigen Vorsteuer.
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Bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu beachten.

Der Wirtschaftsplan enthalt Darstellung und Aufgaben der MPG, Organisatorischer
Aufbau, Ubersicht tiber die institutionell geforderten Einrichtungen gemaf § 1 Abs.
2 der AV-MPG sowie alle voraussichtlichen Ertrage und Aufwendungen. Die ein-
zelnen Positionen sind zu erlautern. Die Struktur des Wirtschaftsplans ist in der An-
lage zu Nr. 3 (9) BewGr-MPG aufgefuhrt.

Im Wirtschaftsplan der MPG werden in Erlauterungen zu den Teilwirtschaftsplanen
GroRe BaumalRnahmen, deren Ausstattung sowie Mieten, Pachten fir Grundstiicke,
Gebaude und Raume, d. h. Malinahmen nach Nr. 12 (1) und (6) BewGr-MPG der An-
tragsgemeinschaft erfasst, fur die im Wirtschaftsplan Aufwendungen veranschlagt oder
noch zu leisten sowie noch Verwendungsnachweise zu fiihren sind. Diese Ubersichten
werden mit dem Entwurf des Wirtschaftsplans vorgelegt und sind vor Drucklegung zu
aktualisieren. Ein ggf. notwendiger Ausgleich erfolgt bei den Aufwendungen des jewei-
ligen Teilwirtschaftsplans.

Aufwendungen flr befristete und unbefristete Mitarbeiter der Bauabteilung, die mit
BaumafRnahmen befasst sind, sind bei den Personalaufwendungen der Generalverwal-
tung zu veranschlagen.

Der Entwurf des Wirtschaftsplans sowie die Anlagen hierzu werden den Zuwen-
dungsgebern Uber das Biro der GWK zur Beratung tbersandt. Die Beratungen finden
im FrUhjahr des Vorjahres statt. Der Wirtschaftsplan bedarf der abschlieBenden Ge-
nehmigung der Zuwendungsgeber in den Gremien der GWK. Er ist Grundlage fiur die
Bewilligung und Zahlung der Zuwendungen zur institutionellen Férderung von Bund
und Landern.



Anlage zu Nr. 3 (4) BewGr-MPG

Nebenbestimmungen und Vereinbarungen
Nebenbestimmungen regeln die Zuwendungsgeber in ihren jahrlichen Bescheiden. Bundes-
seitig werden beispielsweise Regelungen bzgl. Beschaffung, Nutzung, Aussonderung und

Verwertung von Dienstkraftfahrzeugen sowie Ausstattung von Geschaftszimmern festgelegt.

Zudem finden folgende Nebenbestimmungen Anwendung:

o Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionspravention in der Bundesverwaltung

o Richtlinie Telekommunikation Bund (RLTk Bund)

o Leitlinien des BMBF zur Beteiligung von Forschungseinrichtungen an Unternehmens-
grindungen

o Richtlinien des damaligen BMBau vom 29.03.1985 in Verbindung mit den Bestimmun-
gen des Il. WoBauG, des Wohnraumfordergesetzes sowie nach den Familienheim-
richtlinien des Bundes

o Richtlinien fir Kantinen bei Dienststellen des Bundes (Kantinenrichtlinien)

o Richtlinie des Bundes zur Beschaftigung von Praktikantinnen und Praktikanten

Folgende Vereinbarungen finden Anwendung:

o Vereinbarung zwischen der MPG und dem BMBF Uber die Grundsatze der Gleichbe-
handlung von Mannern und Frauen in der MPG vom 20./21.12.2005 auf der Basis der
Ausflhrungsvereinbarung zum GWK-Abkommen Uber die Gleichstellung von Mannern
und Frauen bei der gemeinsamen Forschungsforderung — Ausfihrungsvereinbarung
Gleichstellung (AV-Glei)



Anlage zu Nr. 3 (9) BewGr-MPG

Struktur des Wirtschaftsplans der Antragsgemeinschaft

Der Antrag auf Zuwendungen einschlieZlich der ,Mittelfristigen Finanzplanung® wird mit dem
Wirtschaftsplanentwurf eingereicht. Die Ansatze der Grundfinanzierung fir die Mittelfristige
Finanzplanung sowie fir das Ist des Vorvorjahres sind auf die Lander aufzuteilen.

Band |

Band Il

LR

w >

Aufgaben der Max-Planck-Gesellschaft
Zusammenfassende Darstellung der finanziellen
Wirtschaftsplandaten der MPG

Antragsgemeinschaft

MPG e.V. (einschlieBlich IPP)

Antragsgemeinschaft zuztglich IPP

Darstellung der Zuschiisse der Antragsgemeinschaft
Teilwirtschaftsplane der Antragsgemeinschaft

MPG e.V. ohne IPP

MPI fur Eisenforschung GmbH

MPI fir Kohlenforschung

Erlauterungen zur Antragsgemeinschaft

MPG e.V. ohne IPP

MPI fur Eisenforschung GmbH

MPI fir Kohlenforschung

Anlagen

Organisatorischer Aufbau

Organisationsplan Generalverwaltung

Ubersicht Uber die institutionell geforderten Einrichtungen
Darstellung der Kernfinanzierungen

Darstellung der Sonderfinanzierungen nach Bund und Landern
Darstellung des "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierten Vermogens"
Stellentibersichten zur Ist-Besetzung am 01.01. des Jahres
Erlauterungen der Forschungsaktivitaten der MPG

in Forschungsgebieten (mit Innovationsfonds)

Bewirtschaftungsgrundsatze der MPG (BewGr-MPG) fur nach der Ausfiih-
rungsvereinbarung MPG geftrderte Einrichtungen (AV-MPG)
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Rechnungswesen

Das Rechnungswesen des MPG e. V. — ohne MPI fir Plasmaphysik — umfasst folgen-
de Einheiten:

o Institute und Verwaltung (rechtlich unselbsténdige Institute und Forschungs-
stellen sowie zentrale Einrichtungen),
o "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanziertes Vermdgen" und

. BHO-Betriebe.

Die rechtlich selbstandigen Einrichtungen MPI fir Eisenforschung und MPI fur Kohlen-
forschung (Mitglieder der Antragsgemeinschaft) verfiigen tber ein an die MPG e. V.
angelehntes eigenes Rechnungswesen.

Die Bucher und Aufzeichnungen erfolgen nach dem System der kaufmannischen
doppelten Buchfuhrung. Die Grundséatze ordnungsgemaler Buchfuhrung und Bilan-
zierung sind zu beachten. Die Bildung des passivischen Sonderpostens fiir Zuschiisse
des Umlaufvermogens (z. B. fir bezuschusste Wertpapiere) sowie der aktivischen
Ausgleichsforderung gegen Zuwendungsgeber (Gegenposten fur Verpflichtungen, die
aufgrund eines Zuwendungsverhaltnisses eingegangen wurden und nicht durch Mittel
des laufenden Geschaftsjahres gedeckt sind) sind zulassig.

Das System der Buchflihrung hat auch die laufende Wirtschaftsplaniberwachung zu
gewahrleisten.

Die Begriffe "Ertrag" und "Aufwand" des Wirtschaftsplans sind nach den Regelungen
des Handelsgesetzbuches (HGB) definiert. Fir die Zuwendungsabrechnung ergeben
sich jedoch folgende Ausnahmen:

o Es werden nur Aufwendungen und Ertrage erfasst, die spéatestens innerhalb ei-
nes Monats nach Ende des Geschéftsjahres geleistet bzw. liquiditatswirksam
werden.

o Periodenabgrenzungen bzw. Bewertungsanpassungen gem. HGB bleiben unbe-
ricksichtigt.

"Investitionen" definieren sich - in Abgrenzung zum Haushaltsrecht - grundséatzlich
nach handelsrechtlichen Vorschriften. Die zuschussfinanzierten Investitionen werden
in der Gewinn- und Verlustrechnung unter der Position "Zuweisung zum Sonderposten
far Zuschisse" als Aufwand ausgewiesen.

Die zusammenfassende Darstellung der Antragsgemeinschaft im Wirtschaftsplan er-
folgt Gber eine rechnerische Zusammenfihrung der einzelnen Teilwirtschaftsplane.
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(6)

Nr. 4 BewGr-MPG

Das "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierte Vermégen" der MPG wird in geson-
derten Buchungskreisen (Vermogensverwaltung, Forschungsférderung, Tagungsstéat-
ten Schloss Ringberg, Harnack-Haus) erfasst. Die Ertrage aus "Nicht aus offentlichen
Mitteln finanzierten Vermogen" werden im Wirtschaftsplan unter der Position "Sonstige
betriebliche Ertrage" dargestellt. Eine Ubersicht der Bewirtschaftung dieses Vermo-
gens ist als Anlage zum Wirtschaftsplan der Antragsgemeinschaft aufzunehmen und
deren Verwendung zu erlautern.

Das Rechnungswesen umfasst weiterhin eine Kosten- und Leistungsrechnung.
Die Kosten- und Leistungsrechnung leistet einen Beitrag zur Feststellung der Effizienz
der Forschungseinrichtung. Sie schliefdt eine Kostenarten-, Kostenstellen- und Kosten-
trAgerrechnung ein und ist insbesondere als Instrument flr

» Kostenvergleichsanalysen,

+ Kalkulationen und Abrechnungen fur den internen und externen Leistungsaus-

tausch sowie die Trennungsrechnung,

» Wirtschaftlichkeitsberechnungen und

* institutstbergreifende Information, Steuerung und Planung
zu nutzen.
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(6)

()

Nr. 5 BewGr-MPG

Ausfiihrungsgrundsétze! zur Finanzierung

Die Einhaltung der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist durch angemessene Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen zu dokumentieren.

Die Aufwendungen fir Betrieb und Investitionen sind gegenseitig deckungsfahig.

Die Aufwendungen fir Investitionen sind Ubertragbar (Bildung von Ausgaberesten
beim jeweiligen Zuwendungsgeber). Darliber hinaus werden in Abhéngigkeit von der
Regelung im jahrlichen Zuwendungsbescheid des Bundes und der Lander Zuwendun-
gen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesen oder diese weitergehende Uberjahrige
Verfligbarkeit wird durch ein sonstiges haushaltsrechtliches Instrument hergestellt.

Am Jahresende nicht verbrauchte Kassenmittel werden auf die Auszahlungen zu Be-
ginn des Folgejahres kassenmafiig angerechnet.

Uber die Ansatze des Wirtschaftsplans hinaus erzielte Ertrage dirfen zur Deckung
von zusatzlichen Aufwendungen im Rahmen der satzungsgemafRen Aufgaben ohne
Anrechnung auf die Zuschiisse von Bund und Lander verwendet werden. Nr. 11 (6)
Satz 2 BewGr-MPG bleibt unberihrt.

Zuwendungen Dritter? und solche mit allgemeinem Themen- oder Instituts-bezug so-
wie andere Ertrage des "Nicht aus offentlichen Mitteln finanzierten Vermégens" der
MPG sind unter Beachtung der Zweckbindung und ggf. weiterer Auflagen (Vermo-
genserhalt in Anlehnung an Stiftungen) in angemessener Frist fir die satzungsgema-
Ren Zwecke im Rahmen des Wirtschaftsplanes zu verwenden.

Die Generalverwaltung ruft die Zuwendungen fiir die Antragsgemeinschaft ab und
stellt sie anteilig den Max-Planck-Instituten fiir Eisen- und Kohlenforschung zur Verfu-
gung. Insoweit liegt keine Weiterleitung von Zuwendungen vor.

Die MPG (Rechtstrager e.V.) ist in Absprache mit dem MPI fur Eisenforschung o-
der/und MPI flir Kohlenforschung erméchtigt, die bewilligten Zuwendungen zwischen
den Teilwirtschaftsplanen der Antragsgemeinschaft bedarfsgerecht umzusetzen.

Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dirfen nur vereinbart oder bewirkt wer-
den, soweit dies allgemein iblich oder durch besondere Umstande gerechtfertigt ist.

Zahlungsverpflichtungen aus Projekten kdnnen bei Bedarf aus Mitteln der Grundfinan-
zierung vorfinanziert werden und umgekehrt. Voraussetzung ist, dass dafur keine
zusétzlichen Zuwendungen bendtigt werden.

Soweit haushaltsrechtliche Begriffe verwendet werden, werden unter Einnahmen und Ausga-
ben hier Ertrdge und Aufwendungen verstanden.

Dies umfasst auch zweckgebundene Zuwendungen i. S. d. Gemeinnitzigkeit gemaR § 58 AO,
die keine Zuschisse i. S. der 6ffentlichen Férderung bzw. Drittmittel sind.
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Nr. 5 BewGr-MPG

Die bei Prifungen der Revision bzw. der Wirtschaftsprufer festgestellten zweckwidrig
von der MPG aufgewendeten Mittel sind bis zum 30.06. des Folgejahres entspre-
chend dem Finanzierungsschlussel, der im Jahr der Feststellung des zweckwidrigen
Verwendung galt, zurtick zu zahlen.
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6.1

1)

()

Nr. 6 BewGr-MPG

Besondere Ausfihrungsgrundséatze
Vergaberegelungen

Fur den Bereich der MPG wird die Vergabekammer des Freistaates Bayern in An-
spruch genommen.

Die MPG ist unter Einhaltung der nachfolgenden Bestimmungen ermachtigt, im Rah-
men der Anwendung der VOL und VOB Auftrage bis zum Wert von 30.000 € netto frei-
handig zu vergeben, ohne dass weitere Grinde nach 8 3 Nr. 4 VOL/A bzw. VOB/A vor-
liegen muissen:

1. Der Vergabe muss in jedem einzelnen Fall eine Preisermittiung zu Grunde lie-
gen, um die Wirtschaftlichkeit der beauftragten Leistungen zu gewabhrleisten.
Hierzu gelten folgende Regelungen:

a) Lieferungen und Leistungen mit einem geschatzten Auftragswert unter
1.000 € (netto) kdnnen nach einer formlosen (auch telefonischen) Preisermitt-
lung bei mindestens drei Anbietern freihdndig vergeben werden. Auf eine
schriftliche Dokumentation der Preisermittlung kann verzichtet werden.

b) Lieferungen und Leistungen mit einem geschétzten Auftragswert von 1.000 €
bis 30.000 € (netto) kdnnen nach Einholung von mindestens drei schriftlichen
Angeboten freih&ndig vergeben werden. Bei Lieferungen und Leistungen mit
einem geschatzten Auftragswert von 10.000 bis 30.000 € (netto) bedarf es
zusétzlich einer schriftlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes (inkl.
Leistungsbeschreibung).

Voraussetzung einer sachgerechten Preisermittiung und damit einer wirtschaftli-
chen Vergabeentscheidung ist in jedem Fall eine ausreichende Marktubersicht.
Das bedeutet, dass die Auswahl der in die Preisermittiung einzubeziehenden
Anbieter so erfolgen muss, dass die aktuelle Wettbewerbssituation am Markt hin-
reichend bertcksichtigt ist. Ggf. sind erganzend Erkundigungen Uber den in Be-
tracht kommenden Bewerberkreis einzuholen sowie regelmafiige Wechsel unter
den Bewerbern vorzunehmen.

2. Die Vorgaben der Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionspravention in
der Bundesverwaltung sind einzuhalten. Insbesondere ist die Vergabe o.a. Auf-
trAge regelmafig auf unzulassige Einflussfaktoren zu tberprifen (vgl. Nr. 11.1
der Richtlinie). Die Uberprufung obliegt einer unabhangigen Stelle (z.B. Interne
Revision); in Abstimmung mit der Ansprechperson fur Korruptionspravention sind
jahrlich Stichproben in angemessenem Umfang durchzufiihren.
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(1)

)

6.3

6.4

6.5

Nr. 6 BewGr-MPG

Internationalisierung

Vor Ubernahme oder Errichtung eines Instituts im Ausland ist die Zustimmung der Zu-
wendungsgeber einzuholen.

Die MPG ist im Rahmen ihrer Internationalisierungsstrategie seit 01.01.2010 berech-
tigt, wissenschaftliche Einrichtungen im Ausland, deren Ausrichtung und Arbeitsweise
sie mafdgeblich bestimmt, auch wenn zu deren Betrieb keine 6ffentlichen Mittel aus
Deutschland bendtigt werden, vor und nach der Grindungsphase durch die General-
verwaltung der MPG administrativ zu betreuen. Die Weiterleitung von Mitteln an diese
Einrichtungen ist nicht Bestandteil dieser Berechtigung. Die MPG berichtet der GWK
jahrlich im Rahmen der Beratung zum Wirtschaftsplan, in jedem Fall aber vor Ver-
tragsabschluss mit einem auslandischen Partner, von allen laufenden Projekten.

Fundraising

Die MPG darf Mittel aus der institutionellen Férderung von Bund und Landern dafir
einsetzen, Zuwendungen von privaten Dritten einzuwerben. Die einzuwerbenden Zu-
wendungen missen der MPG unmittelbar oder einer gemeinnitzigen Fordereinrich-
tung zukommen, deren Zweck darauf gerichtet ist, wissenschaftliche Zwecke der MPG
zu fordern.

Die Ermachtigung gilt im Rahmen eines befristeten Modellversuchs. Auf der Grundlage
eines im 2. Halbjahr 2015 vorzulegenden Gesamtberichts der MPG Uber die Jahre
2012, 2013 und 2014 entscheidet der Fachausschuss uber die evtl. Fortfiihrung.

Die fir die Einwerbung von Zuwendungen privater Dritter aufgewendeten Mittel sind im
Jahresabschluss gesondert im Detail auszuweisen. Diese Aufwendungen sind den
eingeworbenen Ertragen gegentiber zu stellen. Es ist im Verwendungsnachweis mitzu-
teilen, wie viele Mittel der MPG unmittelbar zugewendet und wie viele Mittel ihr von
den in Satz 2 genannten Foérdereinrichtungen fir wissenschaftlichen Zwecke zur Ver-
fugung gestellt wurden (Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG).

Betreuung nicht schulpflichtiger Kinder

Die MPG ist ermachtigt, ihr zuflieBende Mittel zuwendungsneutral zur Erschlie3ung
und Sicherung von Kinderbetreuungsangeboten externer Dritter bzw. in Tragerschaft
Dritter fur Max-Planck-Einrichtungen aufzuwenden. Dabei ist zu beachten, dass sich
die Begiinstigten angemessen an den Kosten der Kinderbetreuung beteiligen.

Sitzungsgelder, Gutachterhonorar
Die MPG ist ermachtigt, den nicht zur MPG gehorenden Mitgliedern von Fachbeiréten,
soweit dies nach Art und Umfang der Tatigkeit geboten erscheint, Sitzungsgelder von

bis zu 25 € pro Sitzung zu zahlen. An Mitglieder von Kuratorien durfen keine Sitzungs-
gelder oder Honorare gezahlt werden.
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1)

)

6.7

6.8

(1)

()

Nr. 6 BewGr-MPG

Neben dem Sitzungsgeld darf an im Ausland tatige Wissenschaftler als Mitglieder von
Fachbeiraten ein pauschaliertes Gutachterhonorar von bis zu 80 € je Sitzungstag ge-
wahrt werden.

Zusatzlich kénnen Fahrtkosten sowie Tage- und Ubernachtungsgelder nach dem Bun-
desreisekostengesetz in der jeweils geltenden Fassung erstattet werden, soweit die
Mitglieder von Fachbeirdten und Kuratorien im Interesse der MPG tétig werden und
nicht Behdrden und Organisationen vertreten, welche verpflichtet sind, die Reisekosten
zu Ubernehmen.

Versicherungen

Die MPG ist ermachtigt, einen Unfallversicherungsschutz fur ehrenamtliche Mitglieder
in Aufsichtsgremien und Beirdten sowie fir ehrenamtlich tatige Vorstandsmitglieder der
MPG abzuschliel3en.

Die MPG wird ermachtigt, folgende Versicherungen abzuschlieRen:

o Gebaude- und Gebaudeinhaltsversicherung gegen das Feuerrisiko;

o Versicherungen, zu deren Abschluss die MPG vertraglich verpflichtet wird;

o Besonders gelagerte Einzelfélle (insbesondere fiur hochentwickelte und hochvo-
lumige wissenschaftliche Gerate und technische Komponenten, z. B. Tele-
skopsteuerung, Weltraummissionen u. &.);

o Gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen (z. B. Strahlenhaftpflicht-
Versicherung; Luftfahrt-Haftpflichtversicherung, Probandenversicherung gemar
Arzneimittelgesetz (AMG) nach Vorgabe der Ethik-Kommission).

Max-Planck-Innovation GmbH

Die MPG ist ermachtigt, Aufwendungen von Max-Planck-Innovation fur die Verwer-
tungstatigkeit gemafl dem zwischen der MPG und Max-Planck-Innovation bestehen-
den Kommissionsvertrag vom 25.02.2011 zu ersetzen, dem die von Bund und Landern
1980 beschlossene Neureglung der Verwertungsvergltung flr Max-Planck-Innovation
zugrunde liegt. Bei der Berechnung der Arbeitnehmererfindungsvergiitung sind 10 %
von der Bruttolizenzeinnahme als Kostenpauschale in Abzug zu bringen. Max-Planck-
Innovation — Connecting Science and Business GmbH ist die Nachfolgeorganisation
der Garching Innovation GmbH.

Offentlichkeitsarbeit
Im Rahmen der wissenschaftlichen Fachinformation wird zugelassen, dass Informati-
onsmaterialien sowie Veroffentlichungen fir wissenschaftliche Zwecke an Dritte un-

entgeltlich bzw. gegen ein ermalligtes Entgelt abgegeben werden.

Die Beschaffung von Kunstgegenstanden und die Ausrichtung von Ausstellungen als
Medium zur Vermittlung von Wissenschaft sind zugelassen.

-16 -



6.9

6.10

(1)

)

Nr. 6 BewGr-MPG

Eigenregiekantinen

Die MPG ist im Ausnahmefall, wenn z. B. in einem zumutbaren Umkreis keine andere

Verpflegungsmaoglichkeit besteht, erméchtigt, in ihren Instituten Eigenregiekantinen zu

betreiben. Folgende Ausnahmen von den Richtlinien fir Kantinen bei Dienststellen des

Bundes (Kantinenrichtlinien) sind in diesem Fall zugelassen:

o Die Ubernahme der Gewerbesteuer fiir Eigenregiekantinen ist zulassig.

o Die MPG kann maximal bis zur Hohe der Personalaufwendungen fur das Kanti-
nenpersonal Zuschisse leisten, um trotz der abgelegenen Lage und der be-
schrankten Zahl der Essensteilnehmer einen kantinenuiblichen vertretbaren Es-
senspreis sicherzustellen.

o Die MPG darf bis zur H6he der Kosten nach Nr. 5 und 6 der Kantinenrichtlinien
Zuschiisse an Betreiber anderer Kantinen leisten, wenn die Einrichtung einer ei-
genen Kantine rechtlich unzuléassig oder wirtschaftlich nicht vertretbar oder die
regelmafiige Benutzung einer Kantine einer benachbarten Dienststelle oder
Hochschule ohne diese Kostenbeteiligung nicht mdglich ist.

Weiterleitungen von Zuwendungen

Die Weiterleitung von Zuwendungen zur institutionellen Forderung an in der Anlage
zum Wirtschaftsplan genannte Einrichtungen im In- und Ausland ist in sinngemafer
Anwendung der Nr. 12 der VV zu 8§ 44 BHO zugelassen. Die Aufzahlung im Wirt-
schaftsplan ist abschlieRend.

Die Weiterleitung von Zuwendungen zur Projektférderung an Einrichtungen im Inland

und Ausland ist in Anwendung bzw. sinngemafier Anwendung der Nr. 12 der VV zu
§ 44 BHO zugelassen.
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Nr. 7 BewGr-MPG

[1l. Personal

7.

1)

)

®3)

Allgemeines

Die MPG legt jahrlich mit dem Wirtschaftsplan eine Stelleniibersicht gemaf Anlage a)
zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG vor. Die Ausbringung neuer B- und W 3-Stellen bzw. Hebun-
gen von B-Stellen sind zu dokumentieren.

Stellenausbringungen bzw. Stellenhebungen erfolgen in eigener Verantwortung der
MPG. Dabei ist das Besserstellungsverbot des Bundes zu beachten.

Fur den W 3-Bereich sind entsprechende Kriterien in den W-Grundséatzen MPG (Anla-
ge zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG) festgelegt.

Fur den Bereich der B-Stellen ist die Wertigkeit der Position insbesondere anhand
des Verantwortungsbereichs zu ermitteln, der vor allem durch die Faktoren Personal-
verantwortung, Budgetverantwortung und Komplexitat/Schwierigkeit der Aufgabe ge-
pragt wird.

Die Richtlinie der Antragsgemeinschaft der MPG fiur die Vergabe und Bewertungs-
malfistabe zur Ausbringung von Stellen der Besoldungsgruppe W 3 sowie zur Ausbrin-
gung und Hebung von Stellen der Besoldungsgruppe B Bundesbesoldungsgesetz
(BBesG) ist in der Anlage b) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG beigefligt.

Dartber hinaus ist fir die Generalverwaltung der MPG ab 2015 ein Personalkosten-
rahmen® zu wahren. Der Personalkostenrahmen erhdht sich ohne Zustimmung der
Zuwendungsgeber durch Tarif- und Besoldungsanpassungen. Eine Uberpriifung des
Personalkostenrahmens erfolgt im Jahr 2018. Eine Anpassung kann jederzeit erfolgen,
wenn sich die Geschéftsgrundlage flr die Bemessung wesentlich andert.

Die in der Stellenibersicht ausgewiesenen Stellen stehen insgesamt fiir die Aufgaben
der MPG (Rechtstrager e.V.) und der geférderten rechtlich selbstdndigen Einrichtun-
gen der MPG nach § 1 Abs. 2 AV-MPG (Antragsgemeinschaft) zur Verfligung.

In der MPG sind tariflich bewertete Stellenbeschreibungen fir alle entsprechenden
Arbeitsplatze vorzunehmen.

Fur den Fall der Zahlungsunfahigkeit der MPG werden die Zuwendungsgeber fur die
Auszahlung der Wertguthaben, die wéahrend der Fortdauer der institutionellen Forde-
rung aufgrund einer Altersteilzeitvereinbarung im Sinne von 8 2 Abs. 2 AtG entste-
hen werden, entsprechend ihrem jeweiligen Finanzierungsanteil nach dem Bund-
Lander-Finanzierungsschlussel finanziell einstehen.

Personalkostenrahmen 2015: 36,8 Mio. € (565,5 VZA).
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Nr. 7 BewGr-MPG

(4) Die Versorgungszahlungen der MPG werden aus den Zuwendungen des laufenden
Wirtschaftsjahres gedeckt.
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Anlage a) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG

Muster Stellentbersicht (Anlage zum Wirtschaftsplan)

StellenUbersicht

- unverbindlich -
Besoldungsgruppe MPG MPI fiir Eisen- MPI fiir Gesamt-Stellen Gesamt-Stellen besetzte
forschung Kohlenforschung Stellen am
01.01. des

laufenden Jahres

Planungsjahr Planungsjahr

Planungsjahr

Planungsjahr

laufendes Jahr

insgesamt

B 11

B 6

B 5

B 4

B3

B 2

W3

Summe

Aktuelle Stellenbesetzung / unbefristete Stellen

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

Stellenbesetzung zum
01.01. des laufenden Jahres

Stellenbesetzung zum
01.01. des Vorjahres

davon
unbefristet

insgesamt

davon
unbefristet

insgesamt

nachrichtlich:
Personal aus
Projektmitteln
finanziert zum
01.01. des lau-
fenden Jahres

W 2

W1

AT

EG 15U

EG 15

EG 14

EG 13

EG 12

EG 11

EG 10

EG 9b

EG 9a

EG 8

EG 7

EG 6

EG 5

EG 4

EG 3

EG 2

EG 1

Ortskréfte Italien

Summe

davon Generalver-
waltung
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Anlage b) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG

Richtlinie der Antragsgemeinschaft der MPG fir die Vergabe und Bewer-
tungsmal3stabe zur Ausbringung von Stellen der Besoldungsgruppe W 3 sowie
zur Ausbringung und Hebung von Stellen der Besoldungsgruppe B der Bun-
desbesoldungsordnung

A. Wissenschaftliche Mitglieder — W 3-Stellen

Fur den W 3-Bereich gelten die W-Grundsatze MPG (Anlage zu Nr. 8 Abs. 2 BewGr-MPG)
sowie die von der MPG vertffentlichten Regeln zum  Berufungsverfahren
(http://www.mpg.de/6592024/ Regeln-zum-Berufungsverfahren-2000.pdf). W 3-Stellen sind
ausschlieBlich herausragend qualifizierten und international anerkannten Forscherperson-
lichkeiten vorbehalten, die das Berufungsverfahren fir eine Wissenschaftliche Mitgliedschaft
an einem Max-Planck-Institut verbunden mit einer Direktorenfunktion erfolgreich durchlaufen
haben. Ihre Vergabe ist untrennbar mit einer Berufung zum Wissenschaftlichen Mitglied und
Direktor am Max-Planck-Institut verbunden.

Der Entscheidung der Leitungsgremien der Max-Planck-Gesellschaft, ob ein wissenschaftli-
ches Thema aufgegriffen werden soll, geht ein wissenschaftsgeleiteter Beratungs- und Eva-
luierungsprozess voraus. Der Senat der Max-Planck-Gesellschaft beschliel3t Gber die Insti-
tutsgriindung und die Berufung der Grindungsdirektorinnen/-direktoren, in der Regel vorbe-
haltlich der Sicherstellung der Finanzierung.

Die GWK beschlie3t abschlieRend tber die Aufnahme von Neugriindungen in die Liste der
geforderten Einrichtungen gem. 8 1 Ziffer 2 der AV-MPG. Dabei wird auch die angestrebte
Ausstattung mit W 3-Positionen einbezogen.

Die Ausbringung neuer W 3 Stellen ist zu dokumentieren und im Rahmen der regularen
Wirtschaftsplangespréche vorzulegen. Auf eine unterjahrige Stellenmehrung wird verzichtet.
Sofern hiervon abgewichen werden soll, ist der Fachausschuss DFG/MPG vier Wochen
vorher einzubinden.

B. Verwaltungspersonal — B-Stellen

B-Stellen kdnnen entsprechend der Bundesbesoldungsordnung B eingerichtet und beste-
hende B-Stellen kbénnen ebenfalls in entsprechender Anwendung der Besoldungsordnung B
in ihrer Wertigkeit verandert werden.

B-Stellen sind ausschlieRlich folgenden Funktionen vorbehalten:
- dem Prasidenten der MPG sowie dem Generalsekretar

- dem Stellvertretenden Generalsekretar,
- den Hauptabteilungsleitern in der Generalverwaltung,
- den Abteilungsleitern in der Generalverwaltung und

- in der Regel je einer Position fir die Geschéftsfiihrung beim MPI fir Eisenforschung und
MPI fur Kohlenforschung

Inhaltlicher Mafl3stab fir die Entscheidung Uber die neue Ausbringung bzw. Hebung von B-
Stellen ist insbesondere der funktionsbezogen Ubertragene Verantwortungsbereich, der vor
allem durch die Faktoren Personalverantwortung, Budgetverantwortung und Komplexi-
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Anlage b) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG

tat/Schwierigkeit der Aufgabe gepragt wird. Bei der individuellen Ubertragung von B-Stellen
sind die aufgabenspezifischen Anforderungen der Stelle an Befahigung, Eignung und Erfah-
rung in der Wissenschaftsadministration entscheidend. Stellenhebungen erfordern einen er-
heblichen Zuwachs an Verantwortung und Komplexitat der Aufgabe.

Als BezugsgroRRe ist aufgrund der Geltung des Besserstellungsverbotes zunéchst zu be-
ricksichtigen, ob die Wertigkeit einer neu ausgebrachten bzw. gehobenen Stelle dem Ver-
gleich mit Bundesbeamten mit vergleichbarem Verantwortungsbereich standhalten kann. Er-
ganzend kann der Vergleich zur gemeinsam finanzierten deutschen Forschungslandschaft
angestellt werden.

In Abhangigkeit von der Wertigkeit des konkret wahrzunehmenden Aufgaben- und
Verantwortungsbereichs konnen unterhalb der Position des Generalsekretérs folgende
Stellendotierungen ausgebracht werden:

- Stellvertretender Generalsekretar: bis zu B 6

- Hauptabteilungsleiter in der Generalverwaltung: bis zu B 5

- ein Vertreter je Hauptabteilungsleiter: bis zu B 4

- Abteilungsleiter in der Generalverwaltung: bis zu B 3

- Kaufmannischer Geschaftsfuhrer beim MPI fur Eisenforschung: bis zu B 2

- Verwaltungsdirektor beim MPI fir Kohlenforschung: bis zu B 4

Bei der Einrichtung oder Hebung von B-Stellen der Antragsgemeinschaft werden nach
internem Abstimmungsprozess die Zuwendungsgeber eingebunden. Diese haben im Fach-
ausschuss DFG/MPG die Mdglichkeit, die vorgesehenen Veranderungen auf Schlissigkeit,
etwaige Ermessensfehler und die Ubereinstimmung zu den Aufgaben- und Bewertungsgrup-
pen zu prifen.

Die Ausbringung und Hebung neuer B Stellen ist zu dokumentieren und im Rahmen der
regularen Wirtschaftsplangespréache vorzulegen. Auf eine unterjahrige Stellenmehrung wird
verzichtet. Sofern hiervon abgewichen werden soll, ist der Fachausschuss DFG/MPG vier
Woaochen vorher einzubinden.

Sofern sich Anderungen in der Abteilungsstruktur ergeben, berichtet die MPG dem Fachaus-
schuss DFG/MPG der GWK unverziglich.

C. Personalkostenrahmen Generalverwaltung

Basis fur die Berechnung ist die geplante Personalausstattung 2015 anhand der NN-Werte
der MPG inklusive Tarifsteigerungen/Besoldungsanpassungen. Insbesondere folgende Per-
sonalaufwendungen werden im Personalkostenrahmen nicht bericksichtigt:
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Anlage b) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG

IT-Zulagen zur Gewinnung von Fachkréaften auf dem Gebiet der Informationstechnik
nach MaRRgabe einschlagiger BMI-Rundschreiben

Beihilfen, Trennungsgeld, Umzugskosten

Auszubildende

Arbeitnehmeriiberlassungen nach AUG fiir temporare MaRnahmen
Leistungsorientierte Bezahlung aufgrund der besonderen Situation, dass derzeit noch
keine ortliche Betriebsvereinbarung besteht, die eine Jahresausschittung gewahrleis-
tet.

Versorgungsbezige (Vorstand und Mitarbeiter der GV mit beamtenrechtséhnlichem
Vertrag).
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(1)

)

®3)

(4)

©®)

Nr. 8 BewGr-MPG

Grundsatze der Vergutung und Versorgung

Fur Arbeitsvertrage, die ein beamtenrechtséhnliches Dienstverhdaltnis begriinden
sollen, gelten die Grundsatze, die in der Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG beigefiigt
sind.

Fur Wissenschaftler mit beamtenrechtsahnlichen Vertragen findet das fur den Bund
geltende Beamten- und Besoldungsrecht nach MaRRgabe der "Grundséatze fur die An-
wendung der Professorenbesoldung des Bundes (W-Grundsatze MPG)" entspre-
chende Anwendung (Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG - auch Berichtsstruktur im An-
hang hierzu).

Fur Vertrage, die vor dem 01.01.2008 nach niedersdchsischem Landesrecht abge-
schlossen und nicht ins Bundesrecht Ubergeleitet wurden, verbleibt es bei der alten
Regelung.

Fur andere Beschaftigte gelten der TV6D (Bund) einschlieBlich der diesen andernden,
erganzenden oder ersetzenden Tarifvertrdge sowie die im Bereich der Bundesverwal-
tung sowie der Bundesressortforschung durch BMI oder BMF allgemein getroffenen
Zusatzregelungen und Auslegungen. Ergdnzend gelten die Regelungen gemanR der
beigeflgten Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG.

Wissenschaftler kdnnen durch die Zahlung von Gehéaltern oder Gehaltsbestandtei-
len aus Mitteln, die weder unmittelbar noch mittelbar von der deutschen offentlichen
Hand finanziert werden, besser gestellt werden als vergleichbare Arbeitnehmer des
Bundes. Satz 1 ist auch auf sonstige im wissenschaftsrelevanten Bereich Beschaftigte
anzuwenden, wenn sie im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfihrung, Auswer-
tung oder Bewertung von Forschungsvorhaben einen wesentlichen Beitrag leisten
(vergleiche zur Definition im Einzelnen Anhang 2 zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG).

Gehalter oder Gehaltshestandteile nach Satz 1 oder 2 kbnnen gewahrt werden,
sobald die MPG die Einzelheiten zur Umsetzung in eigener Zustandigkeit ent-
sprechend den Hinweisen in Anlage zu Nr. 8 (4) BewGr-MPG festgelegt und der
Fachausschuss DFG/MPG diesen Regelungen zugestimmt hat.

Die MPG berichtet hiertiber jahrlich nach Abschnitt D der Anlage zu Nr. 8 (4) BewGr-
MPG im Rahmen des Verwendungsnachweises (Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG).

Auf Beschaftigungsverhéltnisse mit medizinischen Beschaftigten der psychiatri-
schen Klinik des MPI fur Psychiatrie konnen die Sonderregelungen fir-medizinische
Beschaftigte in Bundeswehrkrankenh&usern (8 46 (Bund) Kapitel Ill TV6D BT-V) ent-
sprechend angewendet werden.

Dabei gelten fur Beschaftigte im Pflegedienst die besonderen Vorschriften des Teil IV
Abschnitt 25 der Entgeltordnung (Anlage 1 zum TVEntgO Bund) entsprechend.
Medizinische Beschaftigte im Sinne dieser Sonderregelungen sind solche gemal der
Protokollerklarung Nr. 1 zu Nr. 18 zu § 46 TVOD BT-V.
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(6)

()

Nr. 8 BewGr-MPG

Fur die Eingruppierung von Vorzimmerkraften in der MPG gelten die Ubertariflichen
Sonderregelungen, die in der Anlage zu Nr. 8 (6) BewGr-MPG beigefiigt sind.

Zur Reform der Leistungsbezahlung im Tarifbereich gilt das Rundschreiben des
BMI D 5 — 31002/12#10 vom 20.02.2014 mit Wirkung vom 01.01.2014 mit folgenden
Mafl3gaben:

1. Bezogen auf Ziffer 1.1., Satz 5 des Rundschreibens gilt, dass ,Ressort” im Sinne
dieses Rundschreibens die MPG ist. Eine Delegation in ihrem Zustandigkeitsbe-
reich ist im Rahmen der satzungsrechtlichen und betriebsverfassungsrechtlichen
Regelungen mdaglich.

2. Gem. Ziffer 2.3 des BMI-Rundschreibens kann eine Leistung, die auf demselben
Sachverhalt beruht, nur einmal honoriert werden. Vor diesem Hintergrund und in
Anbetracht des Nebeneinanders von tariflicher Leistungshonorierung - bzw. al-
ternativ einer Ubertariflichen Leistungshonorierung nach der BLBV — einerseits
und den Sonderzahlungsgrundsatzen andererseits ist sorgfaltig abzuwéagen,
welches Instrument im konkreten Einzelfall angewendet werden soll, und vor der
Bewilligung eine vollstandige, nachvollziehbare Dokumentation der Bewilli-
gungsentscheidung anzufertigen.

3. Bis auf weiteres ist dem BMBF jahrlich, spatestens bis zum 31.03. des Folgejah-
res, geman beigefiigter Ubersicht tiber die Anwendung der Leistungshonorierung
zu berichten (Nr. 14 (7) BewGr-MPG). BMBF informiert Ende 2017 den Fach-
ausschuss DFG/MPG Uber die Anwendung der Leistungshonorierung.
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Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG

Grundsatze fur den Abschluss beamtenrechtsahnlicher Vertrage

A. Voraussetzungen fir den Abschluss beamtenrechtsédhnlicher Vertrage

Beamtenrechtsahnliche Vertradge kénnen nur abgeschlossen werden:

Bei Einstellung von Mitarbeitern, die unmittelbar vor der Einstellung aus einem Beam-
tenverhéltnis oder aus einem beamtenrechtsahnlichen Dienstverhdltnis ausscheiden
und denen mindestens eine der bisherigen Funktion entsprechende Funktion Ubertra-
gen wird.

Bei Ubertragung einer Funktion oberhalb der Entgeltgruppe 15 U bzw. AT B, wenn
hierfir eine entsprechende Stelle im Wirtschaftsplan ausgebracht ist.

Bei Ubertragung einer Funktion, fur die im Wirtschaftsplan eine Stelle der Besoldungs-
ordnung W bzw. C ausgebracht ist.

B. Inhaltliche Gestaltung beamtenrechtsédhnlicher Vertrage

|. Grundsatz

a)

b)

Ab dem 01.01.2008 findet fur Wissenschaftler mit beamtenrechtsahnlichen Vertragen
das Beamtenrecht des Bundes Anwendung.

In den abzuschlieBenden Vertragen sind die Regelungen der folgenden Abschnitte I
bis IV zu bertcksichtigen.

Der Eintritt Wissenschatftlicher Mitglieder in den Ruhestand kann nach Mal3gabe der
folgenden Kriterien und Verfahren bis zur Vollendung des 75. Lebensjahres hinausge-
schoben werden:

Die Dienstzeit eines Wissenschaftlichen Mitglieds kann ausnahmsweise Uber die Re-
gelaltersgrenze hinaus um jeweils ein bis drei Jahre, langstens jedoch bis zum 75. Le-
bensjahr verlangert werden, wenn nach der externen Evaluation durch den Fachbeirat
des Instituts dessen besondere wissenschaftliche Exzellenz nachgewiesen und eine
herausgehobene nationale bzw. internationale Rolle im Forschungsfeld bestatigt wird
und dartber hinaus die MPG ein besonderes Interesse an der Fortsetzung der wissen-
schaftlichen Arbeiten hat. Eine Verlangerung kommt insbesondere in Betracht, wenn
ansonsten eine Abwanderung ins Ausland drohen wiirde.

Um zu gewahrleisten, dass es sich hierbei nur um wenige ausgesuchte Einzelfélle
handelt, werden der Entscheidung Uber die Dienstzeitverlangerung unter Beachtung
ihrer Auswirkungen fur die langfristige Entwicklung des MPI und der MPG folgende Kri-
terien zugrunde gelegt:

. Uberdurchschnittliche Qualitéat der Arbeitsergebnisse im Vergleich zum nationa-
len und internationalen Leistungsstand,
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Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG

. herausgehobene Qualitat des Arbeitsprogrammes,

. Erwartung weiterer signifikanter Beitrage zur Forschung des jeweiligen Arbeits-
gebietes,

. weiterer besonderer Beitrag zur internationalen Vernetzung des Forschungsge-
bietes,

. herausragende international sichtbare Ehrungen und Preise.

Die Entscheidung wird in folgendem Verfahren getroffen:

. Antrag des Wissenschatftlichen Mitgliedes,

. Stellungnahme des Kollegiums des MPI,

. Auswertung der letzten Fachbeiratsberichte,

. Prifung durch den Vizepréasidenten der betreffenden Sektion des Wissenschaft-
lichen Rates,

. Entscheidung des Présidenten,

. Bericht im Verwaltungsrat der MPG.

Die MPG berichtet jahrlich den Zuwendungsgebern tber die Verlangerungsentschei-
dungen des jeweiligen Vorjahres und legt den Bericht mit dem Verwendungshachweis
zum 30.06. (Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG) eines jeden Jahres dem fachlich zu-
standigen Bundesressort vor.

Il. Vergitung

1. Grundvergttung darf nur in Hohe des Betrages festgesetzt werden, der sich ergeben
wirde, wenn der Angestellte in die seiner tariflichen Vergitungsgruppe entsprechende
Besoldungsgruppe (vgl. Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Vergltungsgruppen des
BAT) eingestuft wirde. Die Besoldungsgruppe und das Besoldungsdienstalter, nach
denen sich die Vergutung bemisst, sind im Vertrag anzugeben.

2. Rentenversicherungspflichtigen Mitarbeitern kann neben der Verglitung eine nicht ru-
hegehaltfahige Zulage in Hohe des Arbeitnehmerbeitragsanteils zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung einschlieRlich aller darauf entfallen-
den Steuern gewahrt werden. Diese Zulage wird im einzelnen Arbeitsvertrag ohne Be-
zugnahme auf die Bemessungsgrundlage vereinbart.

3. Die Ubernahme der Arbeitnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist zulassig, soweit die Aufwendungen hierzu zuziglich der Kosten flr eine An-
wartschaftsversicherung die Leistungen in die bisherige restkostendeckende private
Krankenversicherung ubersteigen. Die Ubernahme darf jedoch nur solange erfolgen,
wie der Arbeitnehmerin oder dem Arbeithnehmer ein Wechsel in die (restkostendecken-
de) private Krankenversicherung aus gesetzlichen Griinden nicht moglich ist
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Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG

[ll. Versorgungsleistungen, Beihilfen nach Beendigung des Dienstverhaltnisses

1. Fur den Fall der Beendigung des Dienstverhaltnisses
- wegen Erreichens der Altersgrenze,
- bei nachgewiesener dauernder Dienstunfahigkeit,
- auf Antrag des Mitarbeiters nach Vollendung des 63. Lebensjahres
wird Versorgung in entsprechender Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes
gewahrt. AuRerdem wird Beihilfe entsprechend den Beihilfevorschriften gewahrt.

2. Abweichend von § 11 Ziffer 2 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) — kdnnen auch
Zeiten als ruhegehaltfahig bertcksichtigt werden, in denen ein Mitarbeiter hauptberuf-
lich im Dienst einer auslandischen Forschungsorganisation oder Hochschule gestan-
den hat. Bei Leistungen, die aufgrund mitgliedstaatlicher Regelungen nicht nach § 55
Abs. 8 BeamtVG angerechnet werden kdnnen, ist durch eine Vergleichsberechnung
unter Einbeziehung der betreffenden mitgliedstaatlichen Alterssicherungsleistungen
(aus EU- und EWR-Staaten sowie der Schweiz) zu prifen, ob und ggf. in welchem
Umfang diese Zeiten weiterhin als ruhegehaltfahig bericksichtigt werden kénnen, um
im Einzelfall durch die Nichtbertcksichtigung solcher Zeiten entstehende Nachteile
auszugleichen.

3. Rentenversicherungspflichtigen Mitarbeitern darf Versorgung nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen nur mit der MalRgabe zugesagt werden, dass Versorgungsbeziige unter
Einbeziehung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung und sonstiger Ver-
sorgungsleistungen so festgesetzt werden, dass diejenige Nettoversorgung nicht tber-
schritten wird, die der Mitarbeiter auf der Grundlage der ruhegehaltfahigen Bezlge als
Beamter (ohne Rente) erzielen wiirde.

Protokollnotiz:

Soweit die Rente auf mindestens 180 eigenen monatlichen Beitragsanteilen des Mitar-
beiters beruht, wird sie nur im Rahmen des § 55 BeamtVG auf die Versorgungsbezlige
angerechnet. Zu den eigenen Beitragsanteilen gehéren nicht Betrage, die von einem
Dienstherrn im Wege der Nachversicherung geleistet, sowie Beitragsanteile, die bei
der Berechnung der Zulage nach 11.2 bertcksichtigt worden sind.

4, Der Mitarbeiter muss sich verpflichten, etwaige Ruhegehalt- und Hinterbliebenenver-
sorgungsanspriche oder Rentenanspriiche gegeniiber einem anderen Trager der Ver-
sorgungslast geltend zu machen. Soweit die Rechtsverfolgung gefordert wird, sind
dem Mitarbeiter die angefallenen gerichtlichen und aufRergerichtlichen Kosten und
Auslagen zu erstatten.

IV. Kiindigung

1.  Fir den Fall einer Kiindigung durch den Mitarbeiter ist ein Versorgungsanspruch nach
Abschnitt 11l dieser Grundséatze auszuschliel3en.

-28 -



Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG

Es ist vorzusehen, dass die MPG den Vertrag nur aus wichtigem Grund (8§ 626 BGB)
kindigen kann. Fur diesen Fall ist ein Versorgungsanspruch nach Abschnitt Il dieser
Grundsatze auszuschliel3en.

Die Vorschriften des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung
bleiben unberihrt.

Protokollnotiz:

Fur den Prasidenten und den Generalsekretar der MPG bleiben Regelungen Uber die
Kindigung und die Versorgung vor Vollendung des 63. Lebensjahres den jeweiligen
Einzelvertragen vorbehalten.

V. Nebentatigkeiten

Fur Nebentatigkeiten von Wissenschaftlern, denen das Beamtenrecht des Bundes zugrunde
liegt — nachstehend "Vertragsinhaber" genannt —, gelten folgende Besonderheiten:

a)

b)

f)

Das Hauptamt des Vertragsinhabers umfasst im Rahmen seines jeweiligen Faches die
Erstellung von Gutachten einschlie3lich der hierfur erforderlichen Untersuchungen in
Berufungsverfahren fur Hochschulen und oberste Dienstbehérden.

Die Verdéffentlichung eigener Forschungsergebnisse gehort fir den Vertragsinhaber bis
zur Fertigstellung des Manuskripts zum Hauptamt und danach zur Nebentatigkeit.
Nicht genehmigungspflichtige Nebentatigkeiten mit Ausnahme der Verwaltung eigenen
oder der eigenen NutznieBung unterliegenden Vermdgens sind unter Angabe von Art
und Umfang der Tatigkeit im Voraus anzuzeigen.

Der Prasident der MPG kann bestimmte Arten von Nebentatigkeiten im Rahmen des
zulassigen Zeitbedarfs allgemein genehmigen. Allgemein genehmigte Nebentatigkei-
ten sind vor Aufnahme unter Angabe des jeweiligen Umfangs der Tatigkeit anzuzei-
gen.

Soweit der Vertragsinhaber nicht unter die Arbeitszeitverordnung des Bundes féllt, gilt
diese fur die Bemessung des Hdchstumfanges von Nebentatigkeiten sinngemali. Bei
einer Lehrtatigkeit sind fir eine Lehrveranstaltungsstunde in der Regel zwei Zeitstun-
den anzusetzen.

Die Ablieferungspflicht fir Einnahmen aus Nebentatigkeiten entfallt fir Vergitungen
aus Nebentéatigkeiten, die von einer Uber- oder zwischenstaatlichen Organisation, der
MPG oder einer obersten Behorde des Bundes oder eines Landes im Einzelfall ver-
langt, vorgeschlagen oder veranlasst werden, auch wenn sie im Dienst wahrgenom-
men werden, sowie fur selbstandige Gutachtertatigkeiten.

Die vorgenannten Besonderheiten gelten fir Vertragsinhaber im Ruhestand entsprechend.

C. Abweichungen von den Regelungen unter A und B

In anderen als den in Abschnitt A genannten Fallen bedarf der Abschluss beamtenrechts-
ahnlicher Vertrage im Einzelfall der vorherigen Zustimmung der Zuwendungsgeber. Das
gleiche gilt, wenn von den in Abschnitt B genannten Regelungen abgewichen werden soll.
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Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG

Grundsatze fur die Anwendung der Professorenbesoldung des Bundes
(W-Grundsatze MPG)

1. Geltungsbereich

Diese Grundsatze gelten

— fir die MPG (Rechtstrager e.V.) und fur die geférderten rechtlich selbstandigen Ein-
richtungen der MPG nach 81 Abs.2 AV-MPG (Antragsgemeinschaft), insgesamt
nachfolgend als MPG bezeichnet (sachlicher Geltungsbereich).

=  fur die Wissenschaftlichen Mitglieder der MPI sowie fur sonstige Wissenschaftler in
herausgehobener Stellung, fur die entsprechende Berufungs- oder besondere Aus-
wahlverfahren durchgefiihrt werden (personlicher Geltungsbereich).

Mit diesen Wissenschaftlern kann nach MalRgabe der vorstehenden Anlage zu
Nr. 8 (1) BewGr-MPG sowie des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in Verbindung mit
den nachfolgenden Regelungen ein beamtenrechtséhnlicher Vertrag auf der Grundlage der
Besoldungsgruppen W 2 und W 3 der Bundesbesoldungsordnung (BBesO) W geschlossen
werden.

2. Leistungsbeziige

Wissenschaftler mit Vergitung entsprechend den Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 kdnnen
neben dem als Mindestbezug gewahrten Grundgehalt nach Mafl3gabe der nachfolgenden
Regelungen Leistungsbeziige erhalten.

2.1 Leistungsbezige koénnen aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen ge-
wahrt werden. Bei Bleibeverhandlungen sind Vorteile aus dem nicht erforderlichen
Ortswechsel angemessen zu bericksichtigen; soweit ein Abschlag gegenuber dem
Berufungsangebot nicht erfolgt, sind die Griinde aktenkundig zu machen.

Protokollnotiz zu Nr. 2.1:

Die Zuwendungsgeber gehen davon aus, dass die MPG bei Berufungen aus deut-
schen Hochschulen und deutschen aufRerhochschulischen Forschungseinrichtungen
entsprechend Abschnitt Il, Nr. 3 der Vereinbarung Uber die Besetzung von Professo-
rinnen- oder Professorenstellen an den Hochschulen (Beschluss der KMK vom
10.11.1978i.d.F. vom 15.08.2002) verfahrt.

Die Vertreter der Lander in der GWK erklaren, dass die Lander und die Hochschulen in
ihrer Zustandigkeit bei Berufungen aus der MPG ebenfalls Abschnitt Il, Nr. 3 der Ver-
einbarung Uber die Besetzung von Professorinnen- oder Professorenstellen an den
Hochschulen (Beschluss der KMK vom 10.11.1978 i.d.F. vom 15.08.2002) sinngemalf3
anwenden.

2.2 Leistungsbezige konnen ferner fur besondere Leistungen in Forschung, Lehre und
Nachwuchsférderung vergeben werden.
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2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG

Dabei werden insbesondere folgende Bereiche beriicksichtigt:

— Qualitat der Arbeitsergebnisse im Vergleich zum nationalen und internationalen
Leistungsstand

= Qualitat des Arbeitsprogramms

= Effizienz und Wirtschaftlichkeit des Ressourceneinsatzes (Personaleinsatz, Mit-
telverwendung einschlief3lich Drittmittel)

—> Zusammenarbeit im Institut, mit anderen MPI sowie externen Partnern im In- und
Ausland

— Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses einschlieRlich der Ubernahme
von Lehr- und Betreuungsaufgaben.

Leistungsbeziige kdonnen auf der Grundlage der oben genannten Kriterien auch an-
hand von Zielvereinbarungen vergeben werden.

Leistungsbeziige kdnnen fur die Dauer der Wahrnehmung von Funktionen oder be-
sonderen Aufgaben in der Leitung oder Selbstverwaltung der MPG gewéhrt werden.
Diese Leistungsbeziige durfen fir Vizeprasidenten hochstens 35 % des Grundgehalts
der Besoldungsgruppe W 3 BBesG betragen; fiir die Wahrnehmung anderer Funktio-
nen und Aufgaben, die Uber das in der Wissenschaft tbliche Maf3 hinausgehen, sind
die Leistungsbezilge entsprechend dem Umfang der Verpflichtungen niedriger festzu-
setzen.

Leistungsbeziige nach Nr. 2.1 kdnnen unbefristet vergeben werden, soweit die MPG
dadurch in einen ebenfalls unbefristeten Besitzstand oder ein unbefristetes Konkurren-
zangebot eintritt. Dartuber hinaus kdnnen sie unbefristet vergeben werden, wenn es zur
Gewinnung bzw. zum Halten eines Wissenschaftlers unerlasslich ist.

Im Ubrigen werden Leistungsbeziige nach Nr. 2.1 und Nr. 2.2 befristet vergeben.

Befristete Leistungsbeziige nach Nr. 2.1 und Nr. 2.2 kbnnen nach einer Evaluation des
Arbeitsgebietes des Wissenschaftlers durch den Fachbeirat des Instituts entfristet wer-
den, soweit das Ergebnis der Evaluation dies rechtfertigt.

Leistungsbeziige nach Nr. 2.1 und Nr. 2.2 kdénnen auch als Einmalzahlung vergeben
werden.

Unbefristete Leistungsbeziige nach Nr. 2.1, nach Nr. 2.2 und Leistungsbeziige nach
Nr. 2.3 kdnnen an den gesetzlichen Besoldungsanpassungen teilnehmen.

Die MPG regelt Einzelheiten zu Kriterien und Verfahren der Vergabe von Leistungsbe-
zdgen.

Die Regelung sowie nachfolgende Anderungen sind dem fachlich zustiandigen Bun-
desressort mitzuteilen. Dieses unterrichtet nach Prufung die GWK.
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3.1

3.2

3.3

Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG

Begrenzung

Leistungsbeziige in Besoldungsgruppe W 3 BBesG dirfen den Unterschiedsbetrag
zwischen den Grundgehaltern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe
B 10 BBesG in folgenden Fallen Ubersteigen:

o wenn dies erforderlich ist, um das Wissenschaftliche Mitglied oder den sonstigen
Wissenschaftler aus dem Bereich aulierhalb der deutschen von Bund und
Landern gemeinsam geférderten aufRerhochschulischen Forschungseinrichtun-
gen oder der deutschen Hochschulen (deutscher Wissenschaftsbereich) zu ge-
winnen sowie um dessen Abwanderung dorthin abzuwenden;

o wenn der Wissenschaftler bereits bisher Leistungsbeziige in der MPG oder an
einer Einrichtung des deutschen Wissenschaftsbereichs erhélt, die den Unter-
schiedsbetrag zwischen den Grundgehéltern der Besoldungsgruppe W 3 und der
Besoldungsgruppe B 10 BBesG ubersteigen und die Weitergewahrung oder Er-
hoéhung der Leistungsbezige erforderlich ist, um den Wissenschaftler innerhalb
des deutschen Wissenschaftsbereichs fir die MPG zu gewinnen oder seine
Abwanderung dorthin zu verhindern;

o wenn in besonders gelagerten Ausnahmefallen, eine Gewinnung aus dem
deutschen Wissenschaftsbereich erforderlich oder eine Abwanderung dorthin
abzuwenden ist; der Ausnahmefall ist eingehend zu begriinden und zu doku-
mentieren,;

o wenn die entsprechende Anwendung des § 77a BBesG zu einer Uberschreitung
des Unterschiedsbetrages fihrt.

Uber die Leistungsbeziige, die die Differenz zwischen den Grundgehaltern der Besol-
dungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 BBesG (ibersteigen, berichtet die
MPG jahrlich (siehe Nr. 4).

Protokollnotiz zu Nr. 3.1:

Die Vertreter der Lander in der GWK erklaren, dass die Lander und die Hochschulen in
ihrer Zustandigkeit bei Berufungs- und Bleibeverhandlungen im Hochschulbereich ge-
genlber der MPG entsprechend verfahren.

Vergutungen fur nebenamtlich tatige Wissenschaftliche Mitglieder, die neben der Lei-
tung eines Hochschullehrstuhls/Hochschulinstituts zusétzlich als Direktor und Mitglied
des Institutskollegiums die wissenschaftliche und verwaltende Leitung einer Abteilung
an einem Max-Planck-Institut Gbernehmen, kénnen in begriindeten Einzelfallen bis zu
maximal 25 vom Hundert der W3-Vergitung (Grundgehalt und Leistungsbeziige in
Hbhe von bis zu Besoldungsgruppe B 10 BBesG) eines regelmaRig vollzeitbeschéftig-
ten Wissenschaftlichen Mitgliedes erhalten.

Die MPG berichtet entsprechend Nr. 3.2 des Anhangs.

Leistungsbeziige in Besoldungsgruppe W 2 BBesG durfen den Unterschiedsbetrag
zwischen Grundgehdltern der BesGr. W 2 BBesG und BesGr. B 10 BBesG nicht tber-
schreiten. Uber Vergutungen, bei denen die Leistungsbeziige in BesGr W 2 65 % des
Grundgehalts Ubersteigen, berichtet die MPG jahrlich (siehe Nr. 4).
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4, Bericht Gber die Entwicklung der Personalausgaben

Die MPG legt gemafd Nr. 4 des Anhangs jahrlich im Rahmen des Verwendungsnach-
weises (Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG) einen Bericht tUber die Entwicklung der
Personalausgaben und zukinftigen Verpflichtungen der MPG in dem von den W-
Grundsatzen erfassten Bereich vor und gewahrleistet die Einhaltung der diesen Be-
reich betreffenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen durch ein MPG-internes Con-
trolling-System.

5. Ruhegehaltfahigkeit

5.1 Leistungsbeziige nach Nr. 2.1 und Nr. 2.2 sind bis zur H6he von zusammen 22 % des
jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfahig, soweit sie unbefristet gewahrt und jeweils
mindestens zwei Jahre bezogen worden sind; werden sie befristet gewéhrt, kbnnen sie
bei wiederholter Vergabe fur ruhegehaltfahig erklart werden, wenn sie mindestens
sechs Jahre bezogen wurden. Es kann vereinbart werden, dass Leistungsbeziige nach
Nr. 2.1 und Nr. 2.2 in W 3 bis zu 59 %, in W 2 bis zu 24 % des jeweiligen Grundgehalts
ruhegehaltfahig sind. Fir Leistungsbeziige nach Nr. 2.3 gilt § 33 Abs. 3 Satz 2 BBesG
entsprechend.

Protokollnotiz zu Nr. 5.1:
Die Ruhegehaltfahigkeit kann nicht schon bei der zweiten Gewahrung einer befristeten
Leistungszulage erklart werden.

5.2 Der Gesamtbetrag der fir ruhegehaltfahig erklarten Leistungsbeziige darf 32 % der
Summe der Grundgehalter in Besoldungsgruppe W 2 und W 3 BBesG nicht Uberstei-
gen.

6. Juniorprofessoren

Juniorprofessoren, die aufgrund von Kooperationen gemeinsam mit Universitaten berufen
werden und ihre Forschungsaufgaben in einem MPI wahrnehmen, kénnen entsprechend
Besoldungsgruppe W 1 BBesG vergutet werden. Fir die Zahlung von Personalgewinnungs-
zuschlag und Bewahrungszulagen gelten § 43 BBesG und Nr. 1 Abs. 3 der Vorbemerkungen
zur BBesO W entsprechend.

7. Forschungszulagen
Den in Nr. 1 bezeichneten Wissenschaftlern, die Mittel privater Dritter fir Forschungsvorha-

ben der MPG einwerben und diese Vorhaben durchfiihren, kann fir die Dauer des Drittmit-
telflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfahige Zulage nach 8§ 35 BBesG gewahrt

' Firr Vertrage, die vor dem 1.1.2008 nach niederséachsischem Landesrecht abgeschlossen und nicht
ins Bundesrecht Ubergeleitet wurden, verbleibt es bei den Regelungen der bis 31.12.2012 geltenden
W-Grundsatze.
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werden, soweit der Drittmittel- oder Auftraggeber bestimmte Mittel ausdriicklich zu diesem
Zweck vorgesehen hat. Dasselbe gilt fiir Forschungsprojekte, die aus Mitteln auslandischer
offentlicher Stellen finanziert werden, zu deren Haushalt keine Beitrdge aus deutschen 6f-
fentlichen Mitteln geleistet werden. Eine Zulage darf nur gewahrt werden, soweit neben den
Ubrigen vollen Kosten nach der Kosten- und Leistungsrechnung des Forschungsvorhabens
auch die Zulagenbetrdge durch die Drittmittel gedeckt sind. Die Forschungszulage darf das
Jahresgrundgehalt des Wissenschaftlers nicht tbersteigen.

8.1

8.2

Inkrafttreten/Ubergangsregelung

Diese Grundsatze treten am 01.01.2004 in Kraft und gelten in ihrer gednderten Fas-
sung ab dem 01.01.2013. Sie ersetzen die bis zum 31.12.2003 geltenden C4-
Grundsatze.

Fur am 01.01.2004 bereits vorhandene Wissenschaftliche Mitglieder und sonstige
Wissenschaftler der MPG gelten die bisherigen Vertragsbedingungen fort; eine Erho-
hung der Vergitung durch die Gewahrung von Zuschiissen nach den Grundsatzen fir
die Anwendung der Bundesbesoldungsordnung C in der MPG vom 18.06.1979 in der
bis zum 31.12.2003 geltenden Fassung ist ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1
kann nach vorstehenden Grundséatzen mit vorhandenen Wissenschaftlichen Mitglie-
dern sowie sonstigen Wissenschaftlern vereinbart werden, dass Vergutung und Ver-
sorgung sich insgesamt nach dem Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung rich-
ten, mit der Mal3gabe, dass mit Wissenschaftlichen Mitgliedern mit einer Vergitung
entsprechend der Besoldungsgruppe C 4 eine Vergitung entsprechend Besoldungs-
gruppe W 3 und mit Wissenschaftlern mit Vergitung entsprechend der Besoldungs-
gruppe C 3 eine Vergitung entsprechend der Besoldungsgruppe W 2 vereinbart wer-
den kann; eine solche Vereinbarung ist zu treffen, wenn das Wissenschaftliche Mit-
glied oder der sonstige Wissenschaftler dies verlangt. Im Rahmen einer Uberfiihrung
nach Satz 2 kdnnen Leistungsbeziige entsprechend Nr. 2.1 i.V.m. Nr. 2.4 vereinbart
werden, soweit hierdurch eine Uberfiihrung von der C-Vergiitung in die W-Vergitung
begunstigt wird.
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Berichtsstruktur fur den jahrlichen Bericht der MPG an die Zuwendungsgeber lber die
Verlaufsentwicklung der Vergitungen im Bereich C2-C4/W1-W3 (W- Bericht)

Eigene zusammenfassende Bewertung der MPG

Wie stellt sich die Personalsituation in den vom Bericht erfassten Bereichen aus Sicht der
MPG dar? Wo liegen evtl. Risiken? Wie bewertet die MPG z.B. das Verhaltnis zwischen den
Personalkapazitaten im tariflichen und auRertariflichen Bereich der Institute?

11
1.2

1.3

14

15

16

Standige Berichtspunkte (Tabellen/Grafiken, ggf. mit kurzen Erlauterungen?)
Leistungsbeziige nach Kategorien und Besoldungsgruppen?

Zahl der Empfanger und Summe der gezahlten Leistungsbeziige;

Zahl der Empfanger und Summe der gezahlten Berufungs-Leistungsbeziige (abso-
lut/Prozentanteil an allen Leistungsbeziigen) - davon fur Neuberufungen;

Zahl der Empfanger und Summe der gezahlten Bleibe-Leistungsbeziige (abso-
lut/Prozentanteil an allen Leistungsbeziigen) - davon im Berichtszeitraum an bereits
vorhandene Wissenschatftler zusétzlich gezahlte Leistungsbezige;

Zahl der Empfanger und Summe der gezahlten Besonderen Leistungsbeziige (abso-
lut/Prozentanteil an allen Leistungsbeziigen) einschl. Einmalzahlungen nach
Nr. 2.5 - davon im Berichtszeitraum an bereits vorhandene Wissenschaftler zusétzlich
gezahlte Leistungsbeziige;

Zahl der Empfanger und Summe der gezahlten Funktions-Leistungsbeziige (abso-
lut/Prozentanteil an allen Leistungsbeziigen);

Zahl der Empfanger und Summe der aus Anlass der Uberleitung von der BBesO C in
die BBesO W nach Nr. 8.2 vergebenen Leistungsbeziige.

Erlauterungen:

Durch die Ubersichten wird z.B. dokumentiert, ob entsprechend dem mit dem Profes-
sorenbesoldungsreformgesetz verfolgten Ziel (starkere Leistungsorientierung des Ver-
gltungssystems) ein ausreichender Anteil auf die so genannten Besonderen Leis-
tungsbeziige entfallt. Dieser Gesichtspunkt ist z.B. in der niedersachsischen Hoch-
schul-Leistungsbeziigeverordnung durch eine Mindestquote fiir den Anteil der Beson-
deren Leistungsbeziige berlcksichtigt worden, an deren Stelle hier die Berichtspflicht
tritt. Ferner soll z.B. erfasst werden, in welchem Verhdltnis die Ausgaben fiir Leis-
tungsbeziige zur Gewinnung neuer Wissenschaftler zu den an bereits vorhandene
Wissenschatftler gezahlten Leistungsbeziigen stehen.

L Alle Angaben jeweils fur den Berichtszeitraum und das Vorjahr. Die Zahl der Empfanger ist in Voll-
zeitaquivalenten (VZA) anzugeben.

’ Die gezahlten bzw. fir ruhegehaltféhig erklarten Leistungsbeziige sind jeweils nach Besoldungs-
gruppen W 2 und W 3 und in der Gesamtsumme darzustellen.
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2. Langfristige Belastungen der MPG

2.1 Unbefristete Leistungsbezige in W 2/W 3 bzw. Zuschiisse in C 4:

2.1.1 Zahl der Empfanger und absoluter Betrag/Jahressumme - davon dynamisiert Prozen-
tanteil an der Gesamtsumme der Leistungsbeziige und Zuschiisse jeweils fur die ein-
zelnen Besoldungsgruppen;

2.1.2 Prozentanteil an der Summe aus Grundgehalt, Leistungsbeziigen und Zuschussen je-
weils flir die einzelnen Besoldungsgruppen;

2.1.3Zahl der Falle, in denen Leistungsbezige nach Nr.2.4 Abs.1 Satz2 der
W-Grundsatze bei Berufungs- oder Bleibeverhandlungen tber das Konkurrenzangebot
hinaus unbefristet vergeben wurden (mit kurzer typisierender Begriindung unter 1.).

Erlauterungen:

In den Ubersichten sollten die unbefristeten Leistungsbeziige und deren Anteil an der Ge-
samtsumme der Leistungsbeziige erfasst werden. Durch die Ubersichten wird die GWK in
die Lage versetzt, die Vergabepraxis zu tGberprifen und ggf. einen zu hohen Anteil der unbe-
fristeten Leistungsbeziige zu beanstanden. Ferner sollte Uber die Félle berichtet werden, in
denen Leistungsbeziige bei Berufungs- oder Bleibeverhandlungen lber das Konkurrenzan-
gebot hinaus unbefristet vergeben wurden (Nr. 2.4 Abs. 1 Satz 2 der W-Grundsatze).

2.2 Versorgungszusagen:

2.2.1 Berechnung des Rahmens fur die Ruhegehaltfahigkeit von Leistungsbeziigen nach
Nr. 5.2 der W-Grundséatze im laufenden Jahr;

2.2.2 Zahl der Empfanger und Betrag der fiir ruhegehaltfahig erklarten Leistungsbeziige in
W 2/W 3 und der ruhegehaltfahigen Sonderzuschisse in C 4, davon Uber ein Beam-
tenverhaltnis bzw. durch Versorgungszuschlage abgedeckt (Anzahl der Falle und Ho6-
he des durch Beamtenverhaltnis bzw. Versorgungszuschlag jeweils abgedeckten Be-
trags);

2.2.3 Prozentanteil der ruhegehaltfahigen Leistungsbeziige an der Grundgehaltssumme ins-
gesamt und getrennt nach W 2/W 3;

2.2.4 Zahl der Empfanger nach Bundesbesoldungsrecht in W 2/W 3, deren Leistungsbeziige
zu 22% oder weniger ruhegehaltféhig sind bzw. waren;

2.2.5 Zahl der Empfanger nach Bundesbesoldungsrecht in W 2/W 3, deren Leistungsbeziige
zu mehr als 22% und weniger als dem Maximalsatz von 59% ruhegehaltfahig sind bzw.
waren, nach folgender Staffelung:

>22%<30%
>30%<40%
>40% <50%
>50%<59%
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2.2.6 Zahl der Empfanger nach Bundesbesoldungsrecht in W 2/W 3, deren Leistungsbeziige
mit dem Maximalsatz (59 %) ruhegehaltfahiq sind bzw. waren;

2.2.7 Bei Empfangern nach niedersachsischem Besoldungsrecht gilt folgende Staffelung:
<40 %
>40% <80 %
<80 % <82 %.

2.2.8 Entwicklung der Pensionszahlungen (Ist-Zahlen) und deren Anteil an der Grundge-
haltssumme unter Einbeziehung der C-Besoldung in fortlaufender Zeitreihe fur einen
Zeitraum von 10 Jahren;

2.2.9 Hochrechnung des Anteils der Versorgungsleistungen an den Personalausgaben im
Bereich der W- und C-Besoldung in einer langerfristigen Vorausschau von 7 Jahren.

3. Begrenzungen

3.1 Uberschreitungen von B 10 bei Leistungsbeziigen in BesGr. W 3 BBesG (Personal-
nummer; absoluter Betrag der Leistungsbeziige; Betrag der B 10-Uberschreitung;
Grund fiir Uberschreitung, insb. Einordnung unter Nr. 3.1, Gliederungspunkte 1, 2 oder
3 der W-Grundsatze);

3.1.1 Langerfristige Gesamtschau der Anzahl der B 10-Uberschreitungen in der Besol-
dungsgruppe W 3 unter Angabe der Griinde;

3.2 Anzahl der im Nebenamt tatigen Wissenschatftlichen Mitglieder; durchschnittliche Ver-
gUtung; Maximalvergutung; Begriindung fir die Maximalvergltung.

3.3 Leistungsbeziige in BesGr. W 2 BBesG, die 65 % des W 2-Grundgehalts der BesGr.
W 2 BBesG uberschreiten (Personalnummer; absoluter und prozentualer Betrag der
Leistungsbeziige am Grundgehalt; Grund fiir Uberschreitung).

4, Entwicklung der Personalausgaben nach Nr. 4 der W-Grundséatze MPG

4.1 Soll- und Ist-Vergutungsdurchschnitt
Es sind pro Kalenderjahr der Gesamtbetrag und der Durchschnittsbetrag der veraus-
gabten Leistungsbeziige sowie die durchschnittlichen Ausgaben flr Vergltungen der
in den BesGr. W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 BBesG eingestuften leitenden Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler ((Ist-)Vergutungsdurchschnitt) auf der Grundlage
eines (Soll-) Vergutungsdurchschnitts von 80.000 € (Stand 2001) darzustellen;
Im Einzelnen:

4.1.1 Soll-Vergutungsdurchschnitt
Der Soll-Vergutungsdurchschnitt des laufenden Jahres ist fur die Besoldungsgruppen
(C 2 — C 4) unter Berucksichtigung der regelmafigen Besoldungserhéhungen zu be-
rechnen.
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4.1.2 Ist-Vergutungsdurchschnitt
Der Ist-Vergitungsdurchschnitt ist fur die einzelnen Besoldungsgruppen (W 2/C 2/C 3
W 3/C 4) und im gewichteten Gesamtdurchschnitt unter Angabe der jeweiligen (zeitan-
teilig berechneten) besetzten Stellen zu berechnen.

4.1.3 Entwicklung des (Soll- und Ist-) Vergutungsdurchschnitts im laufenden Finf-Jahres-
Zeitraum und Berechnung des 5-Jahres-Durchschnitts.

4.2 Darstellung der vergaberahmenfreien Kontingente und Hinweise zur Verwendung von
Ertrédgen aus dem "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierten Vermogen™:

Bei den Berechnungen sind die Ausgaben fir Verglitungen von leitenden Wissen-
schaftlern, die nach dem 01.01.2009 aus Einrichtungen im Ausland, Internationalen
Organisationen oder aus der Wirtschaft berufen wurden oder deren Abwanderung zu
solchen Stellen nach dem 01.01.2009 im Wege von Bleibeverhandlungen abgewendet
wurde, nicht einzubeziehen. Dasselbe qilt fur Mittel aus dem "Nicht aus offentlichen
Mitteln finanzierten Verméogen", die der MPG fir die Verglitung von leitenden Wissen-
schaftlern zur Verfiigung gestellt werden.

Im Einzelnen:
4.2.1 Anzahl der Falle und Gesamtvolumen;

4.2.2 Zahl der Berufungs- und Abwehrfélle, jeweils getrennt und aufgegliedert nach Beru-
fungs- /Abwehrfallen aus dem Ausland/ von Internationalen Organisationen/ aus der
Wirtschaft sowie die durchschnittliche Jahresvergitung insgesamt und in den jeweili-
gen Fallgruppen. Dabei ist fur jedes Jahr jeweils nach Neuféallen und Gesamtbestand
zu unterscheiden. Sofern in Berufungs- und Rufabwehrféllen zusatzlich Leistungsbe-
zuge fur besondere Leistungen und /oder fur die Wahrnehmung besonderer Funktio-
nen gewahrt werden, ist dies gesondert auszuweisen.

5. Personalstruktur

Personalkapazitaten differenziert nach Besoldungsgruppen W 2/W 3/C 3/C 4 jeweils
zum 31.12. im Zeitverlauf insgesamt (mit und ohne Personal nach Nr. 4.2) und ge-
trennt nach unbefristetem und befristetem Personal.

Erlauterungen zu Nr. 5:

Durch die aufgefiihrten Angaben soll insbesondere erfasst werden, welche Verande-
rungen in der Personalstruktur der MPG sich in Folge der Einfihrung der W-Besoldung
ergeben (insb. Verhaltnis der Personalkapazitaten im tariflichen Bereich zum aul3erta-
rifichen Bereich und evtl. Verschiebungen im Verhéltnis von befristeten zu unbefriste-
ten Mitarbeitern).

Dartber hinaus kdnnen nach Bedarf weitere in den W-Grundsétzen vorgesehene Be-
richtspunkte in den jéahrlich vorzulegenden Bericht aufgenommen werden, sofern nicht

- 38 -



Anhang zur Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG

eine frihere Unterrichtung im Einzelfall angebracht erscheint. Hierzu zéhlen die Ein-
fuhrung von Berufungs- oder besonderen Auswahlverfahren fir weitere Wissenschaft-
lerkategorien im Sinne der Nr. 1 der W-Grundsatze, die Aufnahme weiterer Funktionen
in die Zahlung von Funktions-Leistungsbezigen nach Nr. 2.3 Satz 2, 2. Halbsatz der
W-Grundséatze sowie Anderungen der MPG-internen Regelungen nach Nr. 2.7 der W-
Grundsatze.

Juniorprofessuren

Zahl der gemeinsam berufenen Juniorprofessuren

Forschungszulagen

Ubersicht uber Zahl der vergebenen Forschungszulagen, Gesamtsumme, Durch-
schnittsbetrag und Verteilung der Forschungszulagen nach Bandbreiten (z.B. innerhalb
der Bandbreite von 10-20 %, 20-30 % usw. des Grundgehalts).

Fallweise aufzunehmende Punkte

Einfihrung von Berufungs- oder besonderen Auswahlverfahren i.S. der Nr. 1 der
W-Grundsatze fur zusatzliche Wissenschaftlerkategorien/Funktionen

Aufnahme weiterer Funktionen in die Zahlung von Funktions-Leistungsbeziigen nach

Nr. 2.3, Absatz 2 der W-Grundsatze
Anderungen der MPG-internen Regelungen nach Nr. 2.7 der W-Grundsétze
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Aulertarifliche Sonderregelungen in Ergéanzung des TV6D (Bund)
- Grundsaétze fur Sonderzahlungen
(Fassung ab 01.01.2014)

Grundsatze fur Sonderzahlungen bei der MPG

An tariflich beschéftigte Wissenschaftler und solche, mit denen aul3ertarifliche An-
stellungsvertrage nach AT B geschlossen werden, kdnnen nach Mafigabe dieser
Grundsatze Sonderzahlungen (befristete und unbefristete laufende Zulagen und ein-
malige Pramien) aus folgenden Anlassen gewéhrt werden:

o Zur Honorierung herausragender wissenschaftlicher Leistungen oder wesentli-
cher Beitrage zu solchen.

o Zur Gewinnung von Bewerbern insbesondere aus der Wirtschaft und dem Aus-
land, soweit ohne die Gewahrung kein qualifiziertes Personal angeworben wer-
den kann, sowie zur Verhinderung der Abwanderung besonders qualifizierter
Fachkréafte.

Diese Ermachtigung gilt entsprechend fir sonstige im wissenschaftsrelevanten Be-
reich tatige Arbeitnehmer (zur Definition siehe Anhang 2 Nr. 1a zu Nr. 8 (3) BewGr-
MPG), wenn sie im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Aus- und/oder
Bewertung von Forschungsvorhaben einen wesentlichen Beitrag leisten.

Betroffen sind davon insbesondere folgende Personenkreise:

o Personal, das im Bereich der Forschungsplanung und der Verwertung von For-
schungsergebnissen tétig ist (Bsp.: Technologietransfer, Patentverwertung)

o Beschaftigte, die an Schnittstellen zwischen der Forschung und der Forschungs-
administration Aufgaben wahrnehmen, fir die Erfahrungswissen im Wissen-
schafts- und/oder Forschungsbereich unabdingbar sind

o Fachhochschul-Absolventen, wenn sie einschlagig beschéftigt werden

o Personal mit technischer Berufsausbildung, wenn es einschlagig beschaftigt wird

Beschaftigte mit auertariflichen Anstellungsvertragen nach AT B erhalten Sonderzah-
lungen ausschlie3lich nach MalRgabe der Nummer 1, Tarifbeschéftigte ausschlie3lich
nach Mal3gabe der Nummer 2.

1. Beschaftigte mit auRertarifichen  Anstellungsvertragen nach AT B
(AT B-Beschéftigte)

An die auRRertariflich Beschaftigten, die nach dem Bundesangestelltentarifvertrag

(BAT) in Vergutungsgruppe | eingruppiert worden waren (= AT B), kénnen Vergu-
tungen nach folgenden Maf3gaben gezahlt werden:
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1.1 Basisvergutung

1.2

Die AT B-Beschéftigten erhalten eine monatliche Basisvergitung in Hohe von
5.200 €. Dieser Betrag nimmt an den allgemeinen Entgeltanpassungen bei Bun-
desbeamten der Besoldungsgruppe 1 BBesO teil.

Zulagen

Neben die unter 1.1 genannte Basisvergitung kann zur Honorierung herausra-
gender wissenschaftlicher Leistungen oder wesentlicher Beitrage zu solchen so-
wie zur Gewinnung bzw. zur Verhinderung der Abwanderung von besonders qua-
lifizierten Beschéftigten eine monatliche Zulage mit einer maximalen Héhe von
insgesamt (aus a) und b)) 2.500 € im Einzelfall treten.

a) Zulagen aus Anlass einer Leistungshonorierung dirfen ausschlief3lich befris-
tet, im Hochstfall bis zu drei Jahren, und widerruflich zugesagt werden. Die
Befristung schliel3t eine spatere erneute Zulagengewahrung nicht aus. Die Kri-
terien zur Feststellung herausragender wissenschaftlicher Leistungen oder
wesentlicher Beitrdge zu solchen sind insbesondere folgende:

qualitative Elemente

herausgehobene wissenschaftliche Qualitat im nationalen und internationa-
len Vergleich (insbesondere wissenschaftliche Originalitdit und Umset-
zungskompetenz)

strategische Bedeutung/Anforderungsniveau der wissenschaftlichen Tatig-
keit

Innovationspotential der wissenschaftlichen Tatigkeit

besonders gelungene Kooperation und Vernetzung mit in- und auslandi-
schen Partnern in der Wissenschaft und in den Hochschulen

besonders gelungene Kooperationen mit der Wirtschaft

bedeutende erzielte Transferleistungen in der Anwendung

Qualitat der Nachwuchsférderung

Angemessenheit des Ressourceneinsatzes

quantitative Elemente:

Publikationen
Einwerbung von Drittmittel
Patente, Lizenzen

b) Zulagen im Rahmen der Gewinnung aus dem Bereich aul3erhalb der MPG
oder zur Verhinderung der Abwanderung in den Bereich au3erhalb der MPG

Basiswert 2007.
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sind grundsatzlich befristet und widerruflich zu gewéhren. In auRergewdhnli-
chen Gewinnungs- oder Haltefdllen durfen Zulagen im Rahmen dieser Er-
machtigung auch _unbefristet, erforderlichenfalls auch unwiderruflich, gewahrt
werden, wenn eine Gewinnung bzw. ein Bleibeangebot aufgrund eines ent-
sprechenden Besitzstandes bzw. Abwerbeangebots andernfalls nicht realisiert
werden kann und folgende Voraussetzungen kumulativ vorliegen:

e Der Besitzstand bzw. das Konkurrenzangebot kann schriftlich (auf der
Grundlage entsprechender Dokumente) nachgewiesen werden.

e Das Gewinnungsangebot wird auf einen Zugewinn von maximal 25% be-
grenzt; bei Bleibeverhandlungen wird maximal die Hohe des Konkurrenz-
angebots realisiert. Bleibevorteile sind durch einen angemessenen Ab-
schlag zu berticksichtigen.

e Eine kurzfristige Nachbesetzung der freien bzw. der bei einer Abwanderung
freiwerdenden Stelle mit einem anderen geeigneten Kandidaten ist nicht
moglich.

e Die Zulage darf nicht eingesetzt werden, um Personal von anderen vom
Bund finanzierten Einrichtungen abzuwerben.

Pramien

Die Honorierung von herausragenden wissenschaftlichen Leistungen oder we-
sentlichen Beitragen zu solchen soll in der Regel durch die Zahlung von Leis-
tungspramien erfolgen.

Die Zahlung einer Leistungspramie wird individuell festgelegt und richtet sich
dem Grunde sowie der Hohe nach ebenfalls nach den unter 1.2 festgelegten Kri-
terien. Die HOhe betragt innerhalb von 12 Monaten maximal vier Monatsgehalter.

Sonstiges

Die ubrigen Anstellungsbedingungen der AT B erfolgen nach den Regularien des
Bundesministeriums des Inneren fur die allgemeine 6ffentliche Verwaltung (vgl.
BMI-Rundschreiben vom 18.11.2005, Az.: D Il 2 — 220 234 ergéanzt durch BMI-
Rundschreiben vom 14.09.2009, Az.: D 5 - 220 234).

Tarifbeschaftigte

An tariflich beschaftigte Wissenschaftler sowie sonstige im wissenschaftsrelevanten
Bereich tatige Arbeitnehmer im Sinne dieser Erméchtigung kdnnen neben ihrem tarifli-
chen Gehalt (einschlieRlich eines etwaigen Leistungsentgelts entsprechend Leis-
tungsTV-Bund) Vergitungen nach folgenden MalRgaben gezahlt werden:

2.1

Zulagen

Zur Honorierung herausragender wissenschaftlicher Leistungen oder wesentli-
cher Beitrage zu solchen sowie zur Gewinnung bzw. zur Verhinderung der Ab-
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Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

wanderung von besonders qualifizierten Beschéftigten kann eine monatliche Zu-
lage gezahlt werden. Die maximale Hohe (aus a) und b)) insgesamt bemisst sich
im Einzelfall nach den in der nachfolgenden Tabelle festgelegten Betragen:

Entgeltgruppe Maximale individuelle mo-
natliche Zulagenhéhe

EG 15U 1.500 €

EG 15 1.500 €

EG 14 1.250 €

EG 13 1.000 €

EG 12 950 €

EG 11 900 €

EG 10 850 €

EG 9b 800 €

EG 9a 800 €

EG 8 700 €

EG 7 600 €

EG 6 500 €

EG5 300 €

bis EG 4 ausnahmsweise in beson-
ders begriindeten Einzel-
fallen bis zu 200 €

a) Zulagen aus Anlass einer Leistungshonorierung dirfen ausschlieBlich befris-
tet, im HoOchstfall bis zu drei Jahren, und widerruflich zugesagt werden. Die
Befristung schlief3t eine spétere erneute Zulagengewahrung nicht aus. Die Kri-
terien zur Feststellung herausragender wissenschaftlicher Leistungen oder
wesentlicher Beitrage zu solchen sind insbesondere die unter 1.2 der Ermach-
tigung genannten Elemente.

b) Zulagen im Rahmen der Gewinnung aus dem Bereich aufRerhalb der MPG
oder zur Verhinderung der Abwanderung in den Bereich aulR3erhalb der MPG
sind grundsétzlich befristet und widerruflich zu gewéhren. In aulRergewdhnli-
chen Gewinnungs- oder Haltefallen durfen Zulagen im Rahmen dieser Er-
machtigung auch _unbefristet, erforderlichenfalls auch unwiderruflich, gewahrt
werden, wenn eine Gewinnung bzw. ein Bleibeangebot aufgrund eines ent-
sprechenden Besitzstandes bzw. Abwerbeangebots andernfalls nicht realisiert
werden kann und die unter 1.2 b) genannten Voraussetzungen kumulativ vor-
liegen.

2.2 Pramien
Die Honorierung von herausragenden wissenschaftlichen Leistungen oder we-

sentlicher Beitrage zu solchen soll in der Regel durch die Zahlung von Leistungs-
pramien erfolgen.
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3.1

3.2

4.1

4.2

Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Die Zahlung einer Leistungspramie wird individuell festgelegt und richtet sich
dem Grunde sowie der HOhe nach ebenfalls nach den unter 1.2 festgelegten Kri-
terien. Die Hohe betragt innerhalb von 12 Monaten maximal 4 Monatsgehélter.

Berichtswesen und Anwendungshinweise/Dokumentation

Uber die Vergabe der Sonderzahlungen nach dieser Erméachtigung wird den Zu-
wendungsgebern spatestens bis zum 31.03. (Nr. 14 (7) BewGr-MPG) des nach-
folgenden Jahres entsprechend dem als Anhang 1 a und 1 b beigefligten Be-
richtsschema berichtet. In diesem Bericht sind die Sonderzahlungen an das wis-
senschaftsrelevante Personal im Sinne von Anhang 2, Abschn. 1.a) (2) geson-
dert aufzulisten.

Die Hinweise in Anhang 2 sind zu beachten.

Grundsatzliches

Die Regelung gilt ab dem 01.07.2010. Bis Ende 2018 erfolgt eine Evaluation (Nr.
14 (7) BewGr-MPG) der Vergabepraxis auf der Grundlage der im Rahmen des in
der Ermachtigung vorgesehenen Berichtswesens erhobenen Daten.

Die Zuwendungsgeber haben auf eine Festlegung von Kopf- und Geldquoten im
Vertrauen auf den weiterhin verantwortungsbewussten und wirtschaftlichen Ein-
satz der Vergltungsinstrumentarien verzichtet. Die in der nachfolgenden Tabelle
angegebenen Monats-Durchschnittswerte je grundsatzlich sonderzahlungsbe-
rechtigtem Beschéftigten dirfen nicht Gberschritten werden.

Ein institutionenlbergreifender Ausgleich ist nicht moglich.
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4.4

Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Entgeltgruppe Durchschnittlicher
Hochstbetrag
AT B 1.250 €
EG 15U 750 €
EG 15 500 €
EG 14 450 €
EG 13 400 €
EG 12 350 €
EG 11 300 €
EG 10 250 €
EG 9b 200 €
EG 9a 200 €
EG 8 150 €
EG 7 140 €
EG 6 130 €
EG 5 120 €
EG 4 100 €
EG 3 75 €
EG 2 50 €
EG 1 25 €

Ab dem 01.01.2008 entféllt die Ermé&chtigung zur Neubewilligung von Sonder-
zahlungen nach anderen aufertariflichen Sonderzahlungsregelungen, insheson-
dere der SR-20-Zulagenregelung; vor dem 01.01.2008 erteilte Bewilligungen sind
- soweit rechtlich mdglich - zu widerrufen. Sollen die Betrage fortgewahrt werden,
sind sie auf der Grundlage der neuen Grundséatze erneut zu bewilligen. Die Re-
gelung zur Anerkennung von Vordienstzeiten (BMF-Rundschreiben vom
27.12.2006 - Il A 2 - BA 4005/06/0002 - i.V.m. BMI-Rundschreiben vom
30.11.2006 - D 11 2 - 220 210 - 2/16 -) bleibt unberihrt.

Die Anwendung der Grundsatze erfolgt zuwendungsneutral.
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Geschiftsjahr
Forschungseinrichtung:

MPG

Bericht geman Ziffer 3 der Grundsatze fir Sonderzahlungen

Hinweis:

Die Angaben beziehen sich ausschlieBlich auf den grundsétzlich sonderzahlungsberechtigten Personenkreis.
Falls hierzu auch Beschéftigte der EG 2U gehéren sollten, ist hierzu gesondert zu berichten.

Anhang la zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

AT-B E 15U E 15

E12

E11

E 10

E9b

E9a

ES8

E7

E6

ES5

E4

E3

E2

E1l

Summe

Anzahl der Beschéftigten
entsprechend dem nach der
Grundséatzen grundsatzlich
sonderzahlungsberechtigten
Personenkreis *) in
Entgeltgruppe

1. Zulagen
1.1 Zulagen zur Gewinnung

*) Angabe in Vollzeitdquivalenten

AT-B E 150 E 15

E12

E11

E 10

E9b

E9a

ES

E7

E6

ES5

E4

E3

E2

Anzahl der Neueinstellungen

Anzahl der Félle, in denen
Gewinnungszulagen zugesagt
werden mussten

davon Anzahl der Falle, in
denen die Zulagen
unbefristet zugesagt werden
mussten

durchschnittlicher Zugewinn,
bezogen auf den bisherigen
Besitzstand, durch
unbefristete Zulagen (in %)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Zulagen in Euro

1.2 Zulagen zur Verhinderung der Abwanderung

AT-B E 150 E 15

E12

E11

E 10

E9b

E9a

ES

EZ7

E6

ES5

E4

E3

E2

Summe

Anzahl der Félle, in denen
Bleibezulagen zugesagt
werden mussten

davon Anzahl der Falle, in
denen die Zulagen
unbefristet zugesagt werden
mussten

durchschnittlicher Zugewinn,
bezogen auf den bisherigen
Besitzstand an unbefristeten
Beziigen, durch unbefristete
Zulagen (in %)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Zulagen

1.3 Zulagen zur Honorierung

herausragender Leistungen

AT-B E 150 E 15

E12

E11

E 10

E9b

E9a

ES

E7

E6

ES5

E4

E3

E2

Summe

Anzahl der Neubewilligungen
von Leistungszulagen

Hohe der monatlichen
Leistungszulagen im
Durchschnitt

durchschnittliche Dauer der
Befristung (in Monaten)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Leistungszulagen

1.4 Zulagen aufgrund von Bewilligungen in den Vorjahren

AT-B E 150 E 15

E12

E11

E 10

E9b

E9a

ES

E7

E6

ES5

E4

E3

E2

Gesamtbetrag der
gezahlten Zulagen (zur
Gewinnung, zur Verhinderung
der Abwanderung oder zur
Honorierung herausragender
Leistungen) aufgrund von
Bewilligungen in den
Vorjahren *)

Anzahl der Empfénger von
Gewinnungszulagen im

Berichtsjahr aufgrund von
Bewilligungen aus den

Vorjahren
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Anhang la zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Gewinnungszulagen
aufgrund von Bewilligungen
aus den Vorjahren

Anzahl der Empfanger von
Haltezulagen im Berichtsjahr
aufgrund von Bewilligungen
aus den Vorjahren

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Haltezulagen aufgrund von
Bewilligungen aus den
Vorjahren

Anzahl der Empfanger von
Leistungszulagen im
Berichtsjahr aufgrund von
Bewilligungen aus den
Vorjahren

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Leistungszulagen aufgrund
von Bewilligungen aus den

Vorjahren

*) Alle Zulagen, die vor dem 1. Januar 2008 in entsprechender Anwendung der SR 20 zum BAT bewilligt wurden, sind zu widerrufen und ggf. auf der Grundlage der neuen Grundséatze neu zu bewilligen. Werden (in Folgejahren) bereits
gezahlte Zulagen aufgestockt, ist der Gesamtbetrag als Neubewilligung zu beriicksichtigen.
2. Pramien zur Honorierung herausragender Leistungen

AT-B E 150 E 15 E 14 E 13 E12 E11 E 10 E9b E9a ES8 E7 E 6 ES5 E4 E3 E2 E1l Summe
Anzahl der Prémienempfanger -
Hohe der Pramienzahlung im
Durchschnitt
Hochstbetrag ausgeschopft
in wievielen Fallen -
Gesamtbetrag der gezahlten
Pramien -
3. Nachrichtliche Angaben fiir Folgeberichte

AT-B E 150 E 15 E 14 E 13 E12 E11 E 10 E9b E9a ES8 E7 E 6 ES5 E4 E3 E2 E1l Summe

Jahressumme der monatlichen
AT-Zulagen aufgrund von
Bewilligungen im Berichtsjahr

Jahressumme der jéhrlichen
Leistungspramien aufgrund
von Bewilligungen im
Berichtsjahr

Jahressumme aller
Sonderzahlungen im
Berichtsjahr

Gesamtzahl aller Fille, in
denen im Berichtsjahr eine
Sonderzahlung gewahrt wurde
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Geschiftsjahr
Forschungseinrichtung:

MPG

Bericht gemal Ziffer 3 der Grundsétze fir Sonderzahlungen

Hinweis:

Anhang 1b zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Die Angaben beziehen sich ausschlieBlich auf den grundsétzlich sonderzahlungsberechtigten Personenkreis im wissenschaftsrelevanten Bereich (Teilmenge zu Anhang 1 a).

Falls hierzu auch Beschaftigte der EG 2U gehéren sollten, ist hierzu gesondert zu berichten.

AT-B E 150 E 15

E 13

E12

E1l1

E 10

E9b

E9a

ES8

E7

E6

E5

E4

E3

E2

Anzahl der Beschaftigten *)
i.S.v. Anhang 2, Abschn. 1a)
(2) - wissenschaftsrelevanter
Bereich, die grundsatzlich
sonderzahlungsberechtigt sind

1. Zulagen
1.1 Zulagen zur Gewinnung

*) Angabe in Vollzeitdquivalenten

AT-B E 150 E 15

E 14

E 13

E1l1

E 10

E9b

E9a

ES8

E7

E6

E5

E4

E3

E2

Anzahl der Neueinstellungen

Anzahl der Félle, in denen
Gewinnungszulagen zugesagt
werden mussten

davon Anzahl der Félle, in
denen die Zulagen
unbefristet zugesagt werden
mussten

durchschnittlicher Zugewinn,
bezogen auf den bisherigen
Besitzstand, durch
unbefristete Zul

(in %)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Zulagen in Euro

1.2 Zulagen zur Verhinderung der Abwanderung

AT-B E 150 E 15

E11

E9b

E9a

ES8

E6

E5

E4

E3

E2

Anzahl der Félle, in denen
Bleibezulagen zugesagt
werden mussten

davon Anzahl der Félle, in
denen die Zulagen
unbefristet zugesagt werden
mussten

durchschnittlicher Zugewinn,
bezogen auf den bisherigen
Besitzstand an unbefristeten
Beziigen, durch unbefristete
Zulagen (in %)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Zulagen

1.3 Zulagen zur Honorierung

herausragender Leistungen

AT-B E 150 E 15

E 14

E11

E9b

E9a

ES8

E6

E5

E4

E3

E2

Anzahl der Neubewilligungen
von Leistungszulagen

Héhe der monatlichen
Leistungszulagen im
Durchschnitt

durchschnittliche Dauer der
Befristung (in Monaten)

Gesamtbetrag der neu
gezahlten Leistungszulagen

1.4 Zulagen aufgrund von Bewilligungen in den Vorjahren

AT-B E 150 E 15

E 14

E11

E9b

E9a

ES8

E6

E5

E4

E3

E2

Gesamtbetrag der
gezahlten Zulagen (zur
Gewinnung, zur Verhinderung
der Abwanderung oder zur
Honorierung herausragender
Leistungen) aufgrund von
Bewilligungen in den

Vorjahren *)
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Anhang 1b zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Anzahl der Empfanger von
Gewinnungszulagen im
Berichtsjahr aufgrund von
Bewilligungen aus den
Vorjahren

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Gewinnungszulagen
aufgrund von Bewilligungen
aus den Vorjahren

Anzahl der Empfanger von
Haltezulagen im Berichtsjahr
aufgrund von Bewilligungen
aus den Vorjahren

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Haltezulagen aufgrund von
Bewilligungen aus den
Vorjahren

Anzahl der Empfanger von
Leistungszulagen im
Berichtsjahr aufgrund von
Bewilligungen aus den
Vorjahren

Gesamtbetrag der im
Berichtsjahr gezahlten
Leistungszulagen aufgrund
von Bewilligungen aus den

Vorjahren

*) Alle Zulagen, die vor dem 1.
2. Pramien zur Honorierung

herausragender Leistungen

Januar 2008 in entsprechender Anwendung der SR 20 zum BAT bewilligt wurden, sind zu widerrufen

und ggf. auf

der Grundlage der neuen Grundsétze neu zu bewilligen. Werden (in Folgejahren) ber

eits

AT-B E 150 E 15

E 14

E13

E12

E11

E 10

E9b

E9a

E7

E6

E5

Ea4

E3

E2

E1l

Summe

Anzahl der Pramienempfanger

Hohe der Préamienzahlung im
Durchschnitt

Hochstbetrag ausgeschopft
in wievielen Fallen

Gesamtbetrag der gezahlten
Pramien

3. Nachrichtliche Angaben fiir Folgeberichte

AT-B E 150 E 15

E 14

E13

E12

E11

E 10

E9b

E9a

E7

E6

E5

E4

E3

E2

E1l

Summe

Jahressumme der monatlichen
AT-Zulagen aufgrund von
Bewilligungen im Berichtsjahr

Jahressumme der jahrlichen
Leistungspramien aufgrund
von Bewilligungen im
Berichtsjahr

Jahressumme aller
Sonderzahlungen im
Berichtsjahr

Gesamtzahl aller Félle, in
denen im Berichtsjahr eine
Sonderzahlung gewahrt wurde
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Anhang 2 zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Hinweise zur Anwendung der Grundsatze fur Sonderzahlungen

Folgende Hinweise sind bei der Vergabe von aufertariflichen Zahlungen nach den Grund-
satzen fur Sonderzahlungen zu beachten:

a)

b)

c)

Sonderzahlungsberechtigter Personenkreis

Leistungshonorierung fir "sonstige im wissenschaftsrelevanten Bereich tatige Arbeit-
nehmer"

Die Sonderzahlungsgrundsatze sehen vor, dass auch die Leistung von "sonstigen im
wissenschaftsrelevanten Bereich tatigen Arbeitnehmern” honoriert werden kann, wenn
diese Beschaftigten einen wesentlichen Beitrag "im Rahmen der Planung, Vorberei-
tung, Durchfiihrung, Aus- und/oder Bewertung von Forschungsvorhaben" leisten (Ab-
schnitt I, 2. Absatz der Sonderzahlungsgrundsatze).

(1) Fur diesen Personenkreis kann eine Leistungshonorierung erfolgen, wenn die be-
treffende Tatigkeit eine herausragende Leistung darstellt und hierdurch im Rah-
men der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Aus- und/oder Bewertung von For-
schungsvorhaben, die zu einer herausragenden wissenschaftlichen Leistung ge-
fuhrt haben, ein wesentlicher Beitrag geleistet wird (vgl. Abschnitt I, 1. Absatz, 1.
Anstrich).

(2) Daruber hinaus sind solche im wissenschaftsrelevanten Bereich Beschaftigte er-
fasst, wenn sie mit einer eigenen herausragenden Leistung einen wesentlichen
Beitrag zur Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Aus- und/oder Bewertung von
Forschungsvorhaben erbringen, so dass die herausragende Leistung als solche
honoriert werden kann, ohne dass dabei ein unmittelbarer Bezug zu einer kon-
kreten herausragenden wissenschaftlichen Leistung vorliegen muss.

Nicht unter diese Regelung fallen Beschaftigte mit allgemeinen Verwaltungs-, Infra-
struktur- und Querschnittsaufgaben.

"an Schnittstellen” Beschaftigte

Beschaftigte "an Schnittstellen zwischen Forschung und der Forschungsadministration™
(Abschnitt 1, 3. Absatz, 2. Anstrich) sind z.B. die Stabsstellen, die mit der tGbergreifen-
den strategischen Forschungsplanung oder dem Monitoring von Forschungsergebnis-
sen betraut sind, sowie Beschaftigte, die fur die Sicherheitsbelange von Forschungsar-
beiten mit hohen Gesundheits- oder Umweltrisiken verantwortlich sind.

"einschlagig" Beschaftigte

"Einschlagig" beschéftigt im Sinne der Sonderzahlungsgrundsatze (Vorbemerkung, 3.
Absatz, 3. und 4. Anstrich) sind Fachhochschul-Absolventen bzw. Personal mit techni-
scher Berufsausbildung, wenn sie in einem Forschungsprojekt mitarbeiten, also "im
Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Aus- und/oder Bewertung von For-

schungsvorhaben" tatig sind und dort einen wesentlichen Beitrag leisten. "Einschlagig"”
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b)

Anhang 2 zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

bezieht sich also ausschlief3lich auf "sonstige im wissenschaftsrelevanten Bereich tati-
ge Arbeitnehmer" (Abschnitt I, 2. Absatz).

Gewinnungs- und Haltezulagen

Regelfall: Konkurrenzsituation zum Ausland oder zur Wirtschaft

Gewinnungs- und Haltezulagen sollen in der Regel bei Bewerbern aus dem Ausland
oder der Wirtschaft bzw. bei einer konkreten Abwanderungsgefahr einer Mitarbeiterin
oder eines Mitarbeiters dorthin gewahrt werden. Die Gewahrung von Gewinnungs- und
Haltezulagen in Konkurrenzsituationen mit Universitaten, anderen aul3eruniversitaren
Forschungseinrichtungen oder sonstigen Einrichtungen und Organisationen stellt eine
nachvollziehbar und konkret zu begriindende Ausnahme dar.

Die fur die unbefristete Gewahrung von Gewinnungs- und Haltezulagen festgelegten
Voraussetzungen bleiben hiervon unberthrt.

Begrenzung des Zugewinns

Auf die nach den Sonderzahlungsgrundséatzen geltenden Begrenzungen fur unbefris-
tet gewahrte Zulagen wird hingewiesen. (Gewinnungsangebot: Begrenzung auf einen
Zugewinn von maximal 25 % der bisherigen Vergitung bzw. bei Berufseinsteigern der
tabellenméRigen Einordnung; Bleibeangebot: Begrenzung auf die Hohe des Konkur-
renzangebots, wobei Bleibevorteile durch einen angemessenen Abschlag zu bertick-
sichtigen sind.)

Diese Begrenzungen sind kiinftig als Regelfédlle auch bei der befristeten Gewah-
rung von Gewinnungs- und Haltezulagen zugrunde zu legen. Von diesen Grenzen
kann in Ausnahmeféllen abgewichen werden, die fur jeden Einzelfall nachvollziehbar
und konkret zu begriinden sind.

Verhéltnis von Leistungszulage und Leistungspramie

Es wird klarstellend darauf hingewiesen, dass zur Honorierung von herausragenden
wissenschaftlichen Leistungen bzw. einem wesentlichen Beitrag zu einer herausragen-
den wissenschatftlichen Leistung in der Regel eine Leistungspramie zu gewahren ist.
Die Gewahrung einer Leistungszulage ist als Ausnahmefall nachvollziehbar und konk-
ret fachlich zu begrunden.

Dokumentation der Entscheidung tUber die Vergabe einer Sonderzahlung

Das Priufungsverfahren des Bundesrechnungshofs hat erhebliche Defizite in der Do-
kumentation der Entscheidungen Uber die Gewahrung von Sonderzahlungen offenbart.
Vor diesem Hintergrund ist sicherzustellen, dass zukinftig eine Sonderzahlung erst
bewilligt wird, wenn eine vollstandige, nachvollziehbare Dokumentation der Bewilli-
gungsentscheidung auf der Grundlage des nachfolgenden Rasters vorliegt.
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Anhang 2 zur Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG

Dokumentationsraster

Status des Beschaftigten
Tariflich Beschéftigter 0 Entgeltgruppe:
AT B-Beschéftigter 0

Gewinnungs- oder Haltezulage
1. Wissenschaftler 0
Sonstiger im wissenschaftsrelevanten Bereich tatiger Beschaftigter |
Darstellung des wesentlichen Beitrags im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung,
Aus- und/oder Bewertung von Forschungsvorhaben:

2. Gewinnungszulage O
Haltezulage 0

3. Zur Gewinnung bzw. Verhinderung der Abwanderung ...

Regelfalle:
... aus der / in die Wirtschaft 0
... aus dem / in das Ausland 0

Ausnhahmen:
... aus / zu einer Universitat 0
... aus / zu einer aufReruniversitdren Forschungseinrichtung 0
... aus / zu einer sonstigen Einrichtung / Organisation 0

4. Konkurrenzsituation
a) Darstellung der Gewinnungssituation bzw. Begriindung der Abwanderungsgefahr;
bei Vorliegen eines Ausnahmefalls (Konkurrenzsituation mit Universitat, aul3eruniversitarer For-
schungseinrichtung, sonstiger Einrichtung oder Organisation) nachvollziehbare Darstellung der be-
sonderen Umstande, die das Gewinnen bzw. Halten erforderlich machen:

b) Hohe des Konkurrenzangebotes bzw. des Besitzstandes:
c) Glaubhaftmachung ...
.. durch schriftlichen Nachweis (grundséatzlich erforderlich zum Nachweis des Besitzstandes; stets
erforderlich bei einer unbefristet gewéhrten Zulage) 0
.. andere Umstande, die das Vorliegen des Konkurrenzangebotes bzw. einer konkreten Abwande-
rungsgefahr glaubhaft und nachvollziehbar erscheinen lassen:
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5. Zulage
a) Hohe der gewahrten monatlichen Zulage:
b) Befristete Gewahrung 0 (Regelfall)
Dauer der Befristung:
Unbefristete Gewahrung 00 (Ausnahme)

Unwiderrufliche Gewahrung 0O
Darlegung der auergewdhnlichen Umstéande, die eine unbefristete, ggf. auch unwiderrufliche Ge-
wahrung erforderlich machen:

Kumulative Voraussetzungen fir die unbefristete Gewahrung:

- schriftlicher Nachweis des Besitzstandes

- Zugewinn max. 25 %

- kurzfristige Nachbesetzung nicht mdglich

- keine Abwerbung von einer anderen vom Bund finanzierten Einrichtung
¢) Hohe des Zugewinns (in %):

(Bei einer unbefristet gewahrten Zulage darf das Gewinnungsangebot einen Zugewinn von 25 %

nicht Giberschreiten bzw. bei einem Bleibeangebot darf maximal die Hohe des Konkurrenzangebots

realisiert werden, und Bleibevorteile sind durch einen angemessenen Abschlag zu berticksichtigen;

diese Begrenzungen gelten fir befristet gewéhrte Zulagen als Regelfélle, von denen in nachvoll-

ziehbar und konkret begriindeten Ausnahmefallen abgewichen werden kann.)

g
g
U
g

Sofern bei einer befristet gewahrten Zulage das Gewinnungsangebot einen Zugewinn von 25 %
Uberschreitet bzw. bei einem Bleibeangebot die Hohe des Konkurrenzangebots tberschritten wird:
nachvollziehbare Darlegung der auBergewdhnlichen Umsténde, die einen erhdhten Zugewinn er-
forderlich machen:

Leistungszulage und Leistungspramie

1. Wissenschatftler U
Honorierte herausragende wissenschaftliche Leistung bzw. wesentlicher Beitrag zu einer herausra-
genden wissenschaftlichen Leistung (prézise Darstellung, welche konkrete herausragende wissen-
schaftliche Leistung bzw. welcher wesentliche Beitrag hierzu der Anknupfungspunkt fur die Entschei-
dung uber die Gewdahrung ist):

Sonstiger im wissenschaftsrelevanten Bereich tatige Beschéaftigter 0

Prézise Darstellung des Bezugs der Tatigkeit zu einer herausragenden wissenschaftlichen Tatigkeit
entsprechend Nr. 1 a (1) (Ein solcher Bezug ist dann gegeben, wenn durch die betreffende Téatigkeit
im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Aus- und/oder Bewertung von Forschungsvor-
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haben, die zu einer herausragenden wissenschaftlichen Leistung gefiihrt haben, ein wesentlicher Bei-
trag geleistet wird.):

Prazise Darstellung entsprechend Nr. 1 a (2) der eigenen herausragenden Leistung als solcher und
des wesentlichen Beitrags zur Planung, Vorbereitung, Durchfihrung, Aus- und/oder Bewertung von
Forschungsvorhaben (ohne dass dies herausragend sein muss):

. Leistungspramie 0 (Regelfall)
Hohe der Pramie:
Leistungszulage 00 (Ausnahme)
Hohe der Zulage: Dauer der Befristung:

Darlegung der auRergewthnlichen Umstande, die die Gewahrung einer Zulage statt einer Pramie
erforderlich machen:
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Hinweise zur Umsetzung
A. Allgemeine Hinweise

(1) Adressatenkreis:

Folgende Beschéftigte fallen in den Anwendungsbereich von Nr. 8 (4) BewGr-MPG

. Wissenschaftler, d.h. alle tariflichen und auRRertariflich wissenschaftlich arbei-
tenden Beschaftigten, einschliel3lich der Beschéftigten, die entsprechend der W-
Besoldung vergutet werden.

o Beschaéftigte im wissenschaftsrelevanten Bereich, wenn sie im Rahmen der
Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Auswertung oder Bewertung von For-
schungsvorhaben einen wesentlichen Beitrag leisten: Es gilt insoweit die bei den
Sonderzahlungsgrundséatzen verwandte Definition (Anhang 2 zur Anlage zu Nr. 8
(3) BewGr-MPG).

(2) Mittelherkunft:

a. Nicht verwendet werden dirfen:

¢ Mittel, die unmittelbar von der deutschen 6ffentlichen Hand stammen;
¢ Mittel, die mittelbar von der deutschen o6ffentlichen Hand stammen: Hierunter fal-
len beispielsweise
— EU-Mittel
— Mittel von internationalen Organisationen, die Mittel von der deutschen 6ffent-
lichen Hand erhalten haben (UNO, CERN etc.)
— Mittel aus Projektférderung von Bund und Landern an die Wirtschaft, die als
Unterauftrage an Forschungseinrichtungen vergeben werden

b. Mittel, die verwendet werden dirfen:

aa. Drittmittel, sofern sie nicht unter Nr. 2.a. fallen, z.B.

— Mittel aus Forschungs- und Entwicklungsauftragen der Wirtschaft,

— Sponsorengelder,

— Mittel privater Stiftungen, sofern das Stiftungskapital nicht ganz oder teilwei-
se von der deutschen offentichen Hand erbracht worden ist,
oder

— Mittel der auslandischen offentlichen Hand.

bb. Wirtschaftsertréage, z. B:

— Ertrage aus der Veraufllerung von Eigentumsrechten, die weder mittelbar
noch unmittelbar aus 6ffentlichen Mitteln finanziert oder erworben wurden
(Unternehmensanteile, Grundstiicke unter Beachtung von Nr. 11 (5) BewGr-
MPG — Vorbehalt der Zuschussminderung).

cc. Weitere, nicht-6ffentliche Mittel z.B.:

— Spenden/Schenkungen/Erbschaften
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Die genannten Kategorien (aa.-cc.) sind nicht abschlieRend und kénnen bei Bedarf
fortentwickelt werden.

(3) Madglichkeiten der Mittelverwendung:

Die Mittel gemaf 2. kénnen flir Gehalter insgesamt oder fur Gehaltsbestandteile
(z.B.: Zulagen/Pramien/Sachleistungen/Zuschuss zu Versorgungsleistungen)
verwendet werden.

Die Mdglichkeit zur Besserstellung unter Verwendung nicht-dffentlicher Mittel be-
steht grundsatzlich additiv zu den Ubrigen Zulagenregelungen.

(4) Allgemeine Anforderungen an die Mittelverwendung:
a. Verwendung der Mittel aus nicht dffentlichen Zuwendungen im Rahmen des

satzungsgemalen Zweckes, d.h. insbesondere

keine Beeintrachtigung der Interessen der MPG;

keine Beeinflussung der Inhalte und Ergebnisse einzelner Forschungsarbeiten;
keine Einflussnahme auf die Veroffentlichung oder Verwertung von Forschungs-
ergebnissen, sofern dies nicht Regelungsgegenstand etwa eines Drittmittelver-
trages ist;

keine unverhaltnismafig hohen Vergitungen (8§ 1 (4) Satz 3 der Satzung MPG).

. Verwendung der Mittel aus nicht offentlichen Zuwendungen im Rahmen der
allgemein geltenden Regelungen

Steuerrecht: keine Gefahrdung der Gemeinnutzigkeit (vgl. hierzu § 55 Abs. 1 Nr.
3 AO und Nr. 20 zu § 55 des Anwendungserlasses zur AO), d.h. angemessenes
Verhéltnis von Leistung und Gegenleistung;

Arbeitsrecht: Zustimmungspflicht der MPG bei direkter Zahlung an die/den Be-
gunstigte/n (analog § 71 BBG bzw. § 3 Abs. 2 TVAD);

Einhaltung der Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionspravention in der
Bundesverwaltung.

. Sonstiges

— Sicherstellung, dass Zahlung nur so lange gewahrt wird, wie Mittel aus nicht 6f-

fentlichen Zuwendungen verflgbar sind;

— In der Regel kein Einsatz von Mitteln, um Personal von anderen offentlich finan-

zierten Forschungseinrichtungen abzuwerben oder die Abwanderung dorthin zu
verhindern. Ausnahmefélle sind eingehend zu begriinden und zu dokumentieren.

Verfahren und Kriterien

Die MPG legt die Zustandigkeiten fur die Prifung und Entscheidung tber die Mittelvergabe
in eigener Verantwortung fest.

Ebenso kann die MPG in eigener Zustandigkeit allgemeine Vergabekriterien, insbesondere
zu mdaglichen Griinden/Anlassen fur die Besserstellung einschliellich des Verhéltnisses zu
sonstigen Zulagen- und Pramienregelungen (z.B. Forschungszulagen nach Nr. 7 W-
Grundsatze MPG; Regelung zu Ausnahmen zum Besserstellungsverbot nach Nr. 9 (7) Be-
wGr-MPG) entwickeln.

- 56 -



Anlage zu Nr. 8 (4) BewGr-MPG

Dokumentationsraster:

Die MPG hat sicherzustellen, dass eine Zahlung an den beginstigten Mitarbeiter bzw. eine
Zustimmung zur Zahlung durch einen Dritten an den begiinstigten Mitarbeiter erst dann er-
folgt, wenn eine vollstandige, nachvollziehbare Dokumentation der Entscheidung vorliegt, die
mindestens Angaben zu folgenden Punkten enthalt:
e Empfanger der Leistung
o Wissenschaftler oder sonstiger im wissenschaftsrelevanten Bereich Beschéftigter
o Entgeltgruppe, AT-B, W 1, W 2, W 3
¢ Anlass/Grund der Mittelgewédhrung, z. B.
o Gewinnen/Halten
o Leistungshonorierung
e Art und Umfang der Besserstellung
o Hobhe der Betrage
o Artder Leistung (Zulage vs. Pramie, dauerhaft vs. befristet, Sachmittel etc.)
¢ Anteil an Gesamtvergitung
e Darstellung der Mittelherkunft, aufgeschlisselt nach
o Drittmittel gem. A.2.b.aa
o Wirtschaftsertrdge gem. A.2.b.bb
o Weitere nicht 6ffentliche Mittel gem. A.2.b.cc
o Erklarung, dass satzungsgemafe Zwecke nicht beeintrachtigt wurden:
o keine Beeintrachtigung der Interessen der MPG
o keine Beeinflussung der Inhalte und Ergebnisse einzelner Forschungsarbeiten
o keine Einflussnahme auf die Veroffentlichung oder Verwertung von Forschungser-
gebnissen, sofern dies nicht Regelungsgegenstand etwa eines Drittmittelvertrages
ist
o keine unverhaltnismaRig hohen Vergutungen (8 1 (4) Satz 3 der Satzung MPG)

Werden Zulagen aus nicht-6ffentlichen Mitteln aufgrund von Nr. 8 (4) BewGr-MPG additiv
Zu weiteren Zusatzleistungen aufgrund anderer Ermachtigungen gewahrt, sind ergénzende
Angaben zur Notwendigkeit und Angemessenheit der Zahlungen zu machen.

Werden Zulagen aus nicht-6ffentlichen Mitteln eingesetzt, um Personal von anderen 6ffent-
lich finanzierten Forschungseinrichtungen abzuwerben oder die Abwanderung dorthin zu
verhindern, ist dies nachvollziehbar darzulegen.
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D. Berichtspflicht:
Vorlage jahrlich unter Angabe folgender Daten:
Gesamtsumme der eingesetzten Mittel im Sinne von Ziffer 2.b. - zudem aufgeschlisselt nach

Empféangergruppen:
o Anzahl Wissenschatftler
o Anzahl wissenschaftsrelevantes Personal,
Besoldungs-/Entgeltgruppen der Empfanger,
Hohe der durchschnittlichen Mittelvergabe,
Art und Weise der Mittelvergabe:
o Zahlung voller Gehalter (Gesamtsumme/ Fallzahl)
o Zahlung zusatzlicher Gehaltsbestandteile (Gesamtsumme/ Fallzahl)
—  Zulagen (dauerhaft, befristet)
— Pramien
—  Sachmittel
Anteil der eingesetzten Mittel an Gesamtvergiitung der Empfanger,
Mittelherkunft in den Kategorien Drittmittel/Wirtschaftsertrage/weitere nicht offentliche
Mittel.

Erklarung, dass satzungsgemale Zwecke nicht beeintréchtigt wurden.
Eigene zusammenfassende Bewertung zum Einsatz dieses Instruments.
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Ubertarifliche Sonderregelungen fur Vorzimmerkrafte

(Fassung ab 01.01.2014)

Eingruppierung

Die Eingruppierung der im Vorzimmerdienst der MPG beschaftigten Tarifbeschaf-
tigten wird wie folgt Ubertariflich neu geregelt:

Vorzimmerkraft des Prasidenten EGr. 8 TV6D
Vorzimmerkraft des Generalsekretéars EGr. 8 TV6D
Vommmerkraff des stellvertretenden EGr. 6 TVSD
Generalsekretéars

Vorzimmerkraft eines Institutsleiters (Be-
reichsleiters, Sektionsleiters usw.) mit
einer Vergutung entsprechend der Be-
soldungsgruppe W 3/C 4

EGr. 6 TVOD

Ausgestaltung der Ubertariflichen Eingruppierungen:
a. Die Ubertarifliche Eingruppierung der Beschéftigten im Vorzimmerdienst

b.

ist arbeitsvertraglich fur die Dauer der Vorzimmertatigkeit zu befristen.

Fur die Ubertarifliche Eingruppierung der im Vorzimmerdienst beschéftig-
ten Angestellten ist es unschadlich, wenn im Wirtschaftsplan ausgewiese-
ne Stellen der vorgenannten Besoldungsgruppen mit Angehdrigen niedri-
gerer Besoldungsgruppen unterbesetzt sind. Dies gilt auch zur Besitz-
standswahrung bei Weiterbeschaftigung derselben Vorzimmerkraft fir ei-
nen Angehorigen einer niedrigeren Besoldungsgruppe aber in derselben
Funktion wie sein Vorganger.

Die Ubertariflichen Eingruppierungen der unter diese Regelungen fallen-
den Vorzimmerkréfte, die bisher glinstiger eingruppiert sind, bleiben unbe-
rahrt.

Eine von diesen Ubertariflichen Eingruppierungsregelungen abweichende
Eingruppierung der Vorzimmerkréfte in eine héhere Entgeltgruppe bedarf
der vorherigen Zustimmung der Zuwendungsgeber.

Vorzimmerzulage

Dariiber hinaus kbnnen an die Vorzimmerkrafte des Prasidenten und des Gene-
ralsekretérs jeweils eine auRertarifliche Zulage in Hohe von 200 € gezahlt wer-

den.

Ausgestaltung der Vorzimmerzulagen:

a.

Berechnung und Auszahlung richten sich nach § 24 TV6D. Sie sind steu-
er-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungspflichtig.

Sie sind statisch und nehmen nicht an zuklnftigen Entgeltanpassungen
teil.

Sie werden nicht gezahlt, sofern aufgrund anderweitiger Regelungen eine
hohere Eingruppierung als unter Ziffer | dargestellt erfolgt.
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d. Sie werden nur fir die Dauer der Ausibung der Vorzimmertatigkeit ge-
zahlt; sie sind jederzeit widerruflich.
e. Folgende eventuell noch vorhandene, abbaubare, personliche Zulagen an
Vorzimmerkrafte entfallen und werden durch die Vorzimmerzulage ersetzt:
o die anstelle der bisherigen Funktions- und/oder Leistungszulage an
Beschaftigte im Schreib- und Vorzimmerdienst gezahlte Besitzstands-
zulage (s. BMI-Rundschr. vom 10.10.2005, 01.08.2008 und
22.10.2010) und/oder
e die Besitzstandszulage, die zur Gewinnung von Schreibkraften fir den
Vorzimmerdienst anstelle der Bewéahrungszulage im Schreibdienst ge-
zahlt wird (s. BMI Rundschr. vom 18.12.2006, 28.02.2008, 01.08.2008
und 30.06.2010).

Voriibergehende Ubertraqgung von Tatigkeiten im Vorzimmerdienst

Im Falle einer voriibergehenden Ubertragung von Téatigkeiten im Vorzimmerdienst
gilt das BMI-Rundschreiben vom 03.07.2008 — D 1l 2 — 220 254/2 unveréndert
fort. Bei der Ermittlung der Zulagenhdhe nach § 14 Abs. 3 Satz 1 TV6D ist die Zu-
lage nach Abschnitt Il. dieses Rundschreibens mit einzurechnen. Eine Besitz-
standssicherung entsteht hierdurch nicht. Wahrend der Dauer des Bezugs der
vorgenannten Zulage ruhen auch eventuell vorhandene persdnliche Besitz-
standszulagen, die aus ehemaligen Funktions-, Leistungs- oder Bewéahrungszula-
gen resultieren, d.h. diese werden voriibergehend nicht gezahlt.

Weqgfall der Vorzimmerzulage

Endet die Vorzimmertatigkeit aus Griinden, die nicht von der Vorzimmerkraft zu
vertreten sind, wird der Wegfall der Vorzimmerzulage durch eine abbaubare Be-
sitzstandszulage ausgeglichen, wenn die Vorzimmerzulage fiir einen Zeitraum
von mindestens sieben Jahren zugestanden hat. Unschadlich sind Unterbrechun-
geni.S.d. 8 17 Abs. 3 Satz 1 TVOD sowie Elternzeit nach § 15 ff. BEEG und fami-
lienbedingte Beurlaubungen i.S.d. § 13 BGleiG.

Die Besitzstandszulage wird auf die Hohe festgesetzt, die im Monat vor dem
Wegfall zugestanden hat. Erhoht sich das Entgelt der Beschéftigten wegen des
Anspruchs auf eine Zulage (z.B. Wiederaufleben der Besitzstandszulage fir die
Bewahrungszulage im Schreibdienst) oder tritt eine sonstige individuelle Entgel-
terhohung ein (z.B. infolge von Hohergruppierung oder Stufenaufstieg), wird der
Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf die Besitzstandszulage angerech-
net. Bei allgemeinen Entgeltanpassungen verringert sich die Besitzstandszulage
um den gesamten Erhéhungsbetrag, soweit dieser das Tabellenentgelt (bzw. die
individuelle Zwischen-/Endstufe) betrifft.

Sonstiges
Das BMBF-Schreiben 611-06620-8 vom 30.11.1998 wird hiermit aufgehoben.
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Bericht iber die Anwendung der Leistungshonorierung

Berichtsjahr:

Hinweis: Soweit in der MPG beide Instrumente angewendet werden, sind die Punkte I.
und Il. auszufillen.

I. Anwendung des LeistungsTV-Bund:

In Vollzeitaquivalenten

Sonderzahlungs-
berechtigter
Personenkreis

nicht sonderzah-
lungsberechtigter
Personenkreis

Summe

Berechtigte insgesamt:

davon Honorierung

® nur nach den Sonder-
zahlungsgrundséatzen

® nur nach LeistungsTV-

Bund

e nach beiden Instru-

menten

II. Anwendung der BLBV:

In Vollzeitaquivalenten

Sonderzahlungs-
berechtigter
Personenkreis

nicht sonderzah-
lungsberechtigter
Personenkreis

Summe

Berechtigte insgesamt:

davon Honorierung

® nur nach den Sonder-
zahlungsgrundséatzen

® nur nach BLBV

Anzahl der daftur ge-
nutzten Vergabemdg-
lichkeiten (§ 6 Abs. 2,
S.1i.V.m. § 7 BLBV)

dies entspricht einem
%-Anteil i.S.d. § 6 Abs.

2,S.1 BLBV von

®* nach beiden Instru-

menten

A




9.1

9.2

1)

)

Nr. 9 BewGr-MPG

Sonderregelungen
Lehrverpflichtungen

Im Zusammenwirken von Hochschulen und der MPG gelten folgende Regelungen:

Bei Lehrverpflichtungen von Beschaftigten der MPG an deutschen Universitéaten
von nicht mehr als zwei Semesterwochenstunden wird auf eine Kostenerstattung
verzichtet. Bei mehr als zwei Semesterwochenstunden Lehrverpflichtung sind
pro Ubersteigender Semesterwochenstunde 7,5 % der Gesamtbeziige durch die
Universitaten an die MPG zu erstatten.

Lehrverpflichtungen an Fachhochschulen von mehr als einem Viertel des an
Fachhochschulen blichen Lehrdeputats (18 Semesterwochenstunden), d.h. von
mehr als 4,5 Semesterwochenstunden, sind mit 5 % der Gesamtbezlige pro zu-
satzlicher Semesterwochenstunde zu vergiiten bzw. zu erstatten.

Die Teilung der Versorgungslasten kann ausnahmsweise in Betracht kommen,
wenn die Berufung ansonsten scheitern wiirde und das Land/die Universitat dies
bestéatigt; die jeweiligen Betrage sind konkret zu errechnen.

Sozialplane und Abfindungen

Die MPG ist ermachtigt, Sozialplanen, die die Vorgaben des Rationalisierungsschutz-
tarifvertrages (RatSchTV) uberschreiten, ohne Befassung der Zuwendungsgeber zu-
zustimmen, wenn die Abweichungen vom RatSchTV unterhalb des Rahmens der von
den Zuwendungsgebern bisher gebilligten Sozialplane verbleiben oder dem Muster-
Sozialplan der MPG entsprechen.

Die MPG ist erméachtigt, unter folgenden Voraussetzungen in Einzelfallen Abfindungen
zu zahlen:

Es muss ein dienstliches Interesse am Ausscheiden bestehen, und zwar entwe-
der organisatorisch bedingt (z.B. bei Umstrukturierung, Zusammenlegung von
Arbeitsbereichen usw.) oder in der jeweiligen Person liegend (z.B. eingeschrank-
te Verwendbarkeit aufgrund veranderter Anforderungen in Folge thematischer,
struktureller oder technischer Anderungen usw.).

Die Hohe der Abfindung betréagt bis zu einem Monatsentgelt je Beschéaftigungs-
jahr, héchstens 18 Monatsentgelte. Monatsentgelt ist der Betrag aus Entgelt und
anderen Zulagen, der dem Betroffenen mindestens zwei Jahre zugestanden hat.

Abfindungen werden nicht gezahlt:

wenn der Beschaftigte aus personlichen von ihm zu vertretenden Griinden aus-
scheiden soll;
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®3)

(4)

9.3

(1)

)

9.4

Nr. 9 BewGr-MPG

o wenn der Beschéftigte aus dem Arbeitsverhdltnis ausscheidet und von einem
anderen offentlichen Arbeitgeber oder einem tberwiegend vom Bund und/oder
einem Land institutionell finanzierten Zuwendungsempféanger bernommen wird.
Die Abfindung ist ganz oder anteilig zurliickzuzahlen, wenn der Beschéftigte in-
nerhalb von 18 Monaten seit dem Ausscheiden eine Tatigkeit bei einem der vor-
genannten Arbeitgeber aufnimmt;

o wenn der Beschéftigte erwerbs- oder berufsunfahig im Sinne der gesetzlichen
Rentenversicherung ist oder die Voraussetzungen fiir den Bezug einer Rente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung vor Vollendung des 65.
Lebensjahres oder einer entsprechenden Leistung einer berufsstandischen Ver-
sorgungseinrichtung im Sinne des SGB VI oder der Zusatzversorgung erfullt.

Wird der Beschaftige das 63. Lebensjahr innerhalb eines Zeitraums vollenden, der
kleiner ist als die der Abfindung zugrunde liegende Zahl der Monatsentgelte, verringert
sich die Abfindung entsprechend.

Ein Anspruch auf Abfindung besteht nicht.

Die MPG hat jahrlich Gber die auf dieser Basis abgeschlossenen Sozialplane und ge-
wahrten Abfindungen dem fachlich zustandigen Bundesressort zu berichten. Der Be-
richt wird jahrlich mit den Unterlagen zum Verwendungsnachweis (Anlage zu Nr. 14 (6)
BewGr-MPG) vorgelegt.

Der Muster-Sozialplan der MPG bedarf der Zustimmung der Zuwendungsgeber. Eine
Uberarbeitung kann aus gegebenem Anlass jederzeit erfolgen; spatestens alle fiinf
Jahre wird geprft, ob eine Aktualisierung erforderlich ist.

Auslandszuschlage

Die MPG kann an Beschaftigte, die am 30.06.2010 Auslandszuschlage nach altem
Recht erhalten haben, im ersten Jahr der Neuregelung eine Zulage in Héhe der vollen
Differenz zum Besitzstand am 30.06.2010 gewaéhren. Diese Zulage ist Uber einen Zeit-
raum von funf Jahren in gleichmafigen Schritten abzubauen, also jahrlich um 20 % zu
kirzen.

Grundlage der Bemessung des Auslandszuschlags bei Vergitungen entsprechend
BBesO W ist die jeweilige Summe aus Grundgehalt und unbefristet gewahrten Leis-
tungsbezigen.

Vergutungen und Beschaftigungsentgelte

Die MPG ist ermachtigt,

e Vergitungen fir nebenberuflich oder nebenamtlich Tatige bis zu maximal W2
bzw. E 15/E 150 TV6D,

e Vergutungen fur Beschaftigte mit befristeten Vertragen nach Mal3gabe der ge-
setzlichen sowie arbeits-, tarif- und haushaltsrechtlichen Regelungen,

e Vergitungen fur die Beschaftigung von Leiharbeitnehmer sowie
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9.5

9.6

9.7

1)

)

®3)

Nr. 9 BewGr-MPG

e sonstige Beschéftigungsentgelte fur Praktikanten und Auszubildende
zu zahlen.

Ubertarifliche Zulagen

Die MPG ist ermachtigt, an die bis zum 31.12.1972 eingestellten Beschaftigten der
Generalverwaltung eine Ubertarifliche Zulage nach Mal3gabe der bei obersten Bun-
desbehdrden bis zum 31.12.1971 gewahrten Aufwandsentschadigung zu zahlen.

Aufwandsentschadigung

Die MPG ist ermé&chtigt, an Prasident bzw. Generalsekretar eine jahrliche Aufwands-
entschadigung in Héhe von 3.681 € bzw. 3.068 € zu zahlen.

Ausnahmen zum Besserstellungsverbot

Uber die Regelung in Nr. 8 (4) BewGr-MPG hinaus kénnen fir Mitarbeiter der MPG -
vornehmlich Wissenschaftler — Ertrédge des "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierten
Vermogens" fur eine finanzielle Besserstellung und zur Gewahrung von Uber- oder au-
Rertariflichen Leistungen (Nr. 1.3 der ANBest-I - Anlage 1 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO)
in begriindeten Einzelfallen verwendet werden.

Uber alle Ausnahmen nach Absatz 1 (z.B. Einmalzahlungen, laufende Zahlungen,
Sachleistungen, Pensionszusagen) berichtet die MPG jahrlich im Rahmen des Ver-
wendungsnachweises (Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG). Der Bericht differenziert
nach Leistungen an Wissenschaftler und Nichtwissenschaftler. Die Regelungen gelten
auch fur den Préasidenten und den Generalsekretar der MPG.

Es erfolgen detaillierte Angaben zur Person (Vor- und Nachname), Grund/ Anlass, Ho-
he und Dauer der Leistung.

Die Zuwendungsgeber behandeln den Bericht vertraulich. Ggf. notwendige Beanstan-
dungen erfolgen im Vermerk Uber die Prifung des Verwendungsnachweises in ano-
nymisierter Form.

Daruber hinaus durfen fir Mitarbeiter der MPG in Ausnahme zum Besserstellungsver-
bot folgende Aufwendungen aus Ertragen des "Nicht aus ¢ffentlichen Mitteln finanzier-
ten Vermogens" gedeckt werden:

. Kollektivunfallversicherung,

o Aufwendungen fur Jubilaumszuwendungen, die Mitarbeiter noch im Rahmen der
von der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft Gibernommenen Regelung bei 25-jahriger
Zugehdrigkeit zur Max-Planck-Gesellschaft erhalten,

o Ausrichtung lohnsteuerfreier Kommunikationsveranstaltungen.
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9.8 Vereinsspezifische Aufgaben

Zur Erfullung ihrer satzungsgemafen Aufgaben kann die MPG weitere MaRnahmen,
die im Wirtschaftsplan (V. Anlage f) ausgewiesen werden, aus Ertragen des "Nicht aus
offentlichen Mitteln finanzierten Vermdgens" finanzieren, soweit damit Ziele des Ver-
eins in weiterem Sinne verfolgt werden. Die sonstigen Regelungen zum "Nicht aus 6f-
fentlichen Mitteln finanzierten Vermogen" in diesen BewGr-MPG bleiben hiervon unbe-
rahrt.
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10.1

(1)

)

Nr. 10 BewGr-MPG

Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und der wissenschaftlichen
Zusammenarbeit mit dem Ausland

Forderung mit Stipendium

Doktorandenstipendien (Inland und Ausland)
Die Hohe der Foérderung richtet sich nach den jeweils geltenden Foérdersatzen der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), derzeitige Betrage:

Grundbetrag: 1.000 bis 1.365 €
Sachkostenzuschuss: 103 €

In Konkurrenzfallen mit Einrichtungen im Ausland kann in besonders begriindeten Fal-
len zur Gewinnung von hochqualifizierten Promovierenden eine Gewinnungszulage in
Hohe von bis zu 200 € monatlich gewahrt werden, wenn das Promotionsvorhaben von
besonderem wissenschaftlichen Interesse ist, z.B. weil die Promotion auf einem be-
sonders schwierigen oder einem besonders gefragten, aber seltenen Forschungsge-
biet gefertigt werden soll, in dem der Doktorand bereits Uber eine besondere Qualifika-
tion bzw. Spezialisierung verfugt.

Fur die Hohe der Zulage kdnnen regionale Gegebenheiten - wie erhdhte Lebenshal-
tungskosten in Ballungsraumen oder ein konkretes Konkurrenzangebot eines anderen
Stipendiengebers an den Kandidaten mit h6heren Satzen maf3geblich sein.

Postdoktorandenstipendien (Inland)

bis 30 Jahre 31 -34 Jahre |35-38Jahre |ab 39 Jahre

Grundbetrag 1.468 € 1.519 € 1.570 € 1.621 €
(einschl. Sachkostenzuschuss)

®3)

Bachelorstipendien

Fir einen Zeitraum von langstens 18 Monaten. Die Hohe der Forderung richtet sich
nach dem jeweils geltenden Fordersatz der DFG (Qualifizierungsstipendium), derzeiti-
ger Grundbetrag: 800 €.

Pauschale fur den Gepéacktransport Hin- und Rlckreise je bis zu 75 €

Sprachkurse — individuelle Festsetzung auf Antrag und mdglichst in der 1. Hélfte der
Stipendienzeit
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Nr. 10 BewGr-MPG

Tages- und Monatssatze der MPG fiir auslandische Wissenschaftler
(Postdoc- und Forschungsstipendiaten) in der Bundesrepublik Deutschland
Kategorie Monatssatz Tagessatz
(bei Aufenthalt von weniger als
einem Monat)
Kategorie | (jungere Wissen- 2.100 € 95 €
schaftler, Universitatsassisten-
ten)
Kategorie Il (Universitatsdozen- 2.300 € 104 €
ten, Associate Professors)
Kategorie Il (W3/C4- 3.000 € 135 €
Professoren bzw. Full Profes-
sors, Direktoren und Institutslei-
ter)

In den Kategorien | — 11l wird fir den begleitenden Ehegatten, der sich mindestens drei
Monate in der Bundesrepublik Deutschland aufhalt, ein Zuschlag von 260 €/Monat ge-
wahrt.

Sprachkurse — individuelle Festsetzung auf Antrag und mdoglichst in der 1. Halfte der
Stipendienzeit

Es kann ein Sachkostenzuschuss in Héhe von bis zu 123 € gewahrt werden.

Besonders ausgewiesenen Wissenschaftlern kann im Einzelfall, unter Bertcksichti-
gung von Alter und wissenschaftlicher Reputation, ein Forschungsstipendium in Hohe
von 3.600 bis 6.000 € gewahrt werden. Alternativ kann ihnen, falls sie wegen eigener
Einklnfte kein Stipendium erhalten, eine Verpflegungspauschale von 24 € pro Tag fir
bis zu drei Monate sowie eine Pauschale fir Unterkunft von 20 € pro Tag oder Kosten-
erstattung fur Unterkunft auf Nachweis in notwendiger Hohe gewahrt werden.

Kinderzuschlage
(Promotionsstipendiaten, Postdoc-Stipendiaten (Inland), Bachelor-Stipendiaten)

Die Hohe der Foérderung richtet sich nach den jeweils geltenden Foérdersatzen der
DFG, derzeitige Betrage:

Bei einem Kind: 400 €

Fir jedes weitere Kind: 100 €

Leistungen nach dem Bundeselterngeld- und Elternteilzeitgesetz (BEEG) werden auf
den Stipendiengrundbetrag angerechnet.

Die Einzelheiten richten sich nach den jeweils geltenden Verwendungsbestimmungen
der DFG.
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Forderung der Chancengleichheit

Nr. 10 BewGr-MPG

(Promotionsstipendiaten, Postdoc Stipendiaten (Inland), Bachelor-Stipendiaten)

Bis zu zwdlfmonatige Verlangerung des Stipendienzeitraums, falls der Stipendiat min-
destens ein Kind von bis zu 12 Jahren im eigenen Haushalt zu betreuen hat.

Alternativ kann ein Kinderbetreuungszuschlag in Hohe der Kosten der nicht in An-
spruch genommenen Verlangerungsmonate (nur Stipendiengrundbetrag) gewahrt wer-
den, sofern die Kosten der Kinderbetreuung nachgewiesen werden.

Die Einzelheiten richten sich nach den jeweils geltenden Verwendungsbestimmungen

der DFG.

Krankenkassenzuschuss (alle Stipendiaten)

Es kann ein Zuschuss in Héhe von 50 % des Beitrages an eine Krankenversicherung
(max. 100 €) gezahlt werden. Im Falle einer privaten Versicherung muss deren Leis-
tungsniveau mindestens demjenigen der gesetzlichen Krankenversicherung entspre-

chen.

Ein weiterer Zuschuss kann in Héhe von max. 100 € je begleitendem Familienmitglied
ohne eigenes Einkommen gezahlt werden, falls eine schon vorhandene private Kran-

kenversicherung fortgesetzt wird.

Zuschiusse fur ausldandische Wissenschaftler in Deutschland und inlandische
und auslandische Wissenschaftler bei einem Forschungsaufenthalt im Ausland

(gilt nicht fir Bachelor-Stipendiaten)

Zuschiusse fir den Gepacktransport bei Anreise nach
Deutschland bis zu

260 €

Zuschusse fur den Gepécktransport bei Riickreise ins
Heimatland bis zu

380 €

Zuschisse fir deutsche Wissenschaftler im Ausland
zu laufenden Kosten im Inland bis zu

410 €

Zuschusse fur Stipendiaten fiir Reise- und Gepack-
transportkosten bei Anreise aus dem Ausland nach
Deutschland und einem Forschungsaufenthalt von
mindestens 24 Monaten sowie bei Rickkehr an den
Ort des vorherigen Heimatinstituts

Bis zur tatsachlichen Hohe (ent-
sprechend 88 6, 7 BUKG). maxi-
mal bis zu einem von der MPG
festzulegenden Hochstbetrag

Kursgebiihren, sofern die Kurse fir die erfolgreiche
Durchfuhrung des Auslandsaufenthalts notwendig
sind

Bis zur tatsachlichen Hohe

Kaufkraftausgleich auRerhalb des Euroraumes

Anwendung der jeweils geltenden
Satze des Auswartigen Amtes

Fahrtkostenzuschuss fur Hin- und Rickreise (auch
fur Familienangehorige)

Bis zur tatsachlichen Hohe

Gepéacktransportkosten fur Inlander, die ins aul3ereu-
ropéaische Ausland reisen

Siehe Zeile 1 und 2
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10.2 Forderung mit Vertrag

1)

)

Doktoranden (Inland/Ausland)

(Vertrag sui generis)

Die Arbeits-/ Anstellungsbedingungen richten sich nach den TdL-Richtlinien. Abwei-
chend hiervon gelten folgende Regelungen:

Vergitung in Hohe bis zu Entgeltgruppe 13/2 TV6D (Bund) mit Stufenzuordnung bzw.
Stufenaufstieg bis maximal Stufe 2.

Die MPG ist erméachtigt, an Doktoranden zuséatzlich zur Vergitung in Hohe bis zu Ent-
geltgruppe 13/2 TV6D (Bund) eine allgemeine - jederzeit widerrufliche - Gewinnungs-
zulage auf bis zu 100% der Entgeltgruppe 13 TVOD (Bund) (jeweilige Stufe) auf der
Grundlage einer Einzelfallentscheidung angesichts eines konkreten fachspezifischen
Bedarfs zu zahlen. Die Jahressonderzahlung erfolgt nach 8§ 20 TVOD (Bund). Bis Ende
2018 wird eine Evaluation auf der Grundlage der Ergebnisse der Jahre 2013 bis 2017
durchgefihrt.

Es erfolgt eine jahrliche Berichterstattung spatestens zum 31.03. (Nr. 14 (7) Be-
wGr-MPG) nach dem in der Anlage dargestellten Muster (Tabellen 1 und 2).

Die bei Umstellung auf die Neuregelung bestehenden Fordervertrage, die nicht auf
freiwilliger Basis umzustellen sind, kénnen in der vereinbarten Form (jahrliche Sonder-
zahlung entsprechend dem bisherigen Beamtenrecht; maximal 30 % eines Monatsge-
halts, bis Stufe 3) beibehalten werden.

Wissenschaftliche Hilfskrafte

Wissenschaftliche Hilfskrafte mit Bachelor-Abschluss — alte Bundeslander

Die Hohe der Forderbetrage richtet sich nach der jeweils geltenden TdL-Richtlinie, der-
Zeitige Betrage:

e Stundensatz: 10,64 € (ab SS 2014: 10,95 €)

e Dbei einer Arbeitszeit von 83 Monatsstunden: 883,12 € (ab SS 2014: 908,85 €)

Wissenschaftliche Hilfskrafte mit Bachelor-Abschluss — neue Bundeslander

Die Hohe der Forderbetrage richtet sich nach der jeweils geltenden TdL-Richtlinie, der-
zeitige Betréage:

e Stundensatz: 10,24 € (ab SS 2014: 10,54 €)

e bei einer Arbeitszeit von 83 Monatsstunden: 849,92 € (ab SS 2014: 874,82 €)

Wissenschaftliche Hilfskrafte ohne Hochschulabschluss

(Studentische Hilfskrafte) — alte Bundeslander

Die Hohe der Forderbetrage richtet sich nach der jeweils geltenden TdL-Richtlinie, der-
zeitige Betrage:

e Stundensatz: 9,14 € (ab SS 2014: 9,41 €)

e bei einer Arbeitszeit von 83 Monatsstunden: 758,62 € (ab SS 2014: 781,03 €)
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Wissenschaftliche Hilfskrafte ohne Hochschulabschluss

(Studentische Hilfskrafte) — neue Bundeslander

Die Hohe der Forderbetrage richtet sich nach der jeweils geltenden TdL-Richtlinie, der-
zeitige Betrage:

e Stundensatz: 8,79 € (ab SS 2014: 9,05 ¥€)

¢ Dbei einer Arbeitszeit von 83 Monatsstunden: 729,57 € (ab SS 2014: 751,15 €)

In der Max-Planck-Gesellschaft ist die regelmafige wochentliche Arbeitszeit der Tarif-
beschéftigten des Bundes (8 6 Absatz 1 Satz 1 Buchst. A TV6D-Bund; z.Zt. 39 Stun-
den) einheitliche Berechnungsgrundlage fur die Umrechnung der in den TdL-RL ge-
nannten Hoéchstsatzen, d.h. bezogen auf das Tarifgebiet West sind die Betrage von
38,5 auf 39 Wochenstunden und bezogen auf das Tarifgebiet Ost von 40 auf 39 Wo-
chenstunden umzurechen.

Praktikanten

Bei der Anwendung der Richtlinie des Bundes zur Beschéftigung von Praktikanten ist
Folgendes zu beachten:

Freiwillige Praktikanten haben nach Ziffer 3.1 Absatz 1 der Praktikantenrichtlinie Bund
einen gesetzlichen Vergutungsanspruch, der nach Ziffer 3.2 zu beziffern ist. Allerdings
kann ein solcher Anspruch nach Mal3gabe von Ziffer 3.1 Absatz 2 ausscheiden, wenn
z.B. kein verwertbares Arbeitsergebnis geleistet wird.

Pflichtpraktikanten kann nach Ziffer 4 Absatz 1 der Praktikantenrichtlinie Bund eine
Aufwandsentschadigung gezahlt werden.

e Nach Ziffer 4 Absatz 1 Satz 1 besitzen sie keinen gesetzlichen Vergitungsan-
spruch.

o Gemall Ziffer 4 Absatz 1 Satz 2 kann Pflichtpraktikanten jedoch auf der Grundlage
einer vertraglichen Regelung zum Ausgleich der entstehenden finanziellen Belas-
tungen eine steuerpflichtige Aufwandsentschadigung gezahlt werden. Fir die Be-
messung der Aufwandsentschadigung darf keineswegs ein Gewinnungsinteresse
der Forschungseinrichtung zugrunde gelegt werden. Vielmehr ist hierfir allein der
finanzielle Mehraufwand mafgeblich, der dem Praktikanten durch das Praktikum
entsteht.

e Wird eine Aufwandsentschadigung gezahlt, soll diese nach Ziffer 4 Absatz 1 Satz 3
in der Regel mindestens 300,- € monatlich betragen. Aus dieser Regelung kann ab-
geleitet werden, dass eine Aufwandsentschadigung in Héhe von 300,- € als Pau-
schalbetrag gezahlt werden kann. Der Mehraufwand kann auch jeweils einzeln
nachgewiesen werden. Ein etwaiger tber 300,- € hinausgehender Betrag kann nur
gewahrt werden, wenn die konkreten Griinde fur den finanziellen Mehraufwand dar-
gelegt sind. Hierbei kdnnen auch Fallgruppen gebildet werden.

Auch solche Praktikanten sind als Pflichtpraktikanten nach Ziffer 1 Absatz 1 Buchstabe
b anzusehen, die im Ausland studieren und deren praktische Téatigkeit Bestandteil einer
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Schul-, Berufs- oder Hochschulausbildung im Ausland ist oder bei denen Praktika als
Zulassungsvoraussetzung oder Prifungsvoraussetzung in Studien- oder Prifungsord-
nungen im Ausland vorgesehen sind.

Es ist darauf zu achten, dass die Arbeitsleistung von Praktikanten nicht als Ersatz fur
regulare Beschaftigungsverhaltnisse geplant und genutzt werden.

Beteiligung der MPG an dualen praxisintegrierten und an dualen ausbildungsin-
tegrierten Studiengéngen

Die MPG ist erméachtigt, sich an dualen praxisintegrierten und an dualen ausbildungsin-
tegrierten Studiengdngen zu beteiligen, wenn hierfir aus wissenschaftsspezifischen
Grunden ein besonderer Bedarf besteht.

Die Gewahrung einer aul3ertariflichen Vergutung fir dual Studierende muss dabei der-
jenigen des Tarifvertrags fur Auszubildende im o6ffentlichen Dienst (TVAGD) entspre-
chen. Die Beschaftigungsbedingungen fir die dual Studierenden der MPG diirfen somit
nicht gunstiger als die fur Auszubildende im unmittelbaren Anwendungsbereich des
TVAGD sein.

Die MPG wird gebeten, dem Fachausschuss zum 31.12.2019 iber ihre Erfahrungen
mit dem Personalgewinnungsmodell der dualen praxisintegrierten und der dualen aus-
bildungsintegrierten Studiengange zu berichten, insbesondere dartber, ob bzw. in wel-
chem Umfang sich die Erwartungen hinsichtlich der Anschlussbeschéftigung tatséch-
lich erflllt haben.
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Anlage zu Nr. 10.2 BewGr-MPG

Tabelle 1

Ubersicht zum Umfang der Inanspruchnahme der Zulage zu
E 13/2 bis zu E 13 TV6D

Berichtszeitraum vom 01.01. bis 31.12.

Forschungseinrichtung:

Doktoranden

Zulagenhdhe in % von
E 13/2 (Kategorien)

%-Anteil
Anzahl bezogen auf die
Doktoranden insgesamt

0% (= Regelfall EG 13/2)

£25%

IA

50 %

IA

75 %

< 100 %

Summe 0 %




Anlage zu Nr. 10.2 BewGr-MPG

Tabelle 2
Gewinnungsgriunde, aufgrund dessen eine Zulage gewéhrt wurde
Berichtszeitraum vom 01.01. bis 31.12.
Forschungseinrichtung:
I. Promotion in den [I. Promotion in
Gewinnungsgriinde MINT-Fachern sonstigen Fachern
%-Anteil bezogen auf %-Anteil bezogen auf
Anzahl Anzahl
gesamt |. und II. gesamt I. und Il.
Moglichkeit der Beschafti-
gung/Promotion bei einer
anderen externen Stelle
im Inland
davon Hochschulen
im Ausland
andere ernst zu nehmen-
de, plausible Alternativen
(Kurzbeschreibung)
familiare Betreuungssitua-
tion
gesamt |. gesamt Il.
) Doktoranden .
Zulagen insgesamt ) Prozentanteil Zula-
insgesamt
(L.+11) gen
(Tabelle 1)

-73-



11.

(1)

)

®3)

(4)

®)

Nr. 11 BewGr-MPG

Liegenschaften und Vermdgensgegenstande

Grundstucke, Gebaude, bauliche Anlagen, grundstiicksgleiche Rechte und be-
wegliche Sachen

Aus Bund-L&nder-Zuwendungen erwirbt die MPG Eigentum an Grundstiicken, Gebau-
den, baulichen Anlagen (wie AuBenanlagen, Betriebsvorrichtungen o. 4.) sowie an be-
weglichen Sachen - auch solchen, die mit dem Grund und Boden fest verbunden sind.
Eine dingliche Sicherung ist nicht notwendig. Erhalt die MPG von Bund oder Landern
ein grundsticksgleiches Recht - in der Regel zwecks Errichtung eines Instituts -, ist ei-
ne dingliche Sicherung nicht notwendig. Raumt die MPG einem Dritten ein grund-
stucksgleiches Recht ein, ist entsprechend Nr. 12 (6) BewGr-MPG zu verfahren.

Grundstucke und Gebaude, die aus dem "Nicht aus offentlichen Mitteln finanzierten
Vermobgen" stammen, stehen den Instituten und o6ffentlich finanzierten Einrichtungen
der MPG unentgeltlich zur Verfligung, sofern sie von ihnen zu wissenschaftlichen Zwe-
cken im engeren Sinne genutzt werden.

Der Nutzer des Grundstiicks / Gebaudes (jeweiliges Institut oder Einrichtung) tragt die
Kosten der Bewirtschaftung sowie der notwendigen Herstellung, Sanierung und Bauun-
terhaltung.

Eine damit verbundene Wertdnderung ist bei Rickgabe der Immobilie an das "Nicht
aus offentlichen Mitteln finanzierte Vermégen" beim Budget des abgebenden Instituts
/der abgebenden Einrichtung anzusetzen.

Werden Grundstlicke, Gebaude oder Teile davon aus dem "Nicht aus 6ffentlichen Mit-
teln finanzierten Vermodgen" nicht zu wissenschaftlichen Zwecken im engeren Sinne
(wie auch Gastewohnungen) verwendet, werden die daraus resultierenden Aufwen-
dungen und Ertrage dem "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanzierten Vermogen" zuge-
rechnet.

Grundstiicke, Gebaude, bauliche Anlagen, grundstiicksgleiche Rechte und bewegliche
Sachen sind ausnahmslos fir die Erfullung der satzungsgemafen Aufgaben oder nach
Maflgabe besonderer Zweckbindungen im Wirtschaftsplan zu verwenden.

Grundstucke, Gebaude, bauliche Anlagen und bewegliche Sachen (die nicht dem
"Nicht aus offentlichen Mitteln finanziertem Vermdgen" zuzurechnen sind) sind zu ver-
aul3ern bzw. grundsticksgleiche Rechte sind zuriickzugeben/aufzuheben, wenn sie in
absehbarer Zeit nicht zur Erfullung der satzungsgemafen Aufgaben bendtigt werden,
z.B. bei SchlieBung oder TeilschlieRung einer Einrichtung der MPG; 8§ 63 Abs. 3 BHO
ist entsprechend anzuwenden. Soweit die genannten Gegenstande nur voriibergehend
nicht zur Erfullung von satzungsgemaflen Aufgaben bendtigt werden, ist eine Nut-
zungsuberlassung entsprechend 8§ 63 Abs. 3 BHO zu vereinbaren.

Bei Erwerb oder VerdufRerung von Grundstiicken, Gebauden, baulichen Anlagen oder

der Bestellung oder Aufhebung/Rickgabe von grundstiicksgleichen Rechten ist eine
Wertermittlung, z.B. durch Einholung von Gutachten, zu erstellen.
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Ertrdge aus Veraulerung oder Nutzungstberlassung oder Entschadigung fir Gebau-
de, bauliche Anlagen (die nicht dem "Nicht aus Offentlichen Mitteln finanziertem Ver-
mdgen" zuzurechnen sind) aufgrund Aufhebung/Ruckgabe von grundstiicksgleichen
Rechten sind im Wirtschaftsplan zu veranschlagen und grundsatzlich wieder fur Neu-
beschaffungen, die der Forschung dienen, zu verwenden.

Ubersteigen diese Ertrage im Einzelfall 500.000 €, so ist die MPG verpflichtet, dies un-
verzuglich anzuzeigen und Bund und Lander uber die VeraulRerung, Aufhebung/ Ruck-
gabe und die Hohe der Ertrage zu unterrichten (siehe Muster in der Anlage zu Nr. 11
(6) BewGr-MPG).

Bund und Lander behalten sich im Einzelfall bei anzuzeigenden Veraul3erungen, Auf-
hebungen/Riickgaben vor, ihren jahrlichen Zuschuss zu mindern. Fir die Berechnung
des auf die Lander entfallenden Teils des Verkaufserléses ist grundsatzlich der Kénigs-
teiner Schlissel des Jahres anzuwenden, in dem der Geldzufluss erfolgt.

Die dauerhafte unentgeltliche Ubertragung/Uberlassung von Grundstiicken, Geb&auden,
baulichen Anlagen, grundstiicksgleichen Rechten und beweglichen Sachen an Dritte
bedarf im Einzelfall der Zustimmung der Zuwendungsgeber, ausgenommen die Uber-
tragung/Uberlassung von beweglichen Sachen unter den Voraussetzungen gemaR An-
lage zu Nr. 11 (7) BewGr-MPG.

Die Errichtung von Mitarbeiterwohnungen sowie der Kauf von Grundstticken fiur diese
Zwecke sind nur ausnahmsweise zulassig. Die Zustimmung der Zuwendungsgeber ist
vorher einzuholen.

Erfolgt die Finanzierung der Maf3nahme aus Mitteln des "Nicht aus 6ffentlichen Mitteln
finanzierten Vermdgen" zeigt die MPG dies mit einer sachgemafien Begriindung ohne
Zustimmungserfordernis den Zuwendungsgebern unverziglich an.

Der Erwerb, die VerauRerung sowie die Ubertragung/Uberlassung von Beteiligungen
(die nicht dem "Nicht aus offentlichen Mitteln finanzierten Vermdgen" zuzurechnen
sind) bedurfen im Einzelfall der vorherigen Zustimmung der Zuwendungsgeber. Beteili-
gungen dirfen grundsatzlich nur bei Kapitalgesellschaften eingegangen werden. Satz
1 und 2 gelten nicht fur die Griindung von BGB-Gesellschaften (und EWIV) zum Zweck
der Teilnahme an Projekten innerhalb der EU-Forschungsrahmenprogramme. Die
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit ist zu begriinden. § 65 BHO ist im Ubrigen sinn-
gemal anzuwenden. Fiir die VerauRerung und Ubertragung gelten die Absétze 3 bis 6
entsprechend.

Absatz 9 findet keine Anwendung auf den Erwerb, die VerauRerung sowie die Ubertra-
gung von Beteiligungen oder Rechten aus Beteiligungen und beteiligungsahnlichen
Engagements, die der MPG als Gegenleistung fir die Ubertragung von mit 6ffentlichen
Mitteln finanziertem Know-how oder schutzrechtsfahigen Erfindungen zum Zwecke des
Technologietransfers eingeraumt werden, soweit diese im Rahmen der steuerbegins-
tigten Vermodgensverwaltung gehalten werden sowie hierbei im Einzelfall die Grenzen
der "Leitlinien zur Beteiligung von Forschungseinrichtungen an Ausgriindungen zum
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Nr. 11 BewGr-MPG

Zwecke des Wissens- und Technologietransfers" des BMBF nicht Uberschritten wer-
den.

Uber die wirtschaftliche Entwicklung sowie die Verkaufsaussichten/Risiken dieser zum
Zweck des Technologietransfers gehaltenen Beteiligungen ist jahrlich in einer geson-
derten Anlage zum Verwendungsnachweis (Nr. 14 (6) BewGr-MPG) fur die institutio-
nelle Forderung zu berichten.
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Anlage zu Nr. 11 (6) BewGr-MPG

Vorgaben fir die Anzeige eines Grundstickverkaufs
Allgemeines

1.1. Welches Institut/Anlass?
1.2. Zeitpunkt des geplanten Verkaufs?

Grundstick

2.1. Grole, Lage des Grundsticks?
2.2. Wer zahlte den Erwerb des Grundstiicks?

Bebauung

3.1. Wie viele und welche Gebaude gibt es?
3.2. Wann wurde gebaut?
Wie wurde der Bau finanziert?
- aus institutionellen Mitteln: ...€
- aus Sonderfinanzierungen: ...€
- aus "Nicht aus o6ffentlichen Mitteln finanziertem Verméogen™: ...€
- aus weiteren nicht-6ffentlichen Mitteln: ...€

Angaben zum Wert

4.1. Wie hoch ist der Verkehrswert?
4.2. Wer hat die Wertermittlung durchgeftihrt? Mit welchem Ergebnis?
4.3. Voraussichtlicher Erl6s?
4.4. Bei Unterschreitung des Verkehrswertes:
- Begrindung fir die Abweichung
- Abweichung im Wirtschaftsplan MPG zugelassen?

Angaben zum Kéufer

5.1. Wird oder wurde die Liegenschaft 6ffentlich zum Verkauf angeboten?

5.2. Kaufer schon bekannt? (ggf. Angabe ob Uni, Forschungsinstitut, privater Investor

0.4.)
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Anlage zu Nr. 11 (7) BewGr-MPG

Grundsatze fir die unentgeltliche Ubertragung/
Uberlassung ausgesonderter beweglicher Sachen

Es muss sich um ausgesonderte bewegliche Sachen mit Anschaffungswerten im Ein-
zelfall von mehr als 5.000,-- € handeln, die fir die satzungsgemalen Aufgaben des
beschaffenden MPIs nicht mehr benétigt werden. Die abzugebenden beweglichen wis-
senschaftlichen Geréate sind zunéchst potentiell in Frage kommenden anderen MPIs
oder Einrichtungen der MPG anzubieten. Dartber hinaus gilt grundsatzlich eine ent-
geltliche Verwertungspflicht (z.B. VEBEG GmbH, Verwertungsplattform Zoll-
Auktion.de).

Ist innerhalb von drei Monaten nach Angebot keine Verwertung gegen Entgelt (Ver-
kauf) moglich geworden, kénnen die erfolglos angebotenen wissenschaftlichen Gerate
unentgeltlich an rechtlich selbstandige MPI, an Zweckbetriebe in Form von BHO-
Betrieben der MPG, das Max-Planck-Institut fir Plasmaphysik sowie an Schulen,
Hochschulen, sonstige 6ffentliche Ausbildungseinrichtungen sowie an Entwicklungs-
lander abgegeben werden. Hierbei ist darauf hinzuwirken, dass die Ubernehmenden
Einrichtungen die von den abgebenden MPI abzufihrende Umsatzsteuer der MPG
wieder ersetzen.

Die unter 1-2 getroffenen Regelungen sind auf bewegliche Gegenstande und wissen-
schaftliche Gerate mit Anschaffungskosten unter 5.000,-- € sinngemafl anzuwenden.
Fur diese besteht jedoch keine Pflicht zur Verwertung z.B. iber VEBEG GmbH oder
Verwertungsplattform Zoll-Auktion.de.
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12.

(1)

)

®3)

Nr. 12 BewGr-MPG

GrofRe Baumalnahmen, grundstiicksgleiche Rechte, Erwerb von Grundstiicken,
Gebauden, baulichen Anlagen und Vertrage Uber Miet-/Ratenkauf oder Leasing
von Immobilien mit Erwerbsoption sowie der Abschluss von Miet- und Pachtver-
tragen

Die Gesamtkosten einer Baumalinahme setzen sich zusammen aus den Gesamtbau-
kosten (GBK) und Ausstattungskosten. Die GBK teilen sich in Investitionen und Erhal-
tungsaufwand. Die Ubersicht aller GroBen BaumaflRnahmen ist in den Erlauterungen
zum jeweiligen Teilwirtschaftsplan dargestellt.

GroRe BaumaRRnahmen sind Bau- und Sanierungsmal3nahmen, deren voraussichtliche
GBK netto 2.000.000 € ubersteigen.

Bau- und Sanierungsmafinahmen mit voraussichtlichen GBK zwischen netto
2.000.000 € und netto 5.000.000 € bedurfen nicht der Zustimmung durch die Zu-
wendungsgeber. Diese Vorhaben/MalRnahmen sind auch einzeln im Wirtschaftsplan zu
veranschlagen und entsprechend der Nr. 12 BewGr-MPG und den ausfiuihrenden Best-
immungen des Leitfadens zu planen, durchzuftihren und nachzuweisen.

MafRnahmen ab netto 5.000.000 € bedlrfen vorab der Zustimmung der Zuwendungs-
geber (Zustimmung zum Bauantrag, Zustimmung zum Beginn, Zustimmung zum Nach-
trag). Ausfiihrende Bestimmungen enthalt der Leitfaden (siehe Anlage zu Nr. 12 Be-
wGr-MPG). Vorplanungen und Zielplanungen gemaf Nr. 12 (5) BewGr-MPG sind ohne
Beteiligung der Zuwendungsgeber zulassig.

Erfolgt die Finanzierung einer MaRnahme aus Mitteln des "Nicht aus 6ffentlichen Mit-
teln finanzierten Vermogen" im Rahmen der Vermdgensverwaltung der MPG, zeigt die
MPG dies mit einer sachgemaRen Begrindung ohne Zustimmungserfordernis den Zu-
wendungsgebern unverziglich an.

Der Bauantrag umfasst eine Vorlage der Bauabteilung der MPG mit den im Leitfaden
aufgefiihrten Bestandteilen (Antragsunterlagen).

Die Zustimmung der Zuwendungsgeber zum Bauantrag ist Voraussetzung fir die Be-
kanntmachung eines Verhandlungsverfahrens nach der Verdingungsordnung fir frei-
berufliche Leistungen (VOF) oder die Auslobung eines Wettbewerbs nach den Richtli-
nien fir Planungswettbewerbe (RPW). Mit der Zustimmung zum Bauantrag sind die
Mittel fur das Verfahren oder den Wettbewerb sowie die Planung freigegeben. Die wei-
teren Mittel fir die MaRnahme bleiben gesperrt, bis die Zustimmung der Zuwendungs-
geber nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG vorliegt.

Der Antrag auf Zustimmung zum Baubeginn umfasst eine Vorlage der Bauabteilung
der MPG mit den im Leitfaden aufgeflihrten Bestandteilen (Bauunterlagen).

Die Zustimmung der Zuwendungsgeber zum Baubeginn ist Voraussetzung fur die Ver-
wendung der genehmigten Mittel und die Ausschreibung der Bauleistungen.

Bei Anderungen des genehmigten Raumbedarfsplans oder der genehmigten Kosten-
obergrenze (genehmigte Antragsunterlagen) werden die Unterlagen nach Nr. 12 (2)
BewGr-MPG Uberarbeitet vorgelegt.
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(4)

®)

(6)

()

(8)

Nr. 12 BewGr-MPG

Von den Antrags- oder Bauunterlagen, die der Zustimmung nach Nr. 12 (2) BewGr-
MPG oder Nr. 12 (3) BewGr-MPG zugrunde lagen, darf nur insoweit abgewichen wer-
den, als die Abweichungen nicht erheblich sind.

Erhoht sich die genehmigte Brutto-Grundflache um mehr als 5 % oder erhdhen sich die
genehmigten GBK um mehr als 10 % oder netto 2.000.000 €, sind diese Abweichun-
gen in einem den Zuwendungsgebern unverzuglich zur Zustimmung vorzulegenden
Nachtrag darzustellen und zu begriinden. Im Nachtrag sind auch die Auswirkungen auf
die GBK darzulegen.

Die MPG wird den Bau-Berichterstatter und das HIS-Institut fur Hochschulentwicklung
e.V. (HIS-HE) im Vorfeld der Erreichung dieser Wertgrenzen unterrichten und auf den
mdglichen Nachtrag vorbereiten.

Werden Teile der genehmigten Baumafinahme zurtickgestellt, werden der Bau-
Berichterstatter, HIS-HE sowie das fachlich zustéandige Bundesressort als die den
Verwendungsnachweis prifende Stelle hiertiber unverziiglich schriftlich informiert. Die
sich hieraus ergebenden Minderkosten verringern die genehmigten GBK entspre-
chend.

Eine Zielplanung ist zusammen mit den Vorlagen nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG oder Nr.
12 (3) BewGr-MPG den Zuwendungsgebern vorzulegen, wenn auf einer Liegenschaft
innerhalb der nachsten funf Jahre mehrere Grof3e Baumalnahmen absehbar sind,
wenn Umbau- und SanierungsmafRnahmen mit GBK von Uber netto 10.000.000 € oder
Erweiterungsbaumalinahmen mit GBK von uber netto 5.000.000 € durchgefuhrt wer-
den sollen. Die Bestandteile der Vorlage sind im Leitfaden aufgefihrt.

Der Erwerb von Grundstiicken, Gebauden, baulichen Anlagen mit einer Summe von
uber 1.000.000 € bedarf vorab der Zustimmung der Zuwendungsgeber; ebenso wie
der Abschluss von Ratenkauf- oder Mietkauf-Vertrdgen oder Immobilien-Leasing-
Vertréagen mit Erwerbsoption.

Miet- und Pachtvertréage bedirfen ebenfalls vorab der Zustimmung der Zuwendungs-
geber, wenn die Jahresmiete oder -pacht im Einzelfall mehr als 500.000 € betragt.
Erhalt die MPG grundstiicksgleiche Rechte oder rdumt sie grundstiicksgleiche Rechte
ein, so ist die Zustimmung der Zuwendungsgeber vorab einzuholen.

Dies gilt nicht fir MalRnahmen im Rahmen der Vermégensverwaltung, die dem "Nicht
aus offentlichen Mitteln finanzierten Vermdgen" zuzurechnen sind.

Bei allen MalRnahmen ist die Wirtschaftlichkeit je nach Stand der Planung nachzuwei-
sen. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren.

Die Abteilung Revision der MPG prift die Vorlagen nach Nr. 12 (2) bis (4) BewGr-MPG
und Nr. 12 (6) BewGr-MPG vor Einleitung des Zustimmungsverfahrens auf Plausibilitat
unter Berucksichtigung von Wirtschaftlichkeitsaspekten. Der Bau-Berichterstatter prift
die Antrage mit Unterstiitzung von HIS-HE anhand des Leitfadens und erarbeitet einen
Entscheidungsvorschlag. Die Zustimmung der Zuwendungsgeber erfolgt in der Regel
im vereinfachten schriftlichen Umlaufverfahren.

Die Klarung von Fragen im Zusammenhang mit Antrégen der MPG ist eine Anhdrung
im Sinne des § 28 (1) VWVTG.
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Nr. 12 BewGr-MPG

Wird nach Prifung eines Antrages nach Nr. 12 (2), (3) oder (2) + (3) BewGr-MPG im
Ergebnis, d. h. nach Stellungnahme durch die MPG, festgestellt, dass Teile der ge-
planten Kosten nicht zuwendungsfahig sind, dann werden im Beschlussvorschlag
MaRgaben formuliert, die bei der weiteren Planung bzw. Bauausfiihrung zu beachten
sind.

Wird nach Prifung eines Antrags nach Nr. 12 (4) BewGr-MPG im Ergebnis festgestellt,
dass Mehrkosten angefallen sind, die nicht nachvollziehbar von der MPG begriindet
werden kdnnen und die von der MPG zu vertreten sind, dann sind diese Kosten konk-
ret (Art und HOhe) im Beschlussvorschlag des Prufvermerks als nicht zuwendungsfa-
hig darzustellen. Diesen Prifvermerk erhalt die MPG als Abschluss des Klarungspro-
zesses vor Einleitung des Umlaufverfahrens zur abschlieenden Stellungnahme. Er-
geben sich binnen zwei Wochen keine neuen entscheidenden Gesichtspunkte, ist der
Klarungsprozess im Sinne des 8§ 28 (1) VwWVIG abgeschlossen und die Beschlussfas-
sung wird eingeleitet.

Nach Beschlussfassung berechnet die MPG die Zinsen auf Grundlage des Basiszins-
satzes nach 8 247 BGB i. V. m. § 49 a Abs. 3 VwV{G. Die fir den zu berechnenden
Zeitraum anfallenden Zinssatze fur Uberzahlte Zuwendungen stellt die den Verwen-
dungsnachweis priufende Stelle zur Verfiigung. Diese sind verbindlich bei der Zinses-
zinsberechnung zugrunde zu legen. Zinsen sind fir den Zeitraum ab dem Tag der letz-
ten Zahlung der nicht zuwendungsfahigen Kosten bis zum Tag der Rickzahlung, der
von der MPG festgesetzt und genannt wird, zu berechnen und zu zahlen. Hierzu be-
darf es keiner Widerrufsbescheide von Bund und Landern. Die Zinsberechnung leitet
die MPG an das Buro der GWK weiter. Dort wird die Hauptforderung zuztiglich Zinsen
entsprechend Nr. 11 (6), 3. Unterabsatz BewGr-MPG nach Kdnigsteiner Schlissel auf
die Lander verteilt. Der Bund erhalt entsprechend des Finanzierungsschlissels 50 %
des gesamten Betrages.

Die Tabelle Uiber die Riickzahlungsverpflichtung wird vom Bliro der GWK als Drucksa-
che zur BaumalRnahme versandt, so dass die Zuwendungsgeber die Hohe der Rick-
zahlung und den fristgerechten Eingang des Betrages nachvollziehen kénnen.
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden flr Bau-Berichterstatter
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden flr Bau-Berichterstatter

1. Vorbemerkungen

Dieser Leitfaden dient als Grundsatzinformation fir alle am Verfahren Beteiligten, insbeson-
dere fur die Bau-Berichterstatter, die fir die einzelnen Gro3en BaumalRnahmen der MPG
(Rechtstrager e. V. - ohne IPP) / Antragsgemeinschaft) auf Vorschlag des jeweiligen Landes
bzw. vom Bund benannt werden. Der Bau-Berichterstatter wird in der Regel vom Sitzland der
betroffenen Einrichtung bzw. vom Bund benannt, wenn es sich um Einrichtungen im Ausland
handelt. Ziel des vorliegenden Leitfadens ist es, einen Uberblick tber die einzelnen Zustim-
mungsverfahren zu geben, die vorzulegenden Unterlagen zu benennen sowie Planungshin-
weise bereitzustellen, die die Beurteilung der ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der ge-
planten Baumal3inahmen ermdglichen. HIS-HE unterstutzt die Bau-Berichterstatter bei der
Prifung der Bauunterlagen.

In Abstimmung mit dem Bundesrechnungshof und dem Bundesministerium der Finanzen hat
die MPG seit 1963 eine eigene Bauabteilung eingerichtet, die autorisiert ist, ihre Baumalf3-
nahmen ohne Beteiligung der staatlichen Bauverwaltung durchzufihren.

Unter Anerkennung der Aufgaben und Kompetenzen der MPG sollen insbesondere deren
wesentliche Planungsentscheidungen und die jeweiligen Eckwerte der Baumalinahmen fiir
die Zustimmung der Zuwendungsgeber und die Prifung durch die zustdndigen staatlichen
Stellen transparent und nachvollziehbar gemacht werden.

Vorplanung, Antragstellung (nach Nr. 12 (2) bis (6) BewGr-MPG) und ggf. Bauausfuihrung
liegen bei der MPG. Die Zustimmung, eventuell mit Auflagen und Bedingungen (Modifizie-
rungen oder MalRgaben), sowie die Ablehnung obliegt den Zuwendungsgebern. Beide Seiten
sollen unter Einbeziehung von HIS-HE notwendige Informationen zeitnah austauschen und
mit den jeweils getroffenen Entscheidungen konstruktiv umgehen.

Nr. 12 BewGr-MPG "GroRRe Baumaflinahmen, grundstiicksgleiche Rechte, Erwerb von
Grundstiicken, Gebauden, baulichen Anlagen und Vertrage Uber Miet-/Ratenkauf oder Lea-
sing von Immobilien mit Erwerbsoption sowie der Abschluss von Miet- und Pachtvertragen"
regelt die Zustimmungsverfahren fiir die Finanzierung aus Bund-Lander-Mitteln. Die in Nr. 12
BewGr-MPG genannten Zustimmungen der Zuwendungsgeber sind vorab einzuholen.

Diesem Leitfaden sind drei Anhange beigefligt. Eine Checkliste (Anhang A) beinhaltet de-
taillierte Informationen zu den in Nr. 12 BewGr-MPG festgelegten Verfahren zur Ermittlung
von Flachen und Kosten sowie Formblatter fir die Antragstellung. Die Checkliste bietet damit
den Bau-Berichterstattern konkrete Anhaltspunkte fiir die Prifung. Es muss beurteilt werden
kénnen, ob der Antrag plausibel und geplante Baumafihahme zweckmaRig und wirtschaftlich
ist. Die weiteren Anhange umfassen die im Verfahren zu verwendenden Muster fur den
Prafvermerk Bau-Berichterstatter (Anhang B) und fur den nach Nr. 14 BewGr-MPG fur
GroRRe Baumalinahmen erforderlichen Zwischennachweis/Verwendungsnachweis (An-
hang C).
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden flr Bau-Berichterstatter

2. Verfahren

Die Erarbeitung der Vorlagen nach Nr. 12 (2) bis 12 (6) BewGr-MPG und die baufachliche
Prifung und Genehmigung mit Blick auf die ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der Pla-
nung erfolgt durch die Bauabteilung der MPG.

= Die Bauabteilung der MPG legt die Unterlagen im Benehmen mit der Abteilung Revision
der MPG dem Biuro der GWK vor.

= Es erfolgt keine beratende Vorabstimmung der MPG-Vorlagen mit HIS-HE.

= Das Biro der GWK prift die Unterlagen — soweit moglich — auf Vollstandigkeit und tber-
sendet diese dem zustandigen Bau-Berichterstatter, dem fachlich zustédndigen Bundes-
ressort und HIS-HE.

= HIS-HE unterstitzt die Zuwendungsgeber und arbeitet den Bau-Berichterstattern zu.

= HIS-HE pruft die Unterlagen der MPG — in der Regel innerhalb von drei Wochen — auf
Plausibilitat und die geplante MalBnahme auf ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit.
HIS-HE klart alle notwendigen Punkte mit der MPG und informiert parallel den Bau-
Berichterstatter. HIS-HE und Bau-Berichterstatter bestimmen Art und Umfang der Nach-
fragen im Einzelfall nach eigenem Ermessen. Das Ergebnis wird von HIS-HE im Prif-
vermerk — Anhang B zum Leitfaden — festgehalten, unterschrieben und dem Bau-
Berichterstatter Ubersandt.

= Der Bau-Berichterstatter prift den Vermerk — in der Regel innerhalb von zwei Wochen —
auf Plausibilitat, unterschreibt ihn, und Gbersendet den Prifvermerk an das GWK-Buro.

= Die Zuwendungsgeber fassen verantwortlich die Beschlisse zu den Baumafnahmen.

=  Uber alle Antrage und Fragen, die MaBnahmen und Verfahren nach Nr. 12 BewGr-MPG
betreffen, informiert die MPG stets parallel HIS-HE und den Bau-Berichterstatter. Uber
Entscheidungen des Bau-Berichterstatters nach Nr. 12 BewGr-MPG aul3erhalb des Um-
laufverfahrens wird das fachlich zustéandige Bundesressort als die den Verwendungs-
nachweis prifende Stelle schriftlich informiert.

= Notwendige Anderungen der Nr. 12 BewGr-MPG konnen von allen Beteiligten an den
Fachausschuss DFG/MPG herangetragen werden. In der Regel werden diese zwischen
der MPG und HIS-HE im Vorfeld erortert.

Antrag

Bau-Berichterstatter

—>
i

Unterschriebener

Antrag

Priifvermerk
M PG |::> GWK ﬁ Priifvermerk

Antrag

gof. Riickfragen durch HIS




Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden flr Bau-Berichterstatter

Die Entscheidung der Zuwendungsgeber erfolgt im "Vereinfachten Verfahren", d.h. der Aus-
schuss der GWK entscheidet im schriftlichen Umlaufverfahren mit einer Verschweigefrist von
drei Wochen abschlieRend, wenn der Beschluss einstimmig gefasst wird. Ansonsten findet
eine Beratung in der nachsten Ausschusssitzung statt.*

Zustimmungsverfahren unterhalb der bestehenden Schwellenwerte:

Gibt es ausnahmsweise Grinde, ein Zustimmungsverfahren einzuleiten, obwohl dies formell
nicht geboten ist (z.B. bei schwer quantifizierbaren Kosten eines Sonderbauteils, Wahr-
scheinlichkeit der Schwellentiberschreitung durch potenzielle Kostenerhéhungen), dann ist
dies in jeder Stufe des Bauverfahrens entsprechend dem Regelwerk mdglich.

Fur die Prifung von und Zustimmung zu Baumaflinahmen durch die Zuwendungsgeber gel-
ten folgende Schritte:

Neubauten und Erweiterungsbaumafnahmen

= Vorlage nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG vor Bekanntmachung eines Verhandlungsverfah-
rens nach VOF oder Auslobung eines Wettbewerbs nach RPW und Beauftragung der
Entwurfs- und Genehmigungsplanung.

= Vorlage nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG vor Ausschreibung der Bauleistungen.

= Bei Neubauten und Erweiterungsmaflinahmen, die lUberwiegend Sonderflachen enthal-
ten, deren Kosten anhand der nach 3.1 g) des Leitfadens fiir Vorlagen nach Nr. 12 (2)
BewGr-MPG anzuwendenden KFA-Methode nicht bestimmt werden kdnnen, sondern
nur durch projektspezifische Planungen und bauteilbezogene Kostenermittiungen, ist ei-
ne zusammengefasste Vorlage nach Nr. 12 (2) und Nr. 12 (3) BewGr-MPG mdoglich.
Dies gilt z. B. flr Versorgungsgebaude wie Heizwerke oder Kaltezentralen sowie flr
Sonderlaboratorien.

* Bei wesentlichen Anderungen muss ein Nachtrag nach Nr. 12 (4) BewGr-MPG erfolgen.

= |n Féllen der Nr. 12 (5) BewGr-MPG wird eine Zielplanung vorgelegt, in der die mittelfris-
tige bauliche Planung fiir einen Institutsstandort dargestellt wird.

Umbauten und Sanierungsmaflnahmen

= Zusammengefasste Vorlage nach Nr. 12 (2) und Nr. 12 (3) BewGr-MPG vor Ausschrei-
bung der Bauleistungen ist zugelassen und Ublich.

= Bei wesentlichen Anderungen muss ein Nachtrag nach Nr. 12 (4) BewGr-MPG erfolgen.

= In Féllen der Nr. 12 (5) BewGr-MPG wird eine Zielplanung vorgelegt, in der die mittelfris-
tige bauliche Planung fiir einen Institutsstandort dargestellt wird.

Grundstiicksgleiche Rechte, Erwerb von Grundstiicken, Geb&uden, baulichen Anlagen und

Vertrage iUber Miet-/Ratenkauf oder Leasing von Immobilien mit Erwerbsoption sowie der

Abschluss von Miet- und Pachtvertrégen

= Die erforderlichen Vorlagen nach Nr. 12 (6) BewGr-MPG werden den Zuwendungsge-
bern zur Zustimmung vorgelegt.

10 Diese Regelungen gelten auch fir MaBnahmen, fir die eine anteilige oder vollstandige Sonderfi-
nanzierung vorgesehen ist.
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden flr Bau-Berichterstatter

Zeitliche Befristung von Bau-Beschlissen

» |nnerhalb von drei Jahren ab der Zustimmung der GWK-Gremien zum Bauantrag nach
Nr. 12 (2) BewGr-MPG ist der Antrag auf Zustimmung zum Baubeginn einzureichen.

= Ebenso ist innerhalb von drei Jahren ab der Zustimmung der GWK-Gremien zum Baube-
ginn nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG der Baubeginn (Bekanntmachung der Vergabe) von
der MPG dem GWK-Biro anzuzeigen.

Nach Verstreichen der Fristen sind die Beschliisse unwirksam. Die Weiterverfolgung setzt

eine neue Vorlage voraus. Eine erneute, zusammengefasste Vorlage nach Nr. 12 (2) und (3)

BewGr-MPG ist moglich.

3. Unterlagen

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

In der Vorlage nach Nr. 12 (2) und Nr. 12 (6) BewGr-MPG sind die realisierbaren Alternati-
ven einer moglichen Bedarfsdeckung zu dokumentieren sowie anhand von Wirtschatftlich-
keitsuntersuchungen nach der VV Nr. 2.1 zu § 7 BHO kostenmaf3ig und funktional zu bewer-
ten. Dies gilt insbesondere fir die in vielen Féllen zu entscheidende Frage, ob die Sanierung
eines Bestandsgebéudes oder der Neubau - oftmals verbunden mit einer Standortverlage-
rung - die wirtschaftlichere Variante ist. Die geschatzten Sanierungskosten (KG 300 und 400)
sollen dabei in der Regel nicht héher als 75 % der vergleichbaren Bauwerkskosten eines
Neubaus sein (vgl. Anhang A 2.3).

Gutachterlich begriindete, fur die weitere Ausfliihrung unabwendbare Brandschutzmafl3nah-
men bedirfen keiner Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Als Ersatz werden die Kernaussagen
des Brandschutzgutachtens vorgelegt. Wenn es nur eine Mdglichkeit zur Bedarfsdeckung
gibt, z. B. bei der Neugrindung eines Instituts, bezieht sich die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung nur auf die Art der Ausfuhrung.

Auch bei wissenschaftspolitisch begriindeten Standortentscheidungen des Prasidenten ist
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung herbei zu fiihren ggf. au3erhalb einer Nutzwertanalyse
- siehe Punkt 3.1 a). Es muss zumindest der wissenschaftspolitische Mehrwert im Verhéltnis
zu den Kosten / Mehrkosten plausibel dargestellt werden.

Bauen im Bestand

Innerhalb einer Liegenschaft ist die gleichzeitige Durchfiihrung von Grof3en und Kleinen
Baumal3nahmen bzw. Bauunterhalt zulassig, wenn sie in keinem sachlichen Zusammenhang
stehen.

Im Rahmen von Berufungsverfahren ist eine Kleine Baumafinahme im Zusammenhang mit
Grol3en Baumalinahmen zu Interimszwecken zuldssig. Daruber ist bei einer spateren Vorla-
ge zu berichten.

Eine Teilung GroRRer Baumalinahmen in mehrere EinzelmalRnahmen mit Kosten bis zu
2.000.000 € ist unzulassig.

Sonderbauteile
Bei Sonderbauteilen wie z. B. Briicken, Tunnel u. a., die nicht mit den Regelungen des Leit-

fadens erfasst werden kdnnen, ist die wissenschaftliche Notwendigkeit zu begrtinden. Alter-
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nativen sind abwagend darzustellen und deren nachvollziehbare Kostenschatzungen mit
Quellenangaben vorzulegen.

3.1 Vorlage nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG (Antragsunterlagen)

Der Bauantrag nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG ist das zentrale Element des Verfahrens bei
BaumaRnahmen der MPG. Sie umfasst die im Folgenden erlauterten Unterlagen a) bis g).

Nach Prufung der Antragsunterlagen durch den Bau-Berichterstatter mit der Unterstlitzung
durch HIS-HE legen die Zuwendungsgeber mit ihrer Zustimmung zum Bauantrag den
Raumbedarf und die Kostenobergrenze fur die weitere Planung sowie die Realisierung der
Baumalnahme fest.

a)

b)

d)

Erlduterung der BaumafRnahme

Die Erlauterung enthalt eine Darstellung der Bedarfsanforderungen, die zu einer Bau-
mafinahme fihren, und das sich daraus ergebende Konzept zur Bedarfsdeckung. Ins-
besondere ist Uber das Ergebnis einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu berichten.
Anhand des Formblattes "Nutzwertanalyse" sind die Gebrauchswerte der realisierba-
ren Alternativen zur Bedarfsdeckung darzustellen. Die vorgenommenen Bewertungen
sind textlich zu erlautern und zu vergleichen. Bei wissenschaftspolitisch begriindeten
Standortentscheidungen des Prasidenten erfolgt die Vorlage ggf. auRerhalb des Form-
blattes "Nutzwertanalyse".

Plan zur Visualisierung

Die Beurteilung einer geplanten Baumafinahme erfolgt in erster Linie auf Grundlage
quantitativer Parameter (Dimensionierung und Kosten). Durch eine geeignete, dem
Planungsstand entsprechende Darstellung des Projekts, z.B. anhand eines Lage- oder
Ubersichtsplans, soll den am Verfahren Beteiligten dartiber hinaus eine visuelle Vor-
stellung vermittelt werden.

Personelles Mengengerust, Organisationsplan

Fur die Ableitung und Uberpriifung des Flachen- und Raumbedarfs ist die geplante
Personalausstattung von zentraler Bedeutung. Dieses Personelle Mengengerust (Voll-
zeitaquivalente) mit dem Zielpotential in der geplanten organisatorischen Struktur ist
Grundlage der Flachenbedarfsermittlung und des Raumbedarfsplans. Zur besseren
Ubersichtlichkeit wird auch ein Organisationsplan vorgelegt.

Flachenbedarfsermittlung

Zur BaumaRnahme wird eine Flachenbedarfsermittlung vorgelegt, aus der sich die ge-
plante Dimensionierung des Gebaudes ableitet. Auf Grundlage der geplanten Perso-
nalausstattung (vgl. Personelles Mengengerist) und der wissenschaftlichen Ausrich-
tung wird der Flachenbedarf (Nutzflache 1-6) eines Instituts ermittelt, der sich anteilig
im nach Organisationseinheiten gegliederten Raumbedarfsplan wiederfindet. Das bei-
geflgte Berechnungsschema zur Flachenbedarfsermittlung enthélt die zu verwenden-
den Berechnungsparameter.
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e) Raumbedarfsplan
Der aus der Flachenbedarfsermittlung abgeleitete Flachenrahmen wird in einen Raum-
bedarfsplan umgesetzt. Die bendtigte Gesamtflache wird nach einzelnen Raumen mit
Angabe der RaumgréRe und des Raumnutzungscodes (RNC) differenziert. Die Dar-
stellung erfolgt gegliedert nach den einzelnen Organisationseinheiten des Instituts.

f) Flachenbilanz

Die Flachenbilanz stellt die geplante Flache dem rechnerischen Flachenbedarf nach
Flachenbedarfsermittiung gegenuiber. Die geplante Flache ergibt sich bei Neubauten
aus dem Raumbedarfsplan, beim Bauen im Bestand wird der Flachenbestand eines
Instituts bzw. einer Liegenschaft mit berlcksichtigt. Die Bilanzierung erfolgt nach Nut-
zungsbereichen, ggf. auch differenziert nach Gebauden/Gebaudeteilen und organisato-
rischen Untergliederungen. Nutzungsbereiche sind Gruppierungen von Raumnutzun-
gen.

g) Kostenermittlung, Planungs- und Kostendaten
Die Kostenermittlung erfolgt nach der Kostenflachenarten (KFA)-Methode auf Basis
des Raumbedarfsplans und gemaR DIN 276 "Kosten im Bauwesen, Teil 1: Hochbau"
(2008). Das Berechnungsschema zur Kostenermittlung sowie eine Ubersicht tber die
zu verwendenden Berechnungsparameter sind in der Checkliste (Anhang A) beigeflugt.
Die Planungs- und Kostendaten der geplanten Baumalinahme werden im entspre-
chenden Formblatt zusammengefasst.

Erlauterung zur Nr. 12 (2) Satz 2 BewGr-MPG

Ein Verfahren nach VOF oder ein Wettbewerb nach RPW kann ausnahmsweise auch vor
Zustimmung zum Bauantrag durchgefihrt werden, wenn Berufungsverfahren oder Grund-
stucksangelegenheiten die Vorlage erheblich verzégern. Die Bauabteilung der MPG legt dem
Bau-Berichterstatter eine schriftliche Begriindung mit der Bitte um Entscheidung vor. Der
Bau-Berichterstatter auf3ert sich unverziglich, im Regelfall innerhalb von zwei Wochen
schriftlich. Erfolgt keine Zustimmung, ist ggf. die Beteiligung aller Zuwendungsgeber einzulei-
ten.

3.2 Vorlage nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG (Bauunterlagen)

Nach Zustimmung zum Bauantrag nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG lasst die Bauabteilung der
MPG eine Bauunterlage in der Qualitat einer Entwurfsunterlage-Bau (EW-Bau) von einem
Architektur- oder Ingenieurbiro erarbeiten - analog zu den Richtlinien fur die Durchfiihrung
von Bauaufgaben des Bundes (RBBau), Abschnitt E und Abschnitt F. Nach RBBau ist eine
EW-Bau das Ergebnis der Planung (abgeschlossene Entwurfs- und Genehmigungsplanung).
Wesentliche Bestandteile einer EW-Bau sind Plane, ein Erlauterungsbericht, eine Kostenbe-
rechnung nach DIN 276 und eine Flachenermittlung nach DIN 277. Diese Unterlagen ver-
bleiben bei der MPG.

Die Bauabteilung der MPG pruft und genehmigt die vom Architekten oder Ingenieur aufge-
stellte Planung baufachlich. Hiertiber fertigt sie einen Vermerk ("Vermerk zur baufachlichen
Prufung und Genehmigung").
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Mit den nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG erforderlichen Bauunterlagen unterrichtet sie anschlie-
Bend die Zuwendungsgeber lUber das Ergebnis der Planung und beantragt die Zustimmung
zum Baubeginn.

Bei Anderungen des genehmigten Raumbedarfsplans (Summe der Nutzflachen 1 bis 7) oder
der genehmigten Kostenobergrenze (genehmigte Antragsunterlagen) werden die Unterlagen
nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG mit Erlauterungen Uberarbeitet vorgelegt.

In der Regel - bei Einhalten des genehmigten Raumbedarfsplans und der genehmigten Kos-
tenobergrenze - umfasst die Vorlage nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG lediglich folgende Bauun-
terlagen:

a)

b)

d)

e)

Vermerk zur baufachlichen Prifung und Genehmigung

In diesem Vermerk aufRRert sich die Bauabteilung der MPG im Regelfall zur Uberein-
stimmung von genehmigten Antragsunterlagen und vorliegender Planung, zur Voll-
standigkeit der von ihr baufachlich gepriuften und genehmigten Planung, zur Zustim-
mung des Instituts zur Planung, zur ZweckmafRigkeit und Wirtschaftlichkeit der Planung
und Konstruktion, zur Angemessenheit der Kosten, zum Terminplan und zum Stand
des offentlich-rechtlichen Verfahrens. Anderungen gegeniiber der Unterlage nach
Nr. 12 (2) BewGr-MPG sind zu erlautern.

Plan zur Visualisierung

Die Beurteilung einer geplanten BaumalRnahme erfolgt in erster Linie auf Grundlage
guantitativer Parameter (Dimensionierung und Kosten). Durch eine geeignete, dem
Planungsstand entsprechende Darstellung des Projekts, z.B. anhand eines Standard-
grundrisses, soll den am Verfahren Beteiligten dartiber hinaus eine visuelle Vorstellung
vermittelt werden.

Aktualisierte Planungs- und Kostendaten

Das aktualisierte Formblatt "Planungs- und Kostendaten" erméglicht einen direkten
Vergleich der Planungs- und Kostendaten der genehmigten Antragsunterlagen mit der
von der Bauabteilung der MPG baufachlich gepriften und genehmigten Planung.

Bei einer Baupreisindex bedingten Anderung der Kostenobergrenze ist das Formblatt
"Kostenermittlung" aktualisiert mit den Flachen der Vorlage nach Nr. 12 (2) BewGr-
MPG beizulegen.

Nutzungskosten im Hochbau

Die Bauabteilung der MPG schétzt die erwarteten jahrlichen Nutzungskosten der ge-
planten BaumafRnahme (Formblatt "Nutzungskosten im Hochbau"). Nutzungskosten
sind die kunftigen Betriebs- und die Instandsetzungskosten. Sie fiihren nach Fertigstel-
lung der Baumal3nahme zu jahrlichen Budgetbelastungen.

Energiewirtschaftliche Gebdudekenndaten

Analog zu den RBBau legt die Bauabteilung der MPG Angaben zu den energiewirt-
schaftlichen Gebaudekenndaten der geplanten Baumafnahme vor (Formblatt "Ener-
giewirtschaftliche Gebaudekenndaten™).
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Auf die Vorlage der Formblatter ,Nutzungskosten im Hochbau®“ und ,Energiewirtschaftliche
Gebaudekenndaten“ kann bei der Behebung von Brandschutzmangeln oder bei der Sanie-
rung von Anlageteilen verzichtet werden, wenn die MalRnhahme keine wesentlichen Auswir-
kungen auf die Energieverbrauchsdaten hat.

Erlauterung zur Nr. 12 (3) Satz 2 BewGr-MPG

Vor Zustimmung der Zuwendungsgeber zum Baubeginn kdnnen Rodungsarbeiten ausge-
schrieben und ausgefihrt werden, wenn ein Volumen von 5 % der Bauwerkskosten nicht
Uberschritten wird. Dartber hinaus kdnnen Teile der Bauleistungen ausnahmsweise ausge-
schrieben und ausgefuhrt werden, wenn Dritte durch die BaumaRhahme betroffen sind und
ihnen weitere Verzogerungen nicht zumutbar wéren oder aus sonstigen Grunden erhebliche
wirtschaftliche Nachteile zu erwarten waren. Die Aufzahlung ist abschliel3end. Zeitgewinn al-
lein rechtfertigt kein Abweichen vom festgelegten Verfahren. Die Bauabteilung der MPG legt
dem Bau-Berichterstatter eine schriftliche Begrindung mit der Bitte um Entscheidung vor.
Der Bau-Berichterstatter auf3ert sich unverziglich, im Regelfall innerhalb von zwei Wochen
schriftlich. Erfolgt keine Zustimmung, ist ggf. die Beteiligung aller Zuwendungsgeber einzulei-
ten.

3.3 Baubeginn, Baudurchfiihrung

Mit der BaumaRRnahme kann begonnen werden, wenn ein gultiger Baubeschluss und ein
Planungsstand im Sinne des Abschnitts G der RBBau vorliegt, d.h. zumindest alle Plane und
Berechnungen vorliegen, die die Ausfiihrung der Rohbauarbeiten und die technische Ausfiih-
rung beeinflussen und die komplette Ausfiihrungsplanung des auszuschreibenden Fachloses
aufgestellt ist.

Die Bauverwaltung der MPG stellt die wirtschaftliche Durchfihrung der Baumaflnahme si-
cher.

3.4 Vorlage nach Nr. 12 (4) BewGr-MPG (Nachtrag)

Von den Antrags- und Bauunterlagen, die der Zustimmung nach Nr. 12 (2) oder Nr. 12 (3)
BewGr-MPG zugrunde lagen, darf nur insoweit abgewichen werden, als die Abweichungen
nicht erheblich sind.

Der Umfang der den Nachtrag begrindenden Unterlagen ist abhangig vom jeweiligen An-
lass. Bei Veranderungen im Vergleich zur Vorlage nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG wird eine
geanderte Vorlage mit Erlauterungen vorgelegt.

3.5 Vorlage nach Nr. 12 (5) BewGr-MPG (Zielplanung)
Anhand einer Zielplanung soll transparent dargelegt werden, welche BaumalRnahmen in ei-
nem Zeitraum bis zu zehn Jahren fir einen Standort absehbar sind. Ausgehend von der wis-

senschaftlichen Entwicklung, Anderungen der personellen Ausstattung oder bautechnische
Anforderungen wird der Bedarf flir Erweiterungen, Umbauten oder Sanierungsbaumal3nah-
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men dargestellt. Anderungen der Grundlagen erfordern mit der nachsten Vorlage eine An-
passung der Zielplanung.

Die Vorlage nach Nr. 12 (5) BewGr-MPG umfasst in der Regel folgende Unterlagen:

a) Beschreibung der wissenschaftlichen Aufgabenstellung des Institutes

b) Personelle Mengengeriste, Organisationsplane

c) Flachenbedarfsermittlung
Siehe Erlauterungen zu Antragsunterlagen nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG.

d)  Flachenbilanz

Rechnerischer Flachenbedarf und Flachenbestand werden gegenibergestellt (siehe
auch Erlauterungen zu Antragsunterlagen nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG). Auch Gebau-
de, die nicht unmittelbar dem Institutsbetrieb dienen, und sich im 6értlichen Einzugsge-
biet der Baumaflinahme befinden, sind unter Angabe der Eckwerte nachrichtlich aufzu-
fuhren.

Aus dieser Bilanz ergeben sich notwendige Anderungen im Geb&udebestand (Neu-
baubedarf, Abgabe von Flachen, qualitative Anpassungen). Eine Interpretation der Bi-
lanz ist notwendig, da sich nicht alle Nutzungsbereiche gegeneinander verrechnen las-
sen. Eine Flachenoptimierung ist anzustreben (ggf. durch Umwidmung von Flachen).

e) Darstellung der geplanten Veranderungen in Grundrissen
In schematischen Grundrissen wird das geplante Nutzungskonzept der von den ge-
planten Baumaflinahmen betroffenen Gebaude oder der gesamten Liegenschaft darge-
stellt.

f) Darstellung der absehbaren BaumaRhahmen
Die innerhalb einer Liegenschaft absehbaren Baumal3nahmen werden mit den Para-
metern Flachen, Kosten und Termine und ihren jeweiligen Abhangigkeiten in geeigne-
ter grafischer Form dargestelit.

3.6 Vorlage nach Nr. 12 (6) BewGr-MPG (Abschluss von Vertragen)

Die Vorlage nach Nr. 12 (6) BewGr-MPG ist das zentrale Element beim Erhalt oder der Ge-
wahrung grundstucksgleicher Rechte, beim Erwerb von Immobilien, beim Abschluss von
Miet- und Pachtvertrdgen sowie von Ratenkauf-, Mietkauf- oder Immobilien-Leasing-
Vertrégen. Sie umfasst, soweit im Einzelfall erforderlich, die im Folgenden erlauterten Unter-
lagen a) bis h).

a) Erlauterung der MalRnahme
Die Erlauterung enthalt eine Darstellung der Bedarfsanforderungen, die zur beantrag-
ten MalRnahme fihren, und das sich daraus ergebende Konzept zur Bedarfsdeckung.
Insbesondere ist Uber das Ergebnis einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu berichten.
Die Abschatzung der zu erwartenden Kosten der Handlungsalternativen erfolgt in der
Regel anhand einer Kapitalwertermittlung. Dabei werden im Gegensatz zu den stan-
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dardmafig bei Bauvorhaben angewendeten Kostenvergleichen die unterschiedlichen
Zeitpunkte fur Ertrage und Kosten sowie mit der Handlungsalternative verbundene Ri-
siken berlcksichtigt. In einer Kostenubersicht sind die Ergebnisse der Kapitalwerter-
mittlung darzustellen. Die Gebrauchswerte der realisierbaren Alternativen zur Bedarfs-
deckung sind in einer Nutzwertanalyse darzustellen und textlich zu bewerten.

b)  Plan zur Visualisierung
siehe Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt b

c) Personelles Mengengerist, Organisationsplan
siehe Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt ¢

d) Flachenbedarfsermittlung
siehe Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt d

e) Raumbedarfsplan
siehe Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt e

f) Flachenbilanz
siehe Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt f

g) Erlauterungen zum Vertrag
Hier sind alle relevanten Eckdaten der Vertragsgestaltung aufzufiihren.
Diese kbnnen bei Mietvertrdgen insbesondere Mietflache, Vertragsbeginn, Laufzeit,
Verlangerungsoptionen, Mietzins mit Anpassungsregularien, Aus- und Riickbaukosten
und sonstige Optionen sein. Bei diesen Angaben kann es sich auch um Obergrenzen
handeln.

h)  Kapitalwertermittlung
Im Falle einer Kapitalwertermittlung erfolgt diese gemaR Anhang A, Ziffer 2.4.fur jede
zu prufende Handlungsalternative. Bei der Gegenilberstellung mit einem Neubauvor-
haben erfolgt die erforderliche Berechnung der Bauwerks- und Gesamtbaukosten ge-
maf Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG 3.1 Punkt g.

4, Nachweispflichten der MPG, Prifung durch die Zuwendungsgeber

Die MPG legt den Verwendungsnachweis (VN) fir die Antragsgemeinschaft MPG (ohne IPP)
gemal Nr. 7.1 ANBest-I dem fachlich zustandigen Bundesressort jahrlich zum 30.06. vor.
Dieses pruft den VN fur Bund und Lander und legt das Ergebnis der Prifung dem Ausschuss
der GWK vor. Hierin enthalten sind auch die VN fir alle Grofzen BaumafRnahmen, die im Vor-
jahr an die Nutzer tibergeben worden sind. Fir die laufenden BaumaRnahmen sind jahrlich
Zwischennachweise (ZN) vorzulegen.

In den ZN und VN werden die beschlossenen Hochstbetrdge netto ausgewiesen. Die Nach-
weise der einzelnen Baumalnahmen erfolgen centgenau und netto. Die Gegentberstellung
der Kosten im Rahmen des VN (Soll und Ist) im Formblatt ,Planungs- und Kostendaten“ er-
folgt netto. Nachrichtlich werden jeweils die Gesamtbaukosten und die Ausstattungskosten
netto zuzuglich nicht abzugsfahiger Vorsteuer (Teil-Brutto) ausgewiesen.
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Zwischennachweis BaumalRnahmen (ZN)

Zu allen laufenden BaumaRnahmen des abgelaufenen Wirtschaftsjahres wird ein ZN erstellt.
Dieser besteht aus einem zahlenmafligen Nachweis und einem kurzen Sachbericht je Bau-
mafinahme (siehe Anhang C). Er wird mit dem jahrlichen VN der MPG Uber die institutionelle
Forderung insgesamt dem fachlich zustandigen Bundesressort vorgelegt (Anlage zu Nr. 14
(6) BewGr-MPG).

Verwendungsnachweis Baumafnahmen (VN)

Die Bauabteilung der MPG hat das Bauwerk / die bauliche Anlage dem Nutzer zu Uberge-
ben. Die Ubergabe hat stattzufinden, sobald das Bauwerk / die bauliche Anlage zweckent-
sprechend genutzt werden kann; eine Teillibergabe ist zulassig. Mit der Ubergabe des Bau-
werks / der baulichen Anlage an den Nutzer ist der Zuwendungszweck erfillt. Die MPG hat
die Kosten innerhalb eines halben Jahres nach der Ubergabe abzurechnen und den VN fir
die BaumaRnahme im néachsten VN der MPG (30.06.) vorzulegen (Anlage zu Nr. 14 (6) Be-
wGr-MPG). Es ist jeweils ein Sachbericht (eingehende Darstellung der Durchfihrung der
BaumafRnahme vom Bauantrag bis zur Ubergabe, Bauzeitraum usw.) zu erstellen und ein
zahlenmaliger Nachweis zu den Kosten des letzten Forderjahres zu fertigen (siehe Anhang
C). Unter anderem hat die MPG mit dem VN zu erklaren, dass die Baurechnung zu Prifzwe-
cken zur Verfugung steht. Auf3erdem ist ein Soll-Ist-Vergleich der Flachen und Kosten
(Formblatt "Planungs- und Kostendaten") beizufiigen. Der VN wird dem fachlich zustandigen
Bundesressort vorgelegt. Vertrage, die bis zur Vorlage des VN ausnahmsweise noch nicht
abgerechnet werden konnten (z.B. bei Streitfallen oder bei Restarbeiten), sind anzugeben.
Soweit Kosten nach Vorlage des VN zur BaumafRnahme anfallen, werden diese unter der
gleichen Kennung (Buchungskreis, JJJJ, Ifd. Nr.) in einem erganzenden VN abgerechnet.
Diese Ergénzung des VN ist ab einem Schwellenwert von netto 50.000 € erforderlich und bei
weiteren nachtraglichen Kostenerhéhungen analog anzuwenden. Unabhangig davon erfolgt
eine Mitteilung der endgultigen Kosten, sobald keine weiteren Zahlungen mehr zu erwarten
sind.

Prufung der BaumafRnahmen im Einzelnen
Der Bau-Berichterstatter ist fur die Zuwendungsgeber Bund und Lander der sachlich Prifen-
de wahrend des gesamten Verfahrens einschlief3lich sachlicher Priifung der ZN und des VN.

Das fachlich zustandige Bundesressort prift den zahlenmafiigen Nachweis auf rechnerische
Richtigkeit und die vorgelegten Unterlagen auf Plausibilitat. Danach wird der vom Bundes-
ressort "rechnerisch richtig" gezeichnete Nachweis an den Bau-Berichterstatter zur Prifung
der sachlichen Richtigkeit Ubersandt. Der Bau-Berichterstatter sendet den Nachweis (ZN/VN
der MPG und Prifvermerk des Bau-Berichterstatters/Bundesressorts) unterschrieben an das
Bundesressort. Die MPG erhédlt den Nachweis mit Original-Unterschriften von Bau-
Berichterstatter und Bundesressort zurtick.
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Checkliste zum Verfahren

Inhalt

1. FIAChEN ..o,
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Diese Checkliste enthélt die wesentlichen Verfahrensvorgaben, Planungskennzahlen und
Formblatter, mit deren Hilfe die von der MPG vorgelegten Antrags- und Bauunterlagen ge-
pruft werden kénnen. Die Prufung konzentriert sich auf die Flachen und auf die Kosten der
geplanten MaRnahmen.

1. Flachen

Der Bau-Berichterstatter Uberprift die geplante Flachenausstattung eines MPI mit dem
Formblatt "Flachenbedarfsermittlung”, in dem Planungsparameter angegeben sind.

1.1 Personal

Zur Ermittlung des Flachenbedarfs werden zunachst Informationen Uber die geplante Aus-
stattung eines Instituts mit Stellen und Personen bengétigt. Die MPG legt mit den Antragsun-
terlagen hierzu ein Formblatt "Personelles Mengengerist" vor, das Auskunft Uber die geplan-
te Personalstruktur und Personalausstattung gibt.

In diesem Formblatt werden die Stellen differenziert nach Organisationseinheiten und Be-
schaftigtengruppen ausgewiesen. Insgesamt beschreibt das Personelle Mengengerist die
Vollzeitaquivalente (VZA), die im Endausbau fiir ein Institut konzipiert (Zielpotential) und fir
die Flachenplanung anzusetzen sind. Die Gesamtzahl der geplanten Stellen ergibt sich aus
der Summe der folgenden funf Stellenkategorien:

A Planstellen aus der Kernfinanzierung des Instituts (untersetzt mit Personalmitteln)

B  Stellen auRBerhalb des Stellenplans aus der Kernfinanzierung des Instituts (zusatzliche
Personalmittel und Nachwuchsmittel)

C  Stellen aus weiteren MPG-Vorhaben (Personal- und Nachwuchsmittel)

D  Stellen aus Drittmitteln (Personal- und Nachwuchsmittel)

E  Stellen, die aus Haushalten Dritter finanziert werden (Personal- und Nachwuchsmittel)

1.2 Flachenbedarf

In einem ersten Schritt wird der Flachenbedarf des gesamten Instituts ermittelt (m2 Nutzfla-
chen 1 bis 6 nach DIN 277 (2005)). AnschlieRend wird in einem zweiten Schritt der konkrete
Raumbedarfsplan abgeleitet. Zwischen der Flachenbedarfsermittiung und dem Raumbe-
darfsplan besteht keine direkte Kongruenz. Die Summe der Flachenbedarfsermittiung kann
von der Summe des Raumbedarfsplans bei Neubauten um bis zu +/- 3 % und bei Bestands-
gebauden oder BaumalRnahmen im Bestand aufgrund der Geb&audetypologie oder spezifi-
scher Nutzungsanforderungen um bis zu +/- 10 % abweichen.

Uberschreitungen bei Anmietungen von mehr als 5 % sind im Einzelfall zu begriinden.

Der Flachenbedarf wird mit Hilfe des Formblattes "Flachenbedarfsermittlung” ermittelt. Da-
tenbasis ist das Personelle Mengengerist. Mit Hilfe von Teilzeitfaktoren wird die Zahl der
beschéftigten Personen aus den Stellen abgeleitet. Uber Platzfaktoren, die je nach Institut
anzupassen sind, wird die Zahl der bendétigten Arbeitsplatze in den verschiedenen Nut-
zungsbereichen (Buro, Labor etc.) errechnet. Mit Flachenfaktoren, die ebenfalls im Form-
blatt festgelegt sind, werden die bendtigten Flachen abgeleitet. Personalunabhéngige Fla-
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chen werden durch Zuschlage, pauschale Anséatze oder Bestandsangaben ermittelt, die im
Formblatt separat einzutragen sind.

Eine Flachenbedarfsermittlung ist sowohl bei Neubauten als auch bei baulichen Mafinahmen

im Bestand, bei denen eine Zielplanung erforderlich ist, vorzulegen. Bei Bestandsbauten
kann die Verteilung der Flachen auf die Nutzungsbereiche abweichen.
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Formblatt "Flachenbedarfsermittlung”

Meze Planck-Institut fir ...

st

Ssurmianme

EUKR JIF N

FLACHENBEDARFSERMITTLUNG

.
—

Summe Planstellen:
Summe sonstige Stellen {MPG, Dri

Summe Stellen (VZA):

Zahl der Abteilungen:
Arbeitsgruppen:
Dawon I

BV Wissenschaftliches Personal experimentell:

—

Summe Beschiftigungsverhiitnisse [BV): BV tiches
Zahl der . Flachen-
Per- Flachen-
. ) Teilzeit- N Platz- | Arbeits- bedarf Hutzungs-
Flichen-Personalkategorie Stellen | S or | sonen Bezugsgriifie faktor | platze fakt}nr el berath
BV} (AP} m 1.8
Biiroflachen
(1) Direitoren, Leiter SHWE 1,0 F 1.0 20,0 Eiro
{2) Wissens chaftliche Mtarbeiter 1,0 Planstellen {gof. zusétrlich Laborplatz) 1,0 12,0180 Eiro
{3) Technier 1-15 Flansiellen {gof. zus telich Laborplatz) 0-1,0 20120 Eiirg.
{4) Sonstige Mitar beiter 1-1.5 Planstellen 1.0) 12,0 Eirrc
auberhalb Stellenplan, MPG-Vorhaben
[E) Sonstige W issens chaffler mit 5 1,0 [Auler planmélige Stellen (aaf zus Stzlich | ) 0-1.0 12,0 Biro
B itionen gem. Nechwuch 1,0 | Auler planmilige Stellen (aaf zus Stzlich | 0-1,0 12,0 Biro
{7} Wissens chaftliche Hilfskrafte 1.0 | Auter planmakige Stellen {pof zus stzlich L J 0-1.0 120 Eiro
[12) Sonstine Miter beiter mit Zei 1,0 |Aulier planméline Stellen (oaf zusStrlich | ) 0-1,0 12,0 Eiro
und Prakticanten 1,0) |Auber planmilige Stellen (gaf. zus Stzlich | ) 0-1,0 12,0 EBirc
chaftler mit 1,0 Dri I (pof. zus dtzlich L 0-1,0 12,0 Siro
gem. Nachwuchsrichtiinien 1,0] Cr | {ogf. zus Stzlich L } 0-1.0 120 Biro
PES——— 5 1,0 Dri | {oof. zus dtzlich | 0-1,0 12,0 Eiro
Personal chne Abrechnung 0-0.29 Critmittelpers onal {gof. zus Stzlich Laborplstz) 0-1.0 120 Edro.
FPersonal in wiss. Einrichtungen 1-15 in core facility enthalten
Personsl in Werkstétten 1-15 in W erkstatt=n enthalten
Personal auf Sonderflichen 1.0] in Sonderfléche enthalten
Summe der Stellen/Personen || [ ] zani der Biro-AP, Summe der Biiroflsichen 1 1
Biirozusatzflachen
Bes i | |§umsaesch§hi uncsverhilnisse I I 0.4 [ 25 [&ire |
[2echiv, Druscer- und Kopiens | [Zus chisg auf die Barofiéche in % [ 5| or
Summe Biirofldchen mit Zusatzfldchen I:I
LaborfEchen (Biclogie, Chemie, Physik)
Lsbor-AP biologis ch-medizinis ch, mit Schr eibplatz 0-1.0 10,0 Labor
Lsbor-AF chemis ch, mit Schreibplat 0-1.0 12,0 Labor
Lsbor-AF physkalisch 0-1.0 12,0-18,0 Labor
Personsl ohne Labor-AF 0-1.0
Zahl der Labor-AP, Summe der Laborflichen 1,0
Zusatzfldchen
Service: und Sonderlsbore biclogis ch- medizinisch Zus chlsg suf die Laborfldche in % 4050 Labor
Service- und Sonderlabore chemisch | Zus chiag auf die Laborflache in % 20 Labor
Service- und Sonderlsbore phys kslisch Zus chisg suf die Laborfldche in % 10-20 Labor
Lager |Zus chisg suf die Laborfliche in % 10 [Lsger
Zwischensumme Zusatzfldchen
Summe Laborflichen mit Zusatzfldchen :
Gemeinsame Flachen
Gemeinschaftsflschen
ikati Teskiichen Zahl der BV [ 1,0] i m wrike.
Cafeteria (chne ichi paus chaler Ansatz 20-80 Fom m i
Seminarrdume (incl. [Zahl der BY im wiss. Bereichiwiss. Service | 0,2¢] 25 Fom m wriike.
entrale Dienste (T Poststelle ..} palschaler Ansatz 50-120 Eirrc
Zentrale wissenschaftliche Einri
] a1 chaler Arsatz I ] 1200 Lsbar
] s chaler Ansatr ] ] £0,0 Eiro
| Zahi der Abteilungen bew. Arbeisgruppen [ 18,0 | [ov |
| [Zahi des Wiss. Personaks BV | ] [ 1.0] [ [Leger |
[Zentrales 1 Ents | [Zahi der BV [ ] [oz=-os] [ [Lsger ]
Werkstatten
Wechsnis che/Hauste chinis che W erkstétten | [ =00] [ [wercstarr |
| Eretronicw erkstatten | [ 180l | [werstatt |
Summe Gemeinsame Fldchen :
Sonderflachen
Hirsaal
[Vertagsas [Zah Sitzplite 1.1] | [remmunie |
Biblicthek:
Lesebereich | Zahl der Sitzpldtze
Freihandbereich IMedienbestand in tsd. Bénden 5,
Iagszinbereich Iedienbestand in tsd. Bénden 4,
Kompsk i e in tsd. Béinden 2
Sonstige Biblictheks di |Zus chlsg suf Biblictheksfléche in % 5
Pflanzenzucht/Tierhaltung
Gewschs hau:
[Fache T ]

fliche
inrd Versuchs halle etc. (sinzeln il ]
Soziale Infrastrukdur
Kantine
Kinderbetreuung

Haus meisterwohnung
Séstezimmer

Summe Sonderflichen

I Flachenbedarf NF 1-6 gesamt I
L atum L atum
hP G-, Abteilung |1l Aufgestellt PP G-, alll:
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Erlauterungen zum Formblatt Flachenbedarfsermittlung

Buroflachen

Bei der Buroflache handelt es sich um personenbezogene Flache. Zur Ermittlung der bendtigten Biro-
flache ist die Zahl der Stellen in den einzelnen Beschaftigtengruppen entsprechend den Vorgaben des
Personellen Mengengeristes einzutragen. Uber Teilzeitfaktoren wird die voraussichtliche Zahl der
Personen (Beschaftigungsverhaltnisse BV) ermittelt. Die Teilzeitfaktoren sind aus dem Formblatt er-
sichtlich und werden bei technischem und sonstigem Personal (Nr. 3 u. 4) in Bandbreiten von 1,0 bis
1,5 ausgewiesen. Fir Personal ohne Abrechnung (Gastwissenschaftler) wird generell 0,25 angesetzt,
da nur ein Teil der Gastezahl pro Jahr gleichzeitig anwesend ist.

Uber die Platzfaktoren wird ermittelt, wie viele Blroarbeitsplatze fiir diese Beschéftigten benotigt wer-
den. Die Platzfaktoren des Personals aul3erhalb des Stellenplans sowie des Drittmittel-Personals sind
in Bandbreiten angegeben und institutsspezifisch zu justieren, da der Anteil theoretisch arbeitender
Wissenschaftler und folglich der Bedarf an Buroarbeitsplatzen schwankt. Physikalisch-experimentell
arbeitende Wissenschaftler und Techniker erhalten ebenfalls einen separaten Biroarbeitsplatz; ein
Schreibplatz fur biologisch-medizinisch und chemisch arbeitende Wissenschaftler und Techniker ist in
den Flachenfaktoren der Laborflache enthalten. Der Flachenbedarf ergibt sich Uber standardisierte
Flachenfaktoren, die je nach Beschaftigtengruppe im Formblatt festgelegt sind. Der héhere Wert gilt
fur Institute der Geistes-, Sozial- und Humanwissenschaftlichen Sektion.

Beschéftigte, die ausschlieBlich auf Sonderflachen und in zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen
und Werkstétten tatig sind (z.B. Tierpfleger, Gartner, Beschaftigte der core facilities) werden mit ihrem
Flachenbedarf bei den jeweiligen Einheiten berlcksichtigt und sind vom Personal der Kategorien 1 bis
13 abzuziehen.

Laborflachen

Bei der Laborflache handelt es sich sowohl um personenbezogene als auch um personalunabhéangige
Flache. Die den Mitarbeitern fest zugeordneten Laborarbeitsplatze werden personenbezogen bemes-
sen. Die Zahl der bendétigten Laborarbeitsplatze ist institutsspezifisch festzulegen und auf die im
Formblatt vorgegebenen Laborkategorien zu verteilen. Die Zahl der bendtigten Laborarbeitsplatze
wird als Summe ausgewiesen. Zuséatzlich ist der Vollstandigkeit halber der Platzfaktor fur die Zahl des
Personals ohne Laborarbeitsplatz anzugeben, so dass sich in der Summe ein Platzfaktor von 1,0
ergibt.

Hinzu kommen Zuschlage fur Servicelabore und Lagerflachen. Hierbei handelt es sich um Zuschlage
auf die Laborflache. Die Zuschlagsfaktoren sind je nach Art der Labore im Formblatt festgelegt. Son-
derlabore sind nach Méglichkeit zusatzlich im Einzelnen mit ihren Flachenanséatzen aufzufiihren.

Gemeinsame Flachen

Die gemeinsamen Flachen werden von allen wissenschaftlichen Abteilungen und Arbeitsgruppen ei-
nes Instituts genutzt. Hierzu gehdéren zentrale wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen (core facili-
ties), Pausen- und Kommunikationsflachen, EDV-Flachen, zentrale Lager sowie Werkstatten. Die Be-
zugsgrolRen sowie die anzusetzenden Flachenfaktoren bzw. Gesamtflachen sind unterschiedlich und
im Bemessungsschema im Einzelnen ausgewiesen. Im Flachenbedarf fir gemeinsame Flachen ist
auch Personalflache fur Personal enthalten (i. d. R. sieben bis acht Personen), das in core facilities ta-
tig ist. Bei deutlich mehr oder weniger Personal ist der Bedarfsansatz tiber die Zahl der core facilities
Zu justieren.
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Sonderflachen

Bei den Sonderflachen handelt es sich um zusatzliche gemeinsam genutzte Einrichtungen, die nicht
zur Standardausstattung eines Instituts gehéren. Hierzu gehdren vor allem Hoérséle, Bibliothek, Fl&-
chen flir Tierhaltung und Pflanzenzucht, spezielle Experimentierflichen wie Reinrdume oder Ver-
suchshallen sowie soziale Infrastruktur. Sonderflachen kénnen mit Ausnahme des Vortragssaals, der
Bibliothek und des Hausmeister- und Gastebereichs nur Gber pauschale Ansatze bemessen werden.
Vor allem die Spezielle Experimentierflache ist im Einzelnen aufzulisten und zu begriinden. Horséle,
d.h. Vortragsséale mit fester, aufsteigender Bestuhlung mit mehr als 100 Platzen, sind bei Neubauten
nur in besonderen Fallen vorzusehen, z.B. wenn ein Vortragssaal durch mehrere Institute genutzt
werden wird und der entsprechende Bedarf am Standort nicht anders gedeckt werden kann. Im Fla-
chenbedarf fur Sonderflachen ist auch die Personalflache fur Personal enthalten, dass tuberwiegend
oder ausschlie3lich auf Sonderflachen tatig ist (z.B. Tierpfleger).

1.3 Flachenkennwerte

Mit der Flachenbedarfsermittlung wird die Summe der Nutzflachen 1 bis 6 ermittelt. Zur Er-
mittlung der Nutzflache 7 (u. a. Sanitar- und Abstellraume) wird ein Zuschlag von 5 % bis
10 % auf die Summe der Nutzflachen 1 bis 6 verwendet.

In der Phase der Kostenschatzung zur Vorlage nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG liegt in der Re-
gel noch keine genaue Planung vor. Bei der Planung von Neubauten sind daher in dieser
Phase die ubrigen Grundflachen und das Geb&audevolumen uberschlagig zu ermitteln. Fur
die Grundflachen Technische Funktionsflache (TFa), Verkehrsflache (VFa hor. und VFa
vert.) und Konstruktionsgrundflache (KGF) sind die in der nachfolgenden Tabelle genannten
Zuschlage auf die Nutzflache (NF a, Summe NF 1 bis 7) vorzunehmen. Der Brutto-
Rauminhalt (BRI) ist ebenfalls tUber die in der Tabelle genannten Faktoren zu ermittein.

BRla/

Art des Instituts NFa TFa VFa VFa KGF BGFa BGFa
hor. vert.

Theoretisches Institut 100% 20% 35% 10% 25% 190% 4,00

Experimentell-Naturwissenschaftliches Institut 100% 35% 40% 10% 25% 210% 4,20

Bibliotheksflachen 100% 20% 15% 10% 25% 170% 4,00

Die vorstehenden Werte sind befristet bis zur Uberarbeitung der Planungskennwerte durch
die Zentralstelle fur Bedarfsbemessung und Wirtschaftliches Bauen/Baden-Wurttemberg (ak-
tuelle Bezeichnung: Vermogen und Bau Baden-Wirttemberg — Betriebsleitung — Grundlagen
Wirtschaftliches Bauen) — ZBWB. Im Vorgriff auf diese Regelungen wurden die Flachenantei-
le zur Beriicksichtigung der aktuellen Anforderungen durch die Energieeinsparverordnung
(EnEV) und daraus resultierende Flachenmehrungen beriicksichtigt.

Die Werte beziehen sich auf typische Institutsgebaude. Hohere Werte kdnnen sich fir be-
sondere Bauaufgaben (z. B. Versuchshallen) oder bei besonderen Rahmenbedingungen ei-
ner Baumafinahme ergeben. Sie sind nachvollziehbar und priifbar zu begriinden.

In der Phase der Kostenberechnung zur Vorlage nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG sind im Form-

blatt "Planungs- und Kostendaten" die Grundflachen und der Brutto-Rauminhalt der von der
Bauabteilung der MPG baufachlich gepriften und genehmigten Planung anzugeben.
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Systematik der Grundflachen nach DIN 277 (2005)

BGF (Brutto-Grundflache)

NGF (MNetto-Grundflache) KGF

NF (Nutzflache) VF TF

NF1-6 NF 7

1.4 Verglasungskennwerte

Der Verglasungsanteil von zentralen Eingangs- und Erschlie3ungsbereichen soll bei Neu-
und Erweiterungsbauten auf ein energetisch sinnvolles MalR begrenzt sein. Daher darf der
Anteil der verglasten Gebaudehdlliflache (vertikale und horizontale Fassadenflachen) in die-
sen Bereichen maximal 5 Prozent der gesamten Gebaudehdllfliche betragen.

Eine Uberschreitung der festgelegten Grenze ist aus genehmigungsrechtlichen Griinden
ausnahmsweise zulassig und im Einzelfall nachvollziehbar zu begriinden.

2. Kosten
2.1 Kostenflachenarten-Methode

Die Uberpriifung der geplanten Bauwerkskosten erfolgt (iber eine Berechnung nach der Kos-
tenflachenarten (KFA)-Methode. Auf Grundlage dieses Zwischenergebnisses werden die
GBK mit Hilfe von Zuschlagen fur ErschlieBung, AuRenanlagen, Ausstattung und Bauneben-
kosten ermittelt.

Den einzelnen Raumen des Raumbedarfsplans werden von der MPG einschlagige, fur die
Fachrichtung geltende Raumnutzungscodes (RNC, vierstellig) und Kostenflachenarten zu-
geordnet. Es liegt der Nutzungskatalog der Zentralstelle fir Bedarfsbemessung und Wirt-
schaftliches Bauen/Baden-Wiirttemberg (aktuelle Bezeichnung: Vermégen und Bau Baden-
Wirttemberg — Betriebsleitung — Grundlagen Wirtschaftliches Bauen) in der Fassung von
1998 zugrunde. Der aktuelle Nutzungskatalog wird dem Bau-Berichterstatter kostenlos, mit
Einverstandnis der ZBWB, in elektronischer Form Uber das GWK-BUro zugesandt. Fir Rein-
raum-Versuchsflachen werden in diesem Leitfaden dariiber hinaus in Abhangigkeit von der
jeweiligen Reinraumklasse bauteilbezogen ermittelte Kostenrichtwerte ausgewiesen (KFA 6
+ A, KFA 6 + B, KFA 6 + C, KFA 6 + D). In Analogie zu den Sonderversuchshallen, fir die
nach dem Nutzungskatalog die Kosten projektspezifisch zu ermitteln sind, wird den Rein-
raumversuchsflachen stets der RNC 3180 zugewiesen.
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Der Bau-Berichterstatter prift die Zuordnung in der Regel nicht im Detail, sondern auf Plau-
sibilitat.

Die folgende Aufstellung zeigt beispielhaft die Zuordnung von Raumnutzungen zu Kostenfla-
chenarten (KFA). Benannt sind jeweils die Nutzungsbezeichnung (teilweise verkirzt) und der
Raumnutzungscode.
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[Kostenfiachenart (KFA) 1

7321 Kellerabstellraum 7400  Fahrzeugabstellflachen
7371 Millsammelraum
[Kostenfléchenart (KFA) 2 |
1110  Wohnrdume allgemein 4110  Lagerraum allgemein
1310  Hausmeisterwerkstatt 7311 Abstellraum
[Kostenfléchenart (KFA) 3 |
1211 Aufenthaltsraum 4212 Archiv mit Abluft
1351  Ruheraum 4461  Entsorgungsraum mit Abluft
2811 Fotokopierraum 7191 Putzraum mit Ausguss
3730  Pflanzenzuchtraum experimentell 7312 Abstellraum mit Abluft
Kostenflachenart (KFA) 4
2112 Biroraum mit DV 3222 Werkstatt Metall (fein) m. fest eingeb. Einricht.
2152  Biroraum mit Materialausgabe mit DV 3442  Physikalischer Mess- und Wageraum mit DV
2162  Einzelarbeitsplatz mit DV 3821  Teilkiiche
2312 Besprechungsraum mit DV 4121  Lagerraum be- und entliiftet
Kostenflachenart (KFA) 5
1530  Cafeteria 3662  Tierpflegeraum mit RLT-Anforderungen
2722 Pfértnerraum mit Uberwachungstechn. Anlagen 4462  Entsorgungsraum mit Abluft und Nassarbeitsplatz
3252  Werkstatt Holz/Kunststoff m. fest eingeb. Einricht. 5410  Bibliotheksraum allgemein
3521  Labor fiir praparativ-chemische Arbeiten ohne RLT 7112 Toilette mit Abluft
Kostenflachenart (KFA) 6
3232  Werkstatt Elektrotechnik m. fest eingeb. Einricht. 3522  Labor f. analytisch- u. prap.-chem. Arbeiten m. RLT
3422  Physiklabor m. Strahlenschutz, Elektronenmikrosk. 3941  Splilraum
3480  Physiklabor u. Messraum m. elektromagn. Absch. 3992  Vorbereitungsraum Labor
3512  Morphologisches Labor m. besonderen RLT-Anford. 4152  Lagerraum fiir Chemikalien

|Kostenﬂéchenart (KFA)6 + A

Versuchsfliche Reinraum

3180 k1 100.000 US FED STD /8 EN ISO 14644

|Kostenﬂéchenart (KFA)6 +B

Versuchsfliche Reinraum

3180 1 10.000 US FED STD /7 EN I1SO 14644

|Kostenﬂéchenart (KFA)6 +C

Versuchsfliche Reinraum

3180 k1 1,000 US FED STD /6 EN ISO 14644

|Kostenﬂéchenart (KFA)6 +D

Versuchsfliche Reinraum

Sis) KI. 100 US FED STD/ 5 EN ISO 14644
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Kostenflichenart (KFA) 7 |

2830  ADV-GroRrechneranlagenraum 3570  Isotopenlabor mit Dekontam. v. Abwasser/Abluft
3452  Physikalischer Messraum m. besonderen Anford. 3970  Sterilisationsraum ( z.B Autoklaven)

3470  Physiklabor u. Messr. m. Erschitterungssch. 4162  Isotopenlagerraum

3523 Labor f. anal -, prap.-chem. Arb. m. erh. RLT-Anf. 4341 Kuhlraum fir wissenschattliche Zwecke

|Kostenflichenart (KFA) 8 ]

3581  Isotopenlabor m. besonderen Anford. m. Schleuse 6432  Magnetresonanz-Tomographieraum (NMR)
3644  Kafighaltung experimentell SPF mit Schleuse 7673 Raum fur Luft- und Kélteversorung (Kéltezentrale)

\Kostenﬂéchenart (KFA) 9 ’

3460  Kernphysiklabor mit Dekontam. v. Abwasser/Abluft 3582  Isotopenlab. m. erhéhten Anford. m. Schleuse
3492  Physiklabor/Messraum m. erh. Strahlensch./RLT 3590  Labor m. bes. Hygieneanf,, Zugang (. Schleusen

’Kostenﬂéchenart (KFA) 10 - Technische Funktionsflache

[Kostenﬂéchenart (KFA) 12 - Verkehrsflache vertikal

[Kostenflachenart (KFA) 11 - Verkehrsflache horizontal |

’Kostenﬂéchenart (KFA) 13 - BRI-Faktor

Fur die Nutzflache 7 wird folgende Aufteilung vorgenommen:

‘ Kostenflachenart/Nutzungscode ‘ Anteil ‘ Nutzungsbezeichnung
2/7251 5% | Garderobenraum/-flache
3/7312 45% | Abstellraum mit Abluft
5/7112 45% | Toilette mit Abluft
6/7113 5% | Toilette behindertengerecht

Zur Anpassung der Kostenkennwerte der KFA-Methode an den aktuellen Preisstand wird ei-
ne Fortschreibung mit dem jeweils aktuellen, quartalsweise durch das Statistische Bundes-
amt (www.destatis.de) veroffentlichen Baupreisindex fir Wohngebaude (Bezugsjahr: 2000 =
100 %) vorgenommen. Malgeblich ist der zum Zeitpunkt der Antragstellung aktuelle Wert.
Die Berechnung der geplanten Kosten erfolgt nach dem folgenden Formblatt:
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KOSTENERMITTLUNG

Kostenkennwert Kostenkennwert Kosten Kosten
Kosten- Baukonstruktion Techn. Anlagen Bau- Technische
flachenart {Euro / m?) (Euro / m?) Geplante BaumaRnahme || konstruktion Anlagen Summe
(KFA) (Preisstand: 2000) | (Preisstand: 2000) {m?) {Euro) (Euro) {Euro)
KFA 1 (NF) 410 19
KFA 2 (NF) 480 69
KFA 3 (NF) 757 133
KFA 4 (NF) 1.035 303
KFA 5 (NF) 1.307 726
KFA 6 (NF) 1.584 1.326
KFA 6 + A (NF) 2.364 2.958
KFA 6 + B (NF) 2.364 3.320
KFA 6 + C (NF) 2.364 3.681
KFA 6 + D (NF) 2.666 5.200
KFA 7 (NF) 2.544 2.651
KFA 8 (NF) 2.821 6.028
KFA 9 (NF) 3.162 10.251
Zwischensumme KFA1 -9
KFA 10 (TF) 410 1.206
KFA 11 (VF h) 757 82
KFA 12 (VF v) 2272 606
KFA 13 (BRI) 69 24 BGF x Faktor
Zwischensumme KFA10-13

Summe Bauwerkskosten KFA 1 - 13 (brutto) || [ | |

Technikanteil (Kosten Technische Anlagen / Gesamtbaukosten) in Prozent || ’ |

Bauwerkskosten indexiert (Wert fiir das x. Quartal 200x = 1xx %) brutto || | I |

Bauwerkskosten indexiert (Wert fur das x. Quartal 200x = 1xx %) netto * " | I |

' Nettosumme = brutto ./. 19 %

2.2 Ermittlung der Gesamtbaukosten

Ergebnis der Kostenermittiung nach der KFA-Methode sind die Bauwerkskosten (BWK) mit
den Kostengruppen 300 und 400. Hinzu kommen die Kosten der Kostengruppen 200, 500
und 700 sowie Teile der Kostengruppe 600, die Uber prozentuale Zuschlage ermittelt wer-
den. Der Zuschlag auf die Bauwerkskosten kann bis zu 36 % betragen.

Ausstattungskosten (KG 611 und 612) werden nicht mit pauschalen Zuschlagen ermittelt. Sie
sind nicht Teil der GBK und werden separat ausgewiesen.

Hinweis:
Die Abgrenzung zwischen den Kostengruppen ist haufig umstritten. Folgende Anhaltspunkte
fur die Praxis:

Kostengruppe 400:

KGR 400 der DIN 276 umfasst Anlagen, die dem Gebaudebetrieb dienen und dort fest instal-
liert werden (bspw. auch feste EDV-Verkabelung im Zuge der Gebaudeerstellung, Medien-
versorgungsrohre fur Labore im Haus etc.)
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Kostengruppe 612:

KGR 612 der DIN 276 umfasst Anlagen, die priméar dem wissenschaftlichen Zweck dienen
und Dinge, die portabel sind und vom Nutzer flr eigene Zwecke beschafft werden oder in-
nerhalb des Raumes vom Nutzer gebraucht werden, z.B. Kabel und Schlauche zum An-
schluss von EDV und Geréten sowie alle Arten von wissenschaftlichen Geréaten.

Die Werte beziehen sich auf typische Institutsgebaude. Hohere Werte kdnnen sich fir be-
sondere Bauaufgaben (z.B. Tierhauser) oder bei besonderen Rahmenbedingungen einer
BaumafRnahme ergeben. Sie sind nachvollziehbar und prifbar zu begrinden.

Die Gesamtbaukosten und die Ausstattungskosten kénnen auf volle 1.000 € aufgerundet
werden, eine Rundung von Zwischenergebnissen ist nicht zulassig.

Systematik der Kostengruppen nach DIN 276 (2006)

Grund- Herrichten/ Bau- Techn. Aufien- Aus- Bauneben-
stick Erschlieften| konstr. Anlagen anlagen stattung kosten

KG 100 KG 200 KG 300 KG 400 KG 500 KG 800 KG 700
Bauwerkskosten {ohne KG
611/612)
Gesamtbaukosten

2.3 Kostenermittlung beim Bauen im Bestand

Bei Sanierungs- und Umbaumafinahmen sind zunachst Uber die KFA-Methode die Kosten
eines vergleichbaren Neubaus zu ermitteln. Dabei sind anfallende Abbruchkosten zu bertick-
sichtigen. Die geschatzten Sanierungskosten (KG 300 und 400) sollen in der Regel nicht ho-
her als 75 % der vergleichbaren Bauwerkskosten eines Neubaus sein. Sind bei Sanierungs-
und Umbaumafinahmen gegeniiber der Neubaulésung keine wesentlichen funktionalen De-
fizite zu erwarten oder keine bauliche Alternativen realisierbar, so kann der Sanierungskos-
tenanteil den genannten Wert auch ibersteigen. Solche Uberschreitungen sind zu begriin-
den.

Bei Teilsanierungen ist darauf zu achten, dass das Volumen des vergleichbaren Neubaus

weitgehend dem Umfang der Sanierungsmalnahme entspricht. Weicht der Antragsteller
hiervon ab, ist dies im Einzelfall zu begrtinden.
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2.4 Kapitalwertermittlung

Zur Uberpriifung von Beschaffungsvorgangen mit zeitversetzten Zahlungsstromen erfolgt bei
Bedarf eine Kapitalwertermittlung. Bei der Kapitalwertmethode werden alle relevanten kiinfti-
gen Ein- und Auszahlungen bezogen auf das Jahr, in dem sie anfallen, dargestellt, summiert
auf den gleichen Zeitpunkt hin abgezinst und damit als Kapitalwert vergleichbar gemacht.
Zur Vereinfachung wird davon ausgegangen, dass Zahlungen jahrlich nachschiissig geleistet
werden. Die Summe aller Barwerte der einzelnen Jahre des Betrachtungszeitraums ergibt
den Kapitalwert. Annahmen zu Risiken, Preisentwicklungen und Restwerten sind in der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung explizit auszuweisen. Samtliche Datenquellen von Berech-
nungsparametern sind zu benennen. Eigene Annahmen, Folgerungen und Bewertungen sind
zu begrinden. Fir die Diskontierung ist der vom BMF festgesetzte nominale Kalkulations-
zinssatz zu verwenden.

Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird bei befristeten Bedarfen, der Zeitraum
der befristeten Nutzung gewahlt. Bei unbefristeten Bedarfen wird fiir die Betrachtung bei Im-
mobilien ein Zeitraum von 25 Jahren empfohlen. Eine vorhabenspezifische Anpassung des
Betrachtungszeitraums ist zu begriinden.
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3.  Abklrzungsverzeichnis

Kennung einer BaumaRhahme - BUKR JJJJ/Ifd. Nr.

BUKR
JJJJ
Ifd. Nr.

Buchungskreis des Max-Planck-Instituts
Jahr der Aufnahme der Baumafinahme in den Wirtschaftsplan
laufende Nummer der Baumalnahme im Jahr der Aufnahme in den Wirtschaftsplan

Vorlagen nach Nr. 12 (2 bis 6) BewGr-MPG

12 (2)
12 (3)
12 (4)
12 (5)
12 (6)

Antragsunterlagen
Bauunterlagen

Nachtrag

Zielplanung

Abschluss von Vertragen

Zusatz fur Grundflachen oder Rauminhalt

a
b
c

Uberdeckt und allseitig in voller Hohe umschlossen
Uberdeckt, jedoch nicht allseitig in voller Hohe umschlossen
nicht Gberdeckt

Sonstige Abkurzungen

ANBest-|
AP
BewGr-MPG

BGF
BHO
BRI

BV
BWK
DFG
DIN
DIN 276
DIN 277
EDV
EnEV
EW-Bau
GBK

Gt

GWK
HIS-HE
IPP
KFA

Allgemeine Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur institutionellen Forderung
Arbeitsplatz

Bewirtschaftungsgrundsatze der Max-Planck-Gesellschaft zur Férderung der Wis-
senschaften

Brutto-Grundflache (DIN 277)
Bundeshaushaltsordnung
Brutto-Rauminhalt (DIN 277)
Beschaftigungsverhéltnis Personal
Bauwerkskosten (DIN 276)

Deutsche Forschungsgemeinschaft
Deutsches Institut fiir Normung
Kosten im Bauwesen

Grundflachen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau
Elektronische Datenverarbeitung
Energieeinsparverordnung
Entwurfsunterlage-Bau
Gesamtbaukosten

Gradtage

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz
HIS-Institut fur Hochschulentwicklung
Max-Planck-Institut fur Plasmaphysik
Kostenflachenart
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KG Kostengruppe (DIN 276)

KGF Konstruktions-Grundflache (DIN 277)

kw Kilowatt

MPFG Max-Planck-Forschungsgruppe

MPG Max-Planck-Gesellschaft zur Férderung der Wissenschaften
MPG-GV Generalverwaltung der Max-Planck-Gesellschaft

MW Megawatt

MWh Megawattstunden

NF Nutzflache (DIN 277)

NGF Netto-Grundflache (DIN 277)

On Norm-Warmebedarf/Heizlast

QLa Warmebedarf/Heizlast fir RLT-Anlagen

Qxk Kuhllast

Qs Strombedarf

RBBau Richtlinien fur die Durchfihrung von Bauaufgaben des Bundes
RLT Raumlufttechnik

RNC Raumnutzungscode

RPW Richtlinien fur Planungswettbewerbe

TF Technische Funktionsflache (DIN 277)

VDI Verein Deutscher Ingenieure

VF Verkehrsflache (DIN 277)

VF hor. Verkehrsflache horizontal

VF vert. Verkehrsflache vertikal

VN Verwendungsnachweis Baumafinahme

VOF Verdingungsordnung fur freiberufliche Leistungen

\AY Verwaltungsvorschrift

VZA Vollzeitaquivalente Personal

W Watt

ZBWB Zentralstelle fir Bedarfsbemessung und Wirtschaftliches Bauen/Baden-Wirttemberg

(aktuelle Bezeichnung: Vermdgen und Bau Baden-Wiirttemberg - Betriebsleitung -
Grundlagen Wirtschaftliches Bauen)

ZN Zwischennachweis
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Formblatt "Erlauterung der Baumaflnahme"

MPI fur

Institut BaumafRnahme BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

ERLAUTERUNG DER BAUMABNAHME

1z Bedarfsanforderung

1.1 Charakterisierung der wissenschaftlichen Aufgaben und Methoden des
Instituts

1.2 Erlauterung der bedarfsauslosenden Griinde

1.3 Besondere qualitative und quantitative Bedarfsanforderungen
Erlduterung besonderer wissenschaftlicher oder infrastruktureller Einrichtungen
(z.B. Experimentierhallen , Tierhauser...)

| 2. Bedarfsdeckung

2.1 Alternative Losungsmaoglichkeiten, Ergebnisse der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
Darstellung der Methodik und der Ergebnisse in Kurzfassung, erforderlichenfalls
detaillierte Darstellungen als Anlage, Aussagen zur Standortwahl.

2.2 Planerisches und bauliches Gesamtkonzept
Eine dem Planungsstand der BaumaBnahme angemessene Darstellung,
Besonderheiten, ggf. Stellung der MaBnahme innerhalb einer Zielplanung u.a.

2.3 Vertragsverhaltnisse Grundstiick und Bau

2.4 Flachen und Kosten
Zusammenfassung der Fldchenbedarfs- und Kostenermittiung,
Kommentierung von Besonderheiten

2.5 Zustimmung des Instituts und des Verwaltungsrates der MPG

2.6 Darstellung im Wirtschaftsplan der MPG
Angaben zum zeitlichen Verlauf der Planung und der Baudurchfiihrung

2.7 Termine

Angaben zum zeitlichen Verlauf der Planung und der Baudurchfithrung

Datum Datum

MPG-GV, Abteilung IlI: Aufgestellt MPG-GV, Abteilung III: Baufachlich festgestellt
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Formblatt "Nutzwertanalyse"

MPI fur

Institut BaumafRnahme

BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

NUTZWERTANALYSE

Nutzwerte

Gewichtung
in%

Alternative 1

Alternative 2

Nutzwert-

Bewertung' punkte

Bewertung'

Nutzwert-
punkte

Anforderungen der Wissenschaft

- bedarfsgerechte rdumliche Nahe zu anderen Forschungseinrichtungen
- Erfullung der besonderen baulichen Anforderungen der Forschung

- Anpassungsfahigkeit an sich wandelnde Anforderungen der Forschung

25

Stadtebau

- Verhéltnis zur Umgebungsbebauung
- Beschaffenheit der Freirdume

- ErschlieBung des Gesamtareals

Funktionalitat

- Eignung der Gebaudetypologie

- interne ErschlieBung und Wegebeziehungen
- Erweiterbarkeit

25

Architektur

- Baukarperkomposition

- Fassadengestalt

- Qualitat der Innenrdume

20

Ressourcenschonung

- angemessene Flacheninanspruchnahme
- Umgang mit vorhandener Bausubstanz

- energetische Qualitéten des Gebaudes

Zeitlicher Ablauf
- Zeitraum zur Realisierung
- Notwendigkeit von Zwischenbelegungen

‘Summe

(=]

‘ Kosteniibersicht

Bauwerkskosten (KG 300 + 400)

Gesamtbaukosten (KG 200 - 700)

! Bewertung 1 bis 10

Alternative 1

Alternative 2

Datum

MPG-GV, Abteilung Ill: Aufgestellt

Datum

MPG-GV, Abteilung Ill: Baufachlich festgestellt
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Formblatt "Personelles Mengengerust"

MPI fir

BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

BaumaRnahme

Institut
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Datum

Datum

MPG-GV, Abteilung IIl: Baufachlich festgestellt

MPG-GV, Abteilung IlI: Aufgestellt
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Formblatt "Flachenbedarfsermittlung”

Meze Planck-Institut fir ...

et

]

SR ST N

FLACHENBEDARFSERMITTLUNG

Zahl der Abteilungen:

Summe Planstellen:
Summe sonstige Stellen [MPG, Drittmittel} Arbeitsgruppen:
Dawon I
Summe Stellen (VZA): BV Wissenschaftliches Personal experimentell:
Summe Beschaftigungsverhaltnisse (BV): BV Wissenschaftiiches Personal theoretisch:
Zahl der ” Flachen-
Per- Flachen-
- . Teilzeit- . Platz- | Arbeits- bedarf Hutzungs-
Flachen-Personal kategorie Stellen faldor sonen Berugsgrife faldor platze faktznr e NF bersich
v} (AP} m 16
Biiroflichen
[1) Direktoren, Leites SNWG 10] F 1.0 20,0 Biro
[2) Wissens chaftliche itarbeiter 10 Planstellen {ogf. zus ételich Lsborplatz) 1.0 12.0118,0 Eirp
{2 Techniker 1-15 Planstellen {ggf. zus dtzlich Laborplate) 0-1.0 20120 Edro.
{4 Sonstige Mitar beiter 1-1.5 Flanstellen 1.0 12,0 Edro
aulerhalb Stellenplan, MPG-Vorhaben
{E) Sonstige W issens chaftier mit & 1,0} | Aufier planméRige Stellen [pof zusstzlich | 0-1,0] 12,0 Biro
£ Fo it gem. Machwuch: 1.0} | Auber planmélige Stellen {oof zusdtzlich L 0-1.0 120 Birc
[7) W issens chaftliche Hilfskréfte 1,0} | Aulber planmakige Stellen (ogf zus Stzlich L ] 0-1.0 120 Eiro
[{8) Sonstige Mitar beiter mit 1.0 | Auler planmélige Stellen (oof zus Stzlich | J 0-1.0 120 Eirg
{9 A il und Praktikanten 1.0] | Aulter planmélige Stellen (oof zus dtelich L 0-1.0 120 Eiro
Drittmittel
[{10) Sonstige Wi chaftler mit 1.0 Dr ittrmi | {pof. zusdtzlich | ] 0-1.90 120 Eire
{11) Frder iti gem. Nachwuchsrichtiinien 1.0] D ittrni | {onf. zus dtzlich L ] 0-1.0 120 Eirg
{12 Sonstige Mi iter mit Ze i = 1,0] D ittrni | (onf. zus. ich L 0-1.0 120 Eirc
{13} Personal chne Abrechnung 0- 025 Cr itmittelpers onal {ggf. zus Stzlich Laborplatz) 0-1.0 120 Eirg
Personal in wiss. Einrichtungen 1-1.5 in core facility enthatten
Personal in Werkstéiten 1- 1.5 in Werkstétien enthalten
Personal auf Sonderflichen 1.0f in Sonderfidche enthalten
Summe der Stellen/Personen || [—] zahi der Biro-AP, Summe der Biiroflsichen —1 1
Biirozusatzflachen
Bes prec ] | Summe Beschéfligungsverhilinisse [ [ 0.4 [ 28] [ [Edre |
| archiv, Drucker und Kopiems: | |7us chlsg suf die Barofléche in % [ 5| e
Summe Biiroflachen mit Zusatzflachen :
Laborflichen (Biologie, Chemie, Physik}
Labor-AF biclogis ch-medizinis ch, mit Schreibplatz. 0-1.0 10,0 Labor
Labor-AP chemis ch, mit Schreibplat 0-1.0 120 Labor
Labor-AP physikalisch 0-1.0 12.0-18.0 Labor
Personal chne Labor-AP 0-1.0
Zahi der Labor-AP, Summe der Laborflachen 1.0 ] [ |
Zusatzflachen
Service- und Sonderlabore biclogis ch- medizinisch Zus chlsg suf die Leborfliche in % A40-50 Labor
Service- und Scnderlsbore chemisch | Zus chlag auf die Laborfléche in % 20 Labor
| Zus chlag auf die Laborfléche in % 10-20 Labor
Zus chisg auf die Laborfléche in % 10 [Lsger
Zwischensumme Zusatzfldchen
Summe Laborflachen mit Zusatzflachen :
‘Gemeinsame Flachen
Gemeinschaftsflachen
Teskichen Zahl ger BY [ 1,0] o m e,
Cafeteria {chne ich) pauschaler Ansatz 20-80 Kiom m urik.
Seminarrdume (ingl. | Zahl der BV im wiss . Bereich/wiss. Service | 0, ZEI 25| o m unic.
entrale Dienste {Ti Poststelle ..} paus chaler Ansatz £0-120 Eirc

Zentrale wissenschaftliche Einr

|zentrales i E |
Werkstatten

Wechsnis che/Hauste chinis che W erkstétten ]
| Eretronicw erkstatten ]

Sonderflichen

Hérsaal

[Vortagsssl

Biblicthel

Lesebereich

Freihandbereich

Magazinbereich

Kompak i

Sonstige Biblictheks di

Pflanzenzucht/Tierhaltung

Gewschs hau

[Fréche T J
i i flache

[Reinéiume, Vers uchshalle etc. [sinzein ) ]

Soziale Infrastrulkdur

Kantine

Kinderbetreuung

Haws meiterwohnung
Gésterimmer

aus chaler Ansatz [ ]
ais chaler Arsatz I ]
|Zahl der Abteilungen bew. Arbeisgruppen

[zahl des Wiss. Personsk speri B | ]
[zahi gerBv [ ]

Zahl der W erkstattbes chifiigten [

Summe Gemeinsame Fldchen

| Zahl Sitzplétre

| Zahl der Sitzplstze
Medienbestand in tsd. Bénden

Medienbestand in tsd. Banden
e in tsd. Bénden
|Zus chlag auf Biblictheksfliche in % 5

paus chaler Ansstz, oof erldutern

paus chaler Ansatz, gof. erléutern

pawschaler Ansatz, gof. erldutern

Summe Sonderflichen

1200 Labhor
£0.0 Edro

[ s0] [[ov J
[ 1.0] [ [Lager ]
[o.25-0.9] [[Lsger ]
[ anq] [ [wercstarr |
| | [werstatt |

1.1] [ [emmunie |

o

| Fischenbedart F 16 gesamt |
Datum Datum
PP G- 3, Abteilung 1l Aufgestel it hiAP G- G, ilung Il
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Formblatt "Raumbedarfsplan”

Jieysabisa) yolyoeneg (i Bunjivlay ‘AD-OdW

NI2ysabiny (1| Buniiglay ‘AD-OdIN

wnjeq wnjeqg
_H_ _ IA 4L JDb puejseg Wi usjnequin 1eq

— _ _ -1 AN JNJIISuU] swwinsjwesss

o O o

_H_ _ 9-1 4N JNJISU| WIINS)WESD)

2 J1leyuiesuonesiueb10 eWWNSUaYISIMZ

991A19S 194oSIUYIa)-A e SIUILIPY 2 Jleyulesuoesiuebio

g JleyulesuolnesiuebiQ aWWNSUayIsmz

921A18S JOUDI|IBYISUISSIM g Jeyuiesuonesiuebio

¥ Jlayulesuonesiuebi0 awWwWNsSUsyISmz

yalelag JoyoieyIsuassIpm ¥ JIayujesuopjesiuebio

yolesegsbunziny wney uep ue usbuniaplojuy al1epuosag ayoe|4 wney awney v4x ONY Bunuyalezequiney IN P

‘uaBunyiewag swwng | eyoeld | tep yez
-1 SYERUZINN
NVY1dSd4dva3agnunvy
swyeuyeLINEg nnsu|

Anj Jnjisul-youe|d-XeN

-113 -



Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang A Checkliste

Formblatt "Flachenbilanz"

MPI fur

Institut BaumafRnahme BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

FLACHENBILAN Z(NF1-6)

Flachen Nutzungsbereiche
° e
5 £ E
= c =
kS o S % ]
2 K] kE s =
= 08 £ E > = £ g
Z ., |®E 3 g | £ g | @ | . 2
3 e | 8 82 S| s | S| |8 |&| 2
o 5 ] S
8 Gebaude(-tei) s | 2llgals | 2|8 | &8 |8 |& | .8 T
A
B
o]
Neubau / Erweiterungsflachen
Flachenbestand (incl. MaBnahme aus Vorlage) "
|Flﬁche Bedarfsermittlung| H | | | ‘ | | | ‘ | I I
[Fiachensaldo | o § F 0 @ 1 0 1 1 |
1) Angaben nur bei Bestandsgebauden, bei Neubaumafnahmen: Auswertung des Raumbedarfsplans
0 500 1.000 1.500 2.000 2.500
Biiro m?*
Labor
Spezielle Experimentierflache
DV
Werkstatt
Pflanzen/Tiere
Bibliothek
Kommunikation
Soziale Infrastruktur mBestand DB edart
Lager
Datum Datum
MPG-GV, Abteilung IIl: Aufgestellt MPG-GV, Abteilung Ill: Baufachlich festgestellt
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang A Checkliste

Formblatt "Kostenermittlung"

MPI far
Institut BaumaRnahme BUKR JJJJ/Lfd. Nr.
KOSTENERMITTLUNG
Kostenkennwert Kostenkennwert Kosten Kosten
Kosten- Baukonstruktion Techn. Anlagen Bau- Technische
flachenart (Euro / m?) {(Euro / m?) Geplante BaumaBnahme || konstruktion Anlagen Summe
(KFA) (Preisstand: 2000) (Preisstand: 2000) (m?) (Euro) (Euro) (Euro)
KFA 1 (NF) 410 19
KFA 2 (NF) 480 69
KFA 3 (NF) 757 133
KFA 4 (NF) 1.035 303
KFA 5 (NF) 1.307 726
KFA 6 (NF) 1.584 1.326
KFA 6 + A (NF) 2.364 2.958
KFA 6 + B (NF) 2.364 3.320
KFA 6 + C (NF) 2.364 3.681
KFA 6 + D (NF) 2.666 5.200
KFA 7 (NF) 2.544 2.651
KFA 8 (NF) 2.821 6.028
KFA 9 (NF) 3.162 10.251
Zwischensumme KFA1 -9
KFA 10 (TF) 410 1.206
KFA 11 (VF h) 757 82
KFA 12 (VF v) 2272 606
KFA 13 (BRI) 69 24 BGF x Faktor

Zwischensumme KFA10-13

Summe Bauwerkskosten KFA 1 - 13 (brutto)

| Technikanteil (Kosten Technische Anlagen / Gesamtbaukosten) in Prozent

|

Bauwerkskosten indexiert (Wert fur das x. Quartal 200x = 1xx %) brutto

Bauwerkskosten indexiert (Wert fir das x. Quartal 200x = 1xx %) netto *

' Nettosumme = brutto ./. 19 %

Datum

MPG-GV, Abteilung Ill: Aufgestellt

Datum

MPG-GV, Abteilung III: Baufachlich festgestellt
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang A Checkliste

Formblatt "Planungs- und Kostendaten"

MPI far

Institut BaumaRnahme BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

PLANUNGS- UND KOSTENDATEN

Planungsdaten vorheriger Planungsstand 7 aktueller Planungsstand 7

Bebaute Flache
Unbebaute Flache
Flache des Baugrundstiicks 0m? om?

Nutzfiache a 1-6

Nutzfiache a 7

Nutzflache a 0m? 0m?

Technische Funktionsflache a

Verkehrsflache a (Summe Vfa hor. und Vfa vert.)

Konstruktions-Grundfiache a

| Brutto-Grundfiéche a I om: | | om* |

Brutto-Grundflache b
Brutto-Grundflache ¢
Brutto-Grundfléache 0m? 0m?

Brutto-Rauminhalt a
Brutto-Rauminhalt b
Brutto-Rauminhalt ¢
Brutto-Rauminhalt 0m? 0om?

Kennzahlen vorheriger Planungsstand” aktueller Planungsstand”

Brutto-Rauminhalt a / Nutzflache a

Brutto-Rauminhalt a / Brutto-Grundflache a

| Kostendaten vorheriger Planungsstand ™’ | aktueller Planungsstand”

l KG 200  Herrichten und ErschlieRen ] | | l

KG 300 Bauwerk — Baukonstruktionen

KG 400 Bauwerk — Technische Anlagen

Bauwerkskosten (KG 300 + 400), netto

KG 500 AuBenanlagen

KG 600  Ausstattung u. Kunstwerke (ohne 611/612)

KG 700 Baunebenkosten

Aufrundungsbetrag

| Gesamtbaukosten (KG 200 - 700), netto | 1|

Ausstattungskosten mit Nebenkosten (KG 611/612), netto
Aufrundungsbetrag
Ausstattungskosten mit Nebenkosten gerundet, netto

Nachrichtlich im Verwendungsnachweis netto zuziiglich nicht erstatteter Umsatzsteuer

Bauwerkskosten
Gesamtbaukosten
Ausstattungskosten mit Nebenkosten

*) Bauantrag / Zustimmung zum Baubeginn / Nachtrag / Verwendungsnachweis

Datum Datum

MPG-GV, Abteilung Ill: Aufgestellt MPG-GV, Abteilung Ill: Baufachlich festgestellt
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang A Checkliste

Formblatt "Nutzung skosten im Hochbau”

Max-Planck-Institut fir ...

Institut Baumaknshme BUKR JJJJ / Lfd. Nr.
NUTZUNGSKOSTEN IM HOCHBAU
Planungsdaten (DIN 276, 277, 18 960)
BRI a
z
m*MNFa 1-6 ™) Gt
Warmeleistung MW/ a Elektr. Anschlufileistung KW
Betriebskosten
N - netto netto . -
Kostengruppen Einheit | Kosten® KostenEinh. | KostervJahr Anteil | Verbr./Jahr | Verbrauch
gem. DIN 18 960 (Feb. 2008) ™ (€m*a) (€ Einh.) (€/a) vH) (Einh.ja} | (Einh./m=/a)
311 Abwasser m#
311 Wasser m#
315 Warme (Fernwarme) MWh
316 Kalte (Strom) MWh
316 Strom MWh
212-214,247, 212 [s0nst. Versorgung
320 Entsorgung
330/340 Reingung u. Pllege
350 Bedienung
350 Wartung und Inspektion
Summe 311 bis 350 100
360 Kontroll-, Sicherheitsdienste
Instandsetzungskosten
410 Instandsetzung Baukonstruk.
Machrichtliche Angaben der
420 Instandsetzung techn. Anlg. Personakosten bei Einsatz von
ver gs ei Personsal
430 Instandsetzung Aulienanig.
Bauunterhaltungskosten Summe 410-430 netto 0
Nutzungskosten Summe 311430 netto 0 €

*) nicht Zutreffen

des streichen

=) Gliederung der DIN 18960, Stand Februar 2008

100

Kapitalkosten

200 Objektmanagementkosten (Venwalfungskosten z.B.. Personal- und Sachkosten)

300
400

' Bruttosumme =

Betriebskosten
Instandsetzungskosten

netto + 19%

Daturn

MPG-GY, Alitei

lung 111 Aufgestelit

Daturn

MPG-GY, Abteilung 11l Baufachlich festgestelit
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang A Checkliste

Formblatt "Energiewirtschaftliche Gebaudekenndaten"

Max-Planck-Institut fur ...
Institut Baumalknahme BUKR JJJJ/ Lfd. Mr.

ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE GEBAUDEKENNDATEN

Nutzfliche a 1 -6 m2
davon **) Nutzflache a 1-6 mitRLT m?2

Verglasungsanteil (Angabe nur bei Neu- und Erweiterungsbauten)

verglaste Hallflache Eingangs- und ErschlieBungsbereich m?2

Gebaudehillflache m=

Kennwert verglaste Hiilllache Eingangs- und Erschlieungsbereich / Gebaudehillflache

Gesamt Warme- / Kalte- / Strombedarf (kW)
Norm-Warmebedarf/ Heizlast (DIN 4701)" Qy

Wamebedarf / Heizlast fur RLT-Anlagen (Gesamtvolumenstrom V = ... m¥s) QL

Kihllast nach VDI 2078 Qg

Strombedarf Qs
Spezifischer Wame- / Kélte- / Strombedarf (W /7 m3
Spezifischer Wamebedarf / Spezifische Heizlast Qn.-nris

Spezifischer Wamebedarf / Spezifische Heizlast fiur RLT-Anlagen™ Qua-uris

Spezifische Kuhllast™ Qi w16

Spezifischer Strombedarf Qq-nr1s

Hinweis.: Weitere Kenndaten, insbhesondere Warmedurchg ang skoeffizienten, siehe Warmebedarfsausweis und
Enemgiebedarfsausweis nach EnEV.

*) Sowelt fir Raume nicht RLT-Anlagen vorgesehen sind.
*=*) Nur fiir Raume, fir welche Lufterwarmung bzw. -kdhlung vorgesehen ist.

Datum Datum

MPG-GY, Abteilung I11: Aufgestellt MPG-GY, Abteilung I1l: Baufachlich festgestelit
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang B Prufvermerk

Priufvermerk Bau-Berichterstatter

zu den MalBnahmen der MPG
Alternativen kursiv

MaRnahme

Bezeichnung der BaumalRhahme bzw. eines Vertrags nach Nr. 12 (6) BewGr-MPG
Baufachlich genehmigt durch MPG am:

Antrag MPG vom:

Art der Vorlage

Nr. 12 (2) BewGr-MPG — Bauantrag, Antragsunterlagen

Nr. 12 (3) BewGr-MPG — Antrag auf Zustimmung zum Baubeginn/Bauunterlagen
Nr. 12 (4) BewGr-MPG — Antrag auf Zustimmung zum Nachtrag

Nr. 12 (6) BewGr-MPG — Antrag auf Zustimmung zum Vertragsentwurf

Veranschlagung
Wirtschaftsplan 20.. der MPG, BUKR JJJJ/Ifd. Nr., Ansatz .......... €
Hinweis auf Abweichungen zur Vorlage, ggf. erlautern

Entscheidungen des Bau-Berichterstatters

Soweit vorhanden: Antrag der MPG an den Bau-Berichterstatter bzgl. Zustimmung zur Ausnahmerege-
lung — ohne Beteiligung der tbrigen Zuwendungsgeber —von Nr. 12 (2) Satz 2 BewGr-MPG (vorgezoge-
nes VOF-Verfahren oder vorgezogene Auslobung eines Wettbewerbs nach RPW) oder Nr. 12 (3) Satz 2
BewGr-MPG (vorzeitige Ausschreibung der Bauleistungen) oder Nr. 12 (4) Satz 4 ff. BewGr-MPG (Nach-
trag).

Vorangegangene Beschliisse

Soweit vorhanden: z.B. Zustimmung zum Bauantrag nach Nr. 12 (2) BewGr-MPG,
Zustimmung zum Baubeginn nach Nr. 12 (3) BewGr-MPG

bzw. Kontext zu Beschliissen zu anderen Baumal3nahmen herstellen

Kurzbeschreibung der Baumalinahme

Bedarfsauslosende Griinde, planerisches und bauliches Gesamtkonzept, Personal, Flachen, Kosten,
Verfahrensstand

alternativ: Vermerk zum Erwerb von grundstiicksgleichen Rechten, Erwerb von Grundsticken, Gebau-
den, baulichen Anlagen und Vertrage Uber Miet-/Ratenkauf oder Leasing von Immobilien mit Erwerbsop-
tion sowie der Abschluss von Miet- und Pachtvertréagen

Bewertung
Plausibilitat der Unterlagen, ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der geplanten Mal3nahme, Einhaltung

von Planungsparametern, bei Abweichungen von den Planungsparametern: Plausibilitéat der Begrindung

Beschlussvorschlag
(unter Angabe der Gesamtbau- und Ausstattungskosten — netto (gerundet) ...€

Unterschriften HIS-HE und Bau-Berichterstatter
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG

Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Zwischennachweis 20.. in €

zur BaumalRnahme der MPG

MPI far
Institut BaumaRnahme BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

Beschlisse und Finanzierung

Gesamtbaukosten

Beschluss gemah vom Drs. Genehmigte davon Grundfinan- | davon Teil-

Gesamtbaukosten | zierung Sonderfinanzierung
Bund und Lé&nder durch ..o,

Nr. 12 (2) BewGr-MPG

Nr. 12 (3) BewGr-MPG

Nr. 12 (4) BewGr-MPG
Ausstattungskosten

Beschluss geman vom Drs. Genehmigte davon Grundfinan- | davon Teil-

Ausstattungskosten | zierung Sonderfinanzierung
Bund und L&nder durch ........oceee,

Nr. 12 (2) BewGr-MPG

Nr. 12 (3) BewGr-MPG

Nr. 12 (4) BewGr-MPG
Zahlenmaliger Nachweis
Grundfinanzierung Bund und Lander

Ist Vorjahre Soll 20 Ist 20 Ist gesamt
(Ist Vorjahre plus
Ist Abrechnungsjahr)

Gesamtbaukosten: (netto) (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten: (netto) (netto) (netto) (netto)
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG

Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Ist-Ausgaben (Teil-)Sonderfinanzierung durch ............

Erhaltene Mittel aus Vor- Ist Vorjahre Kassenbestand
jahren 31.12. Vorjahr
Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto)
Kassenbestand Erhaltene Mittel Ist Kassenbestand
01.01.20 20 20 31.12.20
Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto) (netto)
Erhaltene Mittel gesamt Ist gesamt
Gesamtbaukosten (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto)
Soll 20 Bewilligte Mittel fir 20 | Insgesamt bewilligte
laut Bescheid Mittel laut Zuwen-
(siehe Anlage) dungsbescheid
Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto)
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Sachbericht

Angaben zum Stand Bauplanung, Baufortschritt, zu Abweichungen von den Bauunterlagen
Hinweis auf Antrage der MPG an den Bau-Berichterstatter bzgl. Zustimmung zur Ausnah-
meregelung — ohne Beteiligung der tbrigen Zuwendungsgeber — von Nr. 12 (2) Satz 3 Be-
wGr-MPG (vorzeitiger Architektenwettbewerb) oder Nr. 12 (3) Satz 2 BewGr-MPG (vorzeitige
Ausschreibung der Bauleistung) oder der Nr. 12 (4) Satz 4 ff. (Nachtrag) BewGr-MPG etc.

Voraussichtlicher Ubergabetermin: (Monat) (Jahr)

Ort, Datum MPG-GV, Abteilung Il

Bemerkungen der Zuwendungsgeber

Die verwaltungsmangige Prufung wird nach Ausschodpfung aller vertretbaren Prifungsmog-
lichkeiten mit dem Ergebnis abgeschlossen:

(Die Zuwendungen von Bund und Landern zur o. g. Baumalnahme (institutionelle Férde-
rung) der MPG sind zweckentsprechend verwendet worden.)

Die Prifungsrechte der Rechnungshofe werden hierdurch nicht berihrt.

rechnerisch richtig sachlich richtig

Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift

(Name, zustandiges Bundesressort oder (Name des zustandigen Bau-Berichterstatters,
alternativ bei 100 % Sonderfinanzierung Behorde/Land)

Name, zusténdige Behorde des Bundes
oder Landes)
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Verwendungsnachweis 20.. in €
zur BaumalRnahme der MPG

MPI far

Institut BaumafRnahme

BUKR JJJJ/Lfd. Nr.

Beschlisse und Finanzierung

Gesamtbaukosten
Beschluss gemah vom Drs. Genehmigte davon Grundfinan- | davon Teil-
Gesamtbaukosten zierung Sonderfinanzierung
Bund und Lé&nder durch ................

Nr. 12 (2) BewGr-MPG

Nr. 12 (3) BewGr-MPG

Nr. 12 (4) BewGr-MPG
Ausstattungskosten

Beschluss gemah vom Drs. Genehmigte davon Grundfinan- | davon Teil-

Ausstattungskosten | zierung Sonderfinanzierung
Bund und Lé&nder durch ................

Nr. 12 (2) BewGr-MPG

Nr. 12 (3) BewGr-MPG

Nr. 12 (4) BewGr-MPG
Zahlenmafiger Nachweis
Grundfinanzierung Bund und Lander

Ist Vorjahre Soll 20 Ist 20 Ist gesamt
(Ist Vorjahre plus
Ist Abrechnungsjahr)

Gesamtbaukosten: (netto) (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten: (netto) (netto) (netto) (netto)
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG

Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Ist-Ausgaben (Teil-)Sonderfinanzierung durch ............

Erhaltene Mittel aus Vor- Ist Vorjahre Kassenbestand
jahren 31.12. Vorjahr

Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto)

Kassenbestand Erhaltene Mittel Ist Kassenbestand

01.01.20 20 20 31.12.20
Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto) (netto)
Erhaltene Mittel gesamt Ist gesamt
Gesamtbaukosten (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto)
Soll 20 Bewilligte Mittel fir 20 | Insgesamt bewilligte
laut Bescheid Mittel laut Zuwen-
(siehe Anlage) dungsbescheid

Gesamtbaukosten (netto) (netto) (netto)
Ausstattungskosten (netto) (netto) (netto)
Gesamtbaukosten
Soll-Ist-Vergleich Kosten und Flachen anhand Formblatt "Planungs- und Kostendaten" — sie-
he Anlage
Ausstattungskosten

Soll-Ist-Vergleich Kosten
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Sachbericht

Eingehende Darstellung der Durchfihrung der BaumafRnahme vom Bauantrag bis zur Uber-
gabe (Evaluation der BaumaRnahme mit Angaben zur Ubereinstimmung von Ausfiihrung mit
der der Zustimmung der Zuwendungsgeber nach Nr. 12 (2) bis (4) zugrundeliegenden Pla-
nung, zum zeitlichen Ablauf, zu den Grunden fir evtl. Stérungen im Bauablauf, zu techni-
schen Besonderheiten, zu evtl. Insolvenzen von Auftragnehmern, zu strittigen Vergabever-
fahren u. a.).

Hinweis auf Antrage der MPG an den Bau-Berichterstatter bzgl. Zustimmung zur Ausnah-
meregelung — ohne Beteiligung der Ubrigen Zuwendungsgeber — von Nr. 12 (2) Satz 3 Be-
wGr-MPG (vorzeitiger Architektenwettbewerb) oder Nr. 12 (3) Satz 2 BewGr-MPG (vorzeitige
Ausschreibung der Bauleistungen) oder Nr. 12 (4) Satz 4 ff. (Nachtrag) BewGr-MPG.
Vertrage, die bis zur Vorlage des VN ausnahmsweise noch nicht abgerechnet werden konn-
ten (z.B. bei Streitfallen oder bei Restarbeiten), sind anzugeben.

Mitzuteilen ist auch, ob und wann Teillibergaben stattgefunden haben.

Ubergabetermin: (Tag) (Monat) (Jahr)

Es wird erklart, dass

die in den Bauplanen enthaltenen Angaben mit der Ortlichkeit tibereinstimmen,

die bauaufsichtlichen und sonstigen Bedingungen und Auflagen beachtet,

die Kosten notwendig waren,

wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist,

die Angaben mit den Blchern und ggf. den Belegen lbereinstimmen,

die vorgeschriebenen Prifungen bzw. Gebrauchsabnahmen durchgefihrt, die Bedingungen
und Auflagen eingehalten wurden und die Angaben Uber die BaumalRnahme, ihre Kosten
und die Finanzierung vollstandig und belegt sind.

Zu ihrer Nachprifung stehen die Unterlagen einschlie3lich Baurechnung mit Belegen zur
Verfligung.

Ort, Datum MPG-GV, Abteilung Il
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Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG
Leitfaden /Anhang C Zwischen-/ Verwendungsnachweis

Bemerkungen der Zuwendungsgeber

Die verwaltungsmagige Prufung wird nach Ausschdpfung aller vertretbaren Prifungsmog-
lichkeiten mit dem Ergebnis abgeschlossen:

(Die Zuwendungen von Bund und L&ndern zur o. g. Baumalinahme (institutionelle Foérde-
rung) der MPG sind zweckentsprechend verwendet worden.)

Die Prifungsrechte der Rechnungshdéfe werden hierdurch nicht berthrt.

rechnerisch richtig sachlich richtig

Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift

(Name, zustandiges Bundesressort oder (Name des zustandigen Bau-Berichterstatters,
alternativ bei 100 % Sonderfinanzierung Behorde/Land)

Name, zusténdige Behorde des Bundes
oder Landes)
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13.

(1)

)

®3)

(4)

(®)

Nr. 13 BewGr-MPG

Antragsgemeinschaft

Erganzende Regelungen fur das MPI fir Kohlenforschung und das MPI fur Eisen-
forschung GmbH

Max-Planck-Institut fir Kohlenforschung

Die Bewirtschaftungsgrundsatze sind im Teilwirtschaftsplan entsprechend anzuwen-
den.

Das Stiftungsvermégen des MPI fur Kohlenforschung wird abweichend von Absatz (1)
unter Beachtung des Nordrhein-Westfalischen Stiftungsgesetzes, der Satzung und der
dazu zugrunde liegenden Statuten wie ein Bundesbetrieb nach § 26 BHO verwaltet.
Eine Ubersicht tiber den Wirtschaftsplan des BHO-Betriebes ist in die Erlauterungen
des Teilwirtschaftsplans aufzunehmen.

Die Zufuhrung der Ertragsiberschisse zum Zieglerfonds ist in dem steuerlich zulassi-
gen Umfang maoglich.

Uberschiusse des BHO-Betriebes dienen zur Finanzierung der Forschungsaufgaben
und sind im Teilwirtschaftsplan zu veranschlagen. Uber die Veranschlagung hinausge-
hende Uberschiisse, die nicht gemaR Abs. 3 verwendet werden, dienen zur Verstar-
kung der Aufwendungen des Teilwirtschaftsplans im selben, spatestens innerhalb der
steuerliche geltenden Fristen (derzeit im zweiten darauffolgenden Jahr).

Ubergangsregelungen:

Fur vor dem 01.01.1995 eingestellte Mitarbeiter mit Versorgungszusagen erfolgen die
Versorgungszahlungen aus dem Stiftungsvermdgen im Rahmen des BHO-Betriebes.

Nr. 9 der BewGr-MPG gilt nicht fiir die bis zum Stichtag 01.01.1995 nach dem Hausta-
rif der Stiftung bezahlten Mitarbeiter. Die Differenz zwischen den tatsachlich gezahlten
und den nach BBesO bzw. TV6D zu zahlenden Entgelten ist aus dem BHO-Betrieb zu
finanzieren und dort nachzuweisen. Fir die Differenzberechnung werden der Teilstel-
lenplan und die tatsachliche Stellenbesetzung zugrunde gelegt, auf den die fur die
Veranschlagung der Personalaufwendungen der MPG (Rechtstréger e.V.) mal3gebli-
chen NN-Werte einschliellich Tarifsteigerung angewandt werden. Diese Regelung gilt
bis zum Auslaufen der Altfélle.

Im Ubrigen gilt die Nr. 9.7 Abs. 1, 2 sowie 3, 3. Spiegelstrich BewGr-MPG fir das MPI
fur Kohlenforschung entsprechend.
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(6)

b)

(1)

)

®3)

Nr. 13 BewGr-MPG

Der Verwendungsnachweis fiir die beanspruchten Zuwendungen des Bundes und der
Lander umfasst den Jahresabschluss, die Haushaltsvergleichsrechnung des MPI und
den Prifbericht des Abschlussprifers. Der Verwendungsnachweis ist der MPG
(Rechtstrager e.V.) so rechtzeitig zuzuleiten, dass der Verwendungsnachweis gegen-
Uber Bund und Landern zum 30.06. des folgenden Jahres fertig gestellt werden kann.

Max-Planck-Institut fir Eisenforschung GmbH

Fur die Ermittlung und Abgrenzung des Zuwendungsbedarfs gegeniber dem Finanzie-
rungsbeitrag des anderen Gesellschafters der GmbH im Rahmen der Férderung nach
8 1 AV-MPG ist der Finanzierungsvertrag i.d.F. vom 08.10.2002 anzuwenden mit der
Mafgabe, dass bis zu 50 % als Finanzierungsanteil der MPG (Rechtstrager e.V.) aus
Zuwendungen von Bund und Landern bereitgestellt werden konnen. Die Gesellschafter
kénnen davon unabhangig nach 8§ 2 des Finanzierungsvertrages Sondermittel bereit-
stellen.

Die MPG stellt Anpassungen der in § 4 des Finanzierungsvertrages vorgesehenen
Bewirtschaftungsgrundséatze an diese Bewirtschaftungsgrundsatze spatestens durch
Beschluss der Gesellschafter in der jahrlichen ordentlichen Gesellschafterversamm-
lung sicher.

Der Verwendungshachweis gemall 8 5 des Finanzierungsvertrages ist der MPG

(Rechtstrager e.V.) so rechtzeitig zuzuleiten, dass der Verwendungsnachweis gegen-
Uiber Bund und Landern zum 30.06. des folgenden Jahres fertig gestellt werden kann.
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Nachweise
Jahresabschluss und Verwendungshachweis

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der MPG e. V. sind in entsprechender An-
wendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fir grof3e Ka-
pitalgesellschaften unter Bertcksichtigung der vereinsrechtlichen Regelungen und Be-
sonderheiten aufzustellen und zu prifen. Die Jahresabschlisse der anderen Gesell-
schaften der Antragsgemeinschaft sind nach den fiir sie geltenden gesetzlichen Rege-
lungen bzw. deren Satzung aufzustellen und zu prifen.

Die Jahresabschliisse nach Absatz 1 sowie die zweckentsprechende und wirtschaftli-
che Verwendung der Zuwendungsmittel von Bund und Landern (gemaR Fragenkatalog
der Anlage a zu Nr. 14 (2) BewGr-MPG) wird durch Wirtschaftspriifer geprift. Die Wahl
der Abschlussprifer erfolgt gemal § 53 HGrG i.V.m. § 68 Abs. 1 Satz 2 BHO. Das
Grundsatzpapier zu WP-Ausschreibungen bei institutionell geforderten Einrichtungen
(siehe Anlage b zu Nr. 14 (2) BewGr-MPG) ist bei der Antragsgemeinschaft anzuwen-
den. Die auf dieser Basis durchzuflihrende Bewertung des Ausschreibungsergebnisses
wird dem fachlich zustandigen Bundesressort zur Prifung der Ordnungsmafigkeit des
Auswahlverfahrens zur Bestatigung vorgelegt. Dieses berichtet hieriiber in den Gremi-
en der GWK den Ubrigen Zuwendungsgebern.

Es besteht bei der Vergabe von Wirtschaftspriiferleistungen Ausschreibungspflicht.
Statt jahrlicher Ausschreibungen kénnen Rahmenvereinbarungen mit einer Laufzeit bis
zu vier Jahren vereinbart werden, die ohne Rechtsanspruch des Auftragnehmers eine
wiederholte Bestellung vorsehen. Bei einer Wiederbestellung des Abschlusspriifers ist
eine entsprechende Anwendung des 8§ 319 a Abs. 1 Nr. 2-4 HGB vertraglich zu verein-
baren.

Unabhéangig von einer gesetzlichen Publizitatspflicht verpflichtet sich die MPG e. V. die
handelsrechtliche Rechnungslegung (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung (GuV), An-
hang, Lagebericht und Bestéatigungsvermerk) offentlich zuganglich zu machen. Die
Jahresabschliisse der anderen Gesellschaften der Antragsgemeinschaft sind nach den
fur sie geltenden gesetzlichen Regelungen bzw. deren Satzung offenzulegen.

Der zahlenmafige Verwendungsnachweis wird aus vier testierten Jahresabschlissen
bzw. Teil-Jahresabschlissen erbracht:
e Jahresabschluss des MPG e.V. einschlie3lich des "Nicht aus offentlichen Mit-
teln finanzierten Vermogens"
e separierter Teil-Jahresabschluss des rechtlich unselbstandigen IPP
e Jahresabschluss des MPI fir Eisenforschung GmbH (rechtlich selbstandig)
e Jahresabschluss des MPI fur Kohlenforschung Stiftung (rechtlich selbstandig).

Die Abrechnung der Zuwendung wird durch das Grundkonzept des Rechnungswesens
— zunéachst nur fir MPG e. V. (ohne IPP) — sichergestellt, in dem sowohl die Belange
des Zuwendungsrechtes als auch des Handelsrechts berticksichtigt werden. Die buch-
halterische Erfassung sowohl nach zuwendungsrechtlichen als auch nach handels-
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rechtlichen Aspekten geschieht in einem einheitlichen System als ein (buchungstech-
nisch) geschlossener Vorgang. Die Trennung dieser Sphéren geschieht durch die EDV
und schlagt sich im Berichtswesen nieder. Die Sphare GuV-Basis beinhaltet die zu-
wendungsrelevanten, kurzfristig liquiditatswirksamen Ertrage und Aufwendungen und
spiegelt insofern die Wirtschaftsplandaten auf Ist-Basis wieder. Die Sphare des GuV-
Jahresabschlusses beinhaltet alle weiteren Grof3en (z.B. nicht kurzfristig liquiditats-
wirksamen Aufwendungen und Ertrage, erforderliche Periodenabgrenzungen und wei-
tere Buchungen) die fir die Ordnungsmafiigkeit des handelsrechtlichen Jahresab-
schlusses von Bedeutung sind. Beide Sphéaren zusammen bilden die integrierte, auf
handelsrechtlichen Grundséatzen basierende GuV, damit das angestrebte Ziel - eine
Verbesserung der Aussagekraft des Jahresabschlusses zum True and fair View - er-
reicht werden kann.

Die MPG legt gemald Nr. 7.1 ANBest-I des Bundes fur das abgelaufene Kalenderjahr
den zu erstellenden Verwendungsnachweis fur die MPG (Rechtstrager e. V. ohne IPP)
und fir die nach 8 1 Abs. 2 AV-MPG gefdrderten rechtlich selbststandigen Einrichtun-
gen (Antragsgemeinschaft) dem fachlich zustandigen Bundesressort jahrlich zum
30.06. des darauf folgenden Jahres gemalR Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG vor. Die-
ses prift den Verwendungsnachweis fir Bund und Lander und legt das Ergebnis der
Prifung dem Ausschuss der GWK vor.

Hierin enthalten sind auch die Verwendungsnachweise fir alle GroRen Baumalnah-
men — nebst Ausstattungskosten. Die MPG hat die Aufwendungen innerhalb eines hal-
ben Jahres nach der Ubergabe des Bauwerks / der baulichen Anlage an den Nutzer
abzurechnen und den Verwendungsnachweis fur die Baumalnahme im nachsten Ver-
wendungsnhachweis der MPG (30.06.) vorzulegen. Fir die laufenden Baumaflinahmen
sind jahrlich Zwischennachweise — nebst Ausstattungskosten — vorzulegen. Zwischen-
und Verwendungsnachweise fir Baumafinahmen sind entsprechend dem Muster - sie-
he Leitfaden, Anlage zu Nr. 12 BewGr-MPG/Anhang C - zu erstellen.

Alle Berichte - unabhangig von der Terminvorgabe - sind Bestandteil des Verwen-
dungsnachweises. Die Berichte sind dem Biiro der GWK und dem fachlich zustandigen
Bundesressort vorzulegen. Dieses priift und berichtet in den Gremien der GWK.

Die zur Wirtschaftsplanberatung im Friihjahr eines Jahres vorzulegenden Berichte /
Unterlagen ergeben sich aus der Anlage zu Nr. 3 (9) BewGr-MPG (Band | des Wirt-
schaftsplans).

Mit dem Verwendungsnachweis, fallig zum 30.06. eines Jahres, werden die Berichte
und Unterlagen nach Anlage zu Nr. 14 (6) BewGr-MPG Ubersandt.

Im Ubrigen sind folgende Berichte / Unterlagen vereinbart:
o Regelmé&Rig zum 31.03. eines Jahres:
- Berichte gemaf Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-MPG uber die Vergabe der Son-

derzahlungen
- Bericht gemaf Nr. 10.2 BewGr-MPG uber die Férderung der Doktoranden
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- Bericht gemal3 Nr. 8 (7) BewGr-MPG Uber die Anwendung der Leistungshono-
rierung.

Bis Ende 2018 erfolgt eine Evaluation der Vergabepraxis der Sonderzahlungs-
grundséatze auf der Grundlage der im Rahmen des in der Erméchtigung vorgese-
henen Berichtswesens erhobenen Daten(Nr. 4.1 der Anlage zu Nr. 8 (3) BewGr-
MPG).

Gesamtbericht zum Fundraising gemaf Nr. 6.3 BewGr-MPG zum 2. Halbjahr
2015 uber die Jahre 2012 bis 2014.

Bericht bis Ende 2016 Uber die Weiterentwicklung der Forderung des Max
Planck Florida Instituts mit einer perspektivischen Begriindung der Finanzierung
ab 2018.

Bericht zum 31.12.2019 Uber die Erfahrungen mit dem Personalgewinnungsmo-
dell der dualen praxisintegrierten und der dualen ausbildungsintegrierten Studi-
engange.

Zweckgebundene Zuwendungen oder Auftrage Dritter werden gesondert nachgewie-

sen.
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Fragenkatalog:
Feststellungen der Wirtschaftspriifer zur zweckentsprechenden und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Zuwendungsmittel durch die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) im Rahmen der
Jahresabschlusspriifung

I. Rahmenbedingungen (Vorgaben der Zuwendungsgeber als Grundlagen fur die Pru-
fung)

1.  Wirtschaftsplan, einschlieRlich einrichtungsspezifischer Bewirtschaftungsgrundséatze
2.  ANBest-I des Bundes sowie die Ubrigen Bundesregelungen, die Anwendung finden

3. Einzelregelungen der Zuwendungsbescheide des Bundes und der Lander

II. Prifungsfeststellungen

1. Einhaltung der Zweckbindung
Wurden die Zahlen zur Erstellung des Lageberichts zutreffend aus dem Jahresab-
schluss bzw. den zugrunde liegenden Daten der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR)
abgeleitet?

2. Ausfuhrung des Wirtschaftsplans

a) In welcher Hohe wurde Deckungsfahigkeit i. S. d. Nr. 5 (2) BewGr-MPG in An-
spruch genommen?

b) In welcher Hohe wurden Selbstbewirtschaftungsmittel gem. Nr. 5 (3) BewGr-MPG
gebildet und /oder Mittel nach anderen haushaltsrechtlichen Grundlagen in das
Folgejahr tbertragen?

c) Stand die Verwendung von Mehreinnahmen im Einklang mit der Erfullung sat-
zungsgemalfer Aufgaben (Nr. 5 (4) BewGr-MPG)?

3. Angemessenheit der Kassenhaltung

a) Wurden im Rahmen des Mittelabrufverfahrens die entsprechenden Nebenbestim-
mungen (BNBest-Abruf) eingehalten?

b) Wurden die Vorgaben der Zuwendungsgeber zur unterjahrigen Liquiditatsvorsorge
(tagesdurchschnittlich max. 1% des Wirtschaftsplanvolumens) beachtet? Falls
nicht, worin lagen die Ursachen hierfir?

c) Waren per 31.12. des Berichtsjahres Kassenbestande vorhanden? Falls ja, in wel-
chem Umfang waren diese der institutionellen Foérderung des Bundes und der
Lander zuzuordnen?

4. Personalausgaben
a) In welchem Verhéltnis stehen

- die Ist- Ausgaben fiir unbefristete Personalvertrdge zu den Ist-Ausgaben fur be-
fristete Personalvertrage?

- die Ist-Ausgaben fur Personal zu den Gesamtausgaben (im Ist)?

- die Ist-Ausgaben fir institutionelles Personal zu den Gesamtausgaben des in-
stitutionellen Haushaltes (im Ist)?

Wie ist die Entwicklung dieser Anteile im Vergleich zum Vorjahr zu beurteilen?
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b) Wurde das Besserstellungsverbot (z.B. im Hinblick auf ggf. bestehende Betriebs-
vereinbarungen) eingehalten? Lagen in den Fallen, in denen ggf. von einer Aus-
nahmeregelung nach Nr. 8 (4) oder/und Nr. 9.8 BewGr-MPG Gebrauch gemacht
wurde, die einschlagigen Voraussetzungen vor und ist die Finanzierung aus nicht
offentlichen Zuwendungen erfolgt?

c) lIst ein Abbau bezahlter Uberstunden erfolgt und falls ja, in welchem Umfang? Falls
nicht, worin lagen die Griinde hierftir?

d) Liegen fur alle Arbeitsplatze tariflich bewertete aktuelle Stellenbeschreibungen
vor?

Einhaltung der Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid

a) Wourden die besonderen Nebenbestimmungen zur Beschaffung und Nutzung von
Dienstkraftfahrzeugen und zur Beschaffung von Geschéftszimmerausstattung ein-
gehalten?

b) Hat die Einrichtung Einsparmdglichkeiten bei Reisekosten genutzt und falls ja, wel-
che?

c) Hat die Einrichtung Mittel zur ErschlieBung oder zum Erhalt von Kinderbetreu-
ungsangeboten verausgabt und falls ja, wie viele Betreuungsplatze wurden hier-
durch gesichert? Haben sich die begunstigten Beschéftigten angemessen an den
Kosten der Kinderbetreuung beteiligt?

d) Wurden im Berichtsjahr Leasing-, Mietkauf- und &hnliche Vertrage abgeschlossen
und lagen hierfur entsprechende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor?

e) Welche MaRnahmen hat die Einrichtung zur Umsetzung der Richtlinie der Bundes-
regierung zur Korruptionspravention ergriffen und werden diese als ausreichend
bewertet? Sind Im Berichtsjahr Falle von Korruptionsgefahr und / oder Interessen-
kollisionen aufgetreten? Falls ja, welche Konsequenzen wurden von der Einrich-
tung hieraus gezogen?

f)  Wurden im Berichtsjahr mit 6ffentlichen Mitteln Grundstiicke bzw. Immobilien er-
worben oder aus 6ffentlichen Mitteln finanzierte Grundstucke bzw. Immobilien ver-
auRert und lag hierfiir im Einzelfall ggf. die erforderliche Zustimmung der Zuwen-
dungsgeber vor?

g) Welche Versicherungen hat die Einrichtung abgeschlossen und entsprechen diese
der Erméachtigung nach Nr. 6.6 BewGr-MPG?

h) Hat die MPG die spezifischen Regelungen der Nr. 12 BewGr-MPG zum verein-
fachten Bauverfahren eingehalten?

Einhaltung der Vorgaben fir die Weiterleitung von Zuwendungen (MPG als Erst-

empfanger einer von ihr weiterzuleitenden Zuwendung)

a) Wurden vom Letztempféanger alle félligen Zwischen- bzw. Verwendungsnachweise
vorgelegt bzw. angefordert?

b) Hat die MPG diese Nachweise zeithah geprift und ggf. entsprechende Konse-
guenzen aus den Ergebnissen dieser Prifungen gezogen?
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Feststellungen im Rahmen der Prifung gem. § 53 HGrG
Hat die Prifung der Ordnungsmanigkeit der Geschéftsfiihrung Anhaltspunkte ergeben,

die méglicherweise zu zuwendungsrechtlichen Konsequenzen fithren?

Ergebnis der Prufung der zweckentsprechenden und wirtschaftlichen Verwen-
dung der Zuwendungsmittel (als zusammenfassende Wirdigung mit Darstellung
im Berichtsteil)
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Grundsatzpapier zu WP-Ausschreibungen bei institutionell geférderten Forschungs-
einrichtungen

Vergabeverfahren
Die Vergabe ist gemall VOL/A durchzufihren, da die Leistung ,Jahresabschlussprifung®
vorab eindeutig und erschopfend im Sinne von § 1 VOL/A beschrieben werden kann.

Die Entscheidung fur ein bestimmtes Vergabeverfahren gemafll VOL/A obliegt jeweils der
ausschreibenden Einrichtung; sie ist in jedem Einzelfall mit Begriindung zu dokumentieren.

Leistungsumfang

Gegenstand und Umfang der Prifung bestimmen sich nach § 317 HGB sowie nach § 53
Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) und den hierzu vom Bundesminister der Finanzen im
Ministerialblatt vom 15.05.2001 verdffentlichten ,Grundsatzen fir die Prifung von Unterneh-
men nach § 53 HGrG* (Anlage zur VV Nr. 2 zu § 68 BHO) sowie des aktuellen Fragenkata-
loges hierzu nach IDW Prifungsstandard (IDW PS 720). Als Grundlage fur die Verwen-
dungsnachweisprifung der Zuwendungsempfanger ist dariiber hinaus ist die zweckentspre-
chende und wirtschaftliche Verwendung der Zuwendungsmittel zu prufen.

Im Rahmen der Jahresabschlussprifungen soll der Prifer fir ad-hoc-Beratungen in pri-
fungsrelevanten Fragestellungen des Rechnungswesens und des internen Kontrollsystems
im Sinne eines ganzheitlichen Beratungsansatzes zur Verfligung stehen. Dieser Punkt wird
ausschlie3lich in die Leistungsbeschreibung aufgenommen und nicht in den Katalog der
Wertungskriterien.

Leistungsbeschreibung
Die Leistungsbeschreibungen sind von den Einrichtungen auf der Basis des hier festgelegten
Leistungsumfanges zu erstellen. Ergédnzend hierzu sollen den Anbietern in den Verdin-
gungsunterlagen aussageféahige Informationen zur Angebotserstellung Ubermittelt werden,
um hinreichend vergleichbare Angebote zu erhalten.
Dazu zahlen insbesondere:

- aktuelle Geschéftsberichte

- sowie der Prifungsbericht des vorangegangenen Wirtschaftsjahres.

Kriterien zur Prifung der Eignung:
aa) Leistungsfahigkeit:
e Anzahl der Mitarbeiter
e Umsatz in den letzten drei Geschaftsjahren
e Anzahl der verfigbaren DV-Spezialisten
¢ Sichere Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift
bb) Fachkunde:
e Erfahrungen bei staatlich finanzierten Einrichtungen
e Entsprechende Referenznachweise
e Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich der
EnterpriseResourcePlanning-Systeme
cc)  Zuverlassigkeit
e Zulassung im Sinne der Wirtschaftspruferordnung (WPO) in Deutschland
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Zuschlagskriterien:
e Preis im Sinne eines Festpreises im Rahmen der Berufsordnung (8 27 BS
WP/VBP), einschlie3lich Nebenkosten (Gewichtung: 45%)

e Zusammensetzung und Qualifikation des Prufungsteams, einschlie3lich Dar-
stellung des Mengengerustes (geschatzter Zeitaufwand in Stunden), differen-
ziert nach Mitarbeiterqualifikation und Art der Tatigkeit. Bei der Bewertung
sind hier auch die veranschlagten (gewichteten) Gesamtstunden zu berick-
sichtigen. (Gewichtung: 35%)

e Prufungsansatz und Methodik (Gewichtung: 20%).
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Unterlagen zum Verwendungsnachweis:

Berichte Uber die Prifung des Jahresabschlusses:

o MPGe.V.

o MPI fur Eisenforschung (GmbH - rechtlich selbstéandig)

o MPI fur Kohlenforschung (Stiftung - rechtlich selbstandig)
Tatigkeitsbericht (Jahrbuch und Jahresbericht)
Zahlenmé&Riger Verwendungsnachweis der Antragsgemeinschaft aus drei testierten
Jahresabschliissen bzw. Teil-Jahresabschlussen:

e Jahresabschluss des MPG e.V. einschlie3lich ,Nicht aus 6ffentlichen Zuwen-

dungen finanziertes Vermogen*
e Jahresabschluss des MPI fur Eisenforschung (GmbH - rechtlich selbsténdig)
e Jahresabschluss des MPI fir Kohlenforschung (Stiftung - rechtlich selbstéan-
dig)

Zusammenstellung der Ergebnisse der Zuwendungsabrechnung fir die Antragsge-
meinschaft
Zusammenstellung der Ruckforderung / -zahlungen mit Angabe des Instituts / der Ein-
richtung, Grund und Hohe der Riickzahlung
Tabelle zur Aufteilung der Landeranteile aufgrund des Jahresabschlusses
Bericht tUiber alle Projekte des Lead Discovery Center (LDC) — inhaltlich und finanziell —
sowie Darstellung aller Unterauftrage
Pruffahige Unterlagen zu den Teilsonderfinanzierungen der Lander fir Baumaflinahmen
Bericht der MPG nach Nr. 6.3 BewGr-MPG (Fundraising)
Bericht gemal? Anlage zu Nr. 8 (1) BewGr-MPG (Verlangerung der Dienstzeit von Wis-
senschaftlichen Mitgliedern tber die Regelaltersgrenze hinaus).
Bericht gem&R Nr. 4 des Anhangs zur Anlage zu Nr. 8 (2) BewGr-MPG (Entwicklung
Personalausgaben).
Bericht gemal Nr. 8 (4) BewGr-MPG (Gewahrung von Gehéltern oder Gehaltsbestand-
teilen)
Darlegung der abgeschlossenen Sozialplane und der gewahrten Abfindungen (Nr. 9.2
BewGr-MPG)
Bericht der MPG gemalf Nr. 9.7 BewGr-MPG (Ausnahmen vom Besserstellungverbot)
Bericht gemaf Nr. 11 (10) BewGr-MPG lber die wirtschaftliche Entwicklung sowie die
Verkaufsaussichten/Risiken der zum Zweck des Wissens- und Technologietransfers
gehaltenen Beteiligungen gemalR Anlage 1 BewGr-MPG in Verbindung mit Nr. 3 der
Leitlinien des BMBF zur Beteiligung an Ausgrindungen zum Zwecke des Wissens- und
Technologietransfers.

Laut diesen Leitlinien gilt Folgendes:

"3. Beteiligungscontrolling

Die Forschungseinrichtungen mussen Uber ein gemeinsam mit den Aufsichtsgremien
auf der Grundlage dieser Leitlinien entwickeltes Beteiligungscontrolling verfligen, das
folgende Eckpunkte beriicksichtigt:

a) Den Aufsichtsgremien ist jahrlich ein Bericht vorzulegen, der Giber Hohe und Art

der Beteiligung, Bezeichnung des Unternehmens und seiner Rechtsform sowie
Zeitpunkt des Beginns und voraussichtliche Dauer der Beteiligung informiert. Der
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Bericht sollte Angaben Uber die Ertrdge der Beteiligungsverwaltung sowie deren
Verwendung enthalten und die Beteiligungen einschliefilich ihrer Risiken bewer-
ten.

b)  Den Aufsichtsgremien ist ein uneingeschranktes Auskunftsrecht in allen Beteili-
gungsangelegenheiten einzuraumen.

c) Eineinterne Clearingstelle (z.B. Innenrevision) sollte bereits im Vorfeld beauftragt
werden, die missbrauchliche Inanspruchnahme 6ffentlich finanzierter Leistungen
durch ein internes Controlling mit entsprechenden Verfahren zu verhindern. Ins-
besondere mussen Interessenkollisionen vermieden werden, indem beispielswei-
se Mitarbeiter, die an Ausgrindungen beteiligt oder im Rahmen von Nebentatig-
keit fur ausgegriindete Unternehmen tétig sind, von Auftragen an diese Unter-
nehmen ausgeschlossen werden."

Zwischen- bzw. Verwendungsnhachweise zu den Baumaf3hahmen entsprechend Nr. 4

des Leitfadens/Anhang C zu Nr. 12 BewGr-MPG

- 138 -



	I.  Allgemeines
	1. Förderung und Verfahren
	2. Aufteilung/Abrechnung der Grundfinanzierung (Bund-Länder-Abrechnung)
	II. Finanzierung
	3. Rahmenbedingungen und Veranschlagung
	Nebenbestimmungen und Vereinbarungen
	Struktur des Wirtschaftsplans der Antragsgemeinschaft

	4. Rechnungswesen
	5. Ausführungsgrundsätze  zur Finanzierung
	6. Besondere Ausführungsgrundsätze
	6.1 Vergaberegelungen
	6.2 Internationalisierung
	6.3 Fundraising
	6.4 Betreuung nicht schulpflichtiger Kinder
	6.5 Sitzungsgelder, Gutachterhonorar
	6.6 Versicherungen
	6.7 Max-Planck-Innovation GmbH
	6.8 Öffentlichkeitsarbeit
	6.9 Eigenregiekantinen
	6.10 Weiterleitungen von Zuwendungen

	III. Personal
	7. Allgemeines
	Muster Stellenübersicht (Anlage zum Wirtschaftsplan)
	Richtlinie der Antragsgemeinschaft der MPG für die Vergabe und Bewertungsmaßstäbe zur Ausbringung von Stellen der Besoldungsgruppe W 3 sowie zur Ausbringung und Hebung von Stellen der Besoldungsgruppe B der Bundesbesoldungsordnung

	8. Grundsätze der Vergütung und Versorgung
	Grundsätze für den Abschluss beamtenrechtsähnlicher Verträge
	Grundsätze für die Anwendung der Professorenbesoldung des Bundes (W-Grundsätze MPG)
	Außertarifliche Sonderregelungen in Ergänzung des TVöD (Bund)
	- Grundsätze für Sonderzahlungen
	Hinweise zur Umsetzung
	Übertarifliche Sonderregelungen für Vorzimmerkräfte
	Bericht über die Anwendung der Leistungshonorierung

	9. Sonderregelungen
	9.1 Lehrverpflichtungen
	9.2 Sozialpläne und Abfindungen
	9.3 Auslandszuschläge
	9.4 Vergütungen und Beschäftigungsentgelte
	9.5 Übertarifliche Zulagen
	9.6 Aufwandsentschädigung
	9.7 Ausnahmen zum Besserstellungsverbot
	9.8 Vereinsspezifische Aufgaben

	10. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und der wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit dem Ausland
	10.1 Förderung mit Stipendium
	10.2 Förderung mit Vertrag
	10.3 Beteiligung der MPG an dualen praxisintegrierten und an dualen ausbildungsintegrierten Studiengängen

	IV. Liegenschaften und Vermögensgegenstände
	11. Grundstücke, Gebäude, bauliche Anlagen, grundstücksgleiche Rechte und bewegliche Sachen
	Vorgaben für die Anzeige eines Grundstückverkaufs
	Grundsätze für die unentgeltliche Übertragung/
	Überlassung ausgesonderter beweglicher Sachen


	12. Große Baumaßnahmen, grundstücksgleiche Rechte, Erwerb von Grundstücken, Gebäuden, baulichen Anlagen und Verträge über Miet-/Ratenkauf oder Leasing von Immobilien mit Erwerbsoption sowie der Abschluss von Miet- und Pachtver-trägen
	Leitfaden

	Checkliste zum Verfahren
	Prüfvermerk Bau-Berichterstatter
	Zwischennachweis 20.. in €
	V. Antragsgemeinschaft
	13. Ergänzende Regelungen für das MPI für Kohlenforschung und das MPI für Eisenforschung GmbH
	VI.  Nachweise
	14. Jahresabschluss und Verwendungsnachweis
	Fragenkatalog:
	Grundsatzpapier zu WP-Ausschreibungen bei institutionell geförderten Forschungseinrichtungen
	Unterlagen zum Verwendungsnachweis:


